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Die EU in Frage stellen 

Die irischen Kommunisten organisieren den Wi¬ 
derstand gegen das Spardiktat. 

Ein Interview mit Eugene McCartan, KP Irland. 

Seite 7 


Das Kapitel „Pegida“ 

... ist noch nicht abgeschlossen. Interview mit dem 
Sozialwissenschaftler Phillip Becher über Hinter¬ 
gründe und mögliche weitere Entwicklungen. 
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Thema der Woche 


In alle Welt 

Deutschland ist drittgrößter Rüstungsimpor¬ 
teur weltweit. Die Geschäfte laufen ganz le¬ 
gal mit dem Segen der Bundesregierung und 
Bundespfarrer Joachim Gauck. Von Kampf¬ 
panzern über U-Boote bis hin zu Sturmge¬ 
wehren und Kleinwaffen reicht die Produkt¬ 
palette... alles in deutscher Qualität. Nicht 
selten sind die Käuferländer der Vergangen¬ 
heit die Kriegsschauplätze der Zukunft. 

Der Tod ist und bleibt ein Meister aus 
Deutschland - auch 2015. 
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Stoppt Konfrontation und Aufrüstung 


I n München trifft sich am kom¬ 
menden Wochenende wieder das 
Terrornetzwerk NATO unter dem 
Vorwand, eine Sicherheitskonferenz 
durchzuführen. 

Der Bund sponsert auch in diesem 
Jahr diese Konferenz mit insgesamt 
rund einer Million Euro. Das Ge¬ 
samtbudget der Konferenz wird auf 
1,721 Millionen Euro veranschlagt. 
240 Bundeswehrsoldaten werden zur 
Unterstützung der Konferenz abge¬ 
stellt. 

Im Luxushotel Bayerischer Hof 
sitzen dann die Verantwortlichen für 
weltweite Kriege und Rüstung, für 
Folter, tausendfachen Drohnenmord 
und für das Flüchtlingsmassengrab 
im Mittelmeer. Ihr Krieg hat viele 
Gesichter. Sie sind verantwortlich für 
Interventions- und Aggressionskriege 
wie gegen Jugoslawien, Afghanistan 


oder Irak. Ihr Waffenexport befeuert 
kriegerische Konflikte rund um den 
Erdball. Mit ihrem international or¬ 
ganisierten Foltersystem führen sie 
Krieg gegen die Menschlichkeit und 
Menschenwürde. 

Handelsabkommen wie TTIP oder 
Sanktionen wie gegen Russland oder 
den Iran sind Teil ihres Krieges, der 
Menschen erniedrigt, demütigt oder 
tötet. 

Gegen Griechenland wird seit Jah¬ 
ren ein „finanzielles Waterboarding“ 
inszeniert. 

Und ihr Drohnenkrieg hat Tausen¬ 
den Unschuldigen das Leben gekostet, 
ihre Flüchtlingspolitik das Mittelmeer 
zum Massengrab gemacht. 

Deshalb ist der Begriff Sicherheits¬ 
konferenz eine Einwortlüge. 

Diese Konferenz ist keine Sicher¬ 
heitskonferenz sondern ein Jahrmarkt 


der Heuchler, der Doppelmoral und 
der Lügen. Die Politiker und Militärs 
der NATO-Staaten bei dieser Konfe¬ 
renz haben Blut an ihren Händen und 
ihre Kriege gründen allesamt auf Lü¬ 
gen und Bruch des Völkerrechts. 

Jetzt wird ein neuer kalter Krieg 
vom Zaun gebrochen. Die NATO 
rückt an Russlands Grenzen vor, 
schnelle Eingreiftruppen und ein Ra¬ 
ketenschirm werden installiert, NA- 
TO-Manöver finden in der Ukraine 
statt und die dortige von Faschisten 
durchsetzte Regierung ist Bündnis¬ 
partner der NATO. 

Es war viel die Rede von wachsen¬ 
der Verantwortung Deutschlands. Die 
erste Verantwortung, die wir vor der 
Geschichte haben, ist zu verstehen, 
dass es Frieden nur mit und niemals 
gegen Russland geben kann. Es gibt 
nur gemeinsame Sicherheit. Deshalb 


sind Sanktionen gegen Russland ver¬ 
antwortungslos, denn auch ein Wirt¬ 
schaftskrieg ist Krieg. 

Wenn ein Land systematisch de¬ 
stabilisiert wird, wie derzeit Russland, 
wenn man gegen dessen Währung spe¬ 
kuliert und Sanktionen beschließt, 
dann wird Europa nicht sicherer, son¬ 
dern das ist brandgefährlich. 

Deutschland müsse seine weltpo¬ 
litische Verantwortung „früher, ent¬ 
schiedener und substanzieller“ wahr¬ 
nehmen, so Bundespräsident Gauck 
auf der „Siko“ 2014. Siko-Chef Wolf¬ 
gang Ischinger lobt in der Zeitung 
„Welt“ ausdrücklich diese Position: 
Ohne diese Rede hätte es keine Waf¬ 
fenlieferungen an die Peschmerga ge¬ 
geben, auch wenn diese „nicht kriegs¬ 
entscheidend“ gewesen seien. Das 
stimmt. Entscheidend war etwas an¬ 
deres: Nämlich, dass das Tabu durch¬ 
brochen wurde, Kriegswaffen nicht in 
Spannungsgebiete zu liefern. 

Herr Ischinger schreibt in der 
„Welt“, die Sicherheitskonferenz sei 
Teil eines Krisenmanagements in der 
Region Naher und Mittlerer Osten 
und teilt gleichzeitig mit, er sei für den 
Einsatz der Bundeswehrluftwaffe im 
Irak gegen den sogenannten IS. 

Wer das Terrorkalifat IS bekämp¬ 
fen will, sollte zuallererst Druck auf 
den NATO-Komplizen Türkei und ei¬ 
nige arabische Staaten ausüben, ihre 
offensichtliche Unterstützung dieser 
Terrorbande zu beenden. 

Ein starker kurdischer Demoblock 
und eine Rede bei der Auftaktkundge¬ 
bung von Ercan Ayboga von „Tatort 
Kurdistan“ wird die Antwort unserer 
Demonstration sein. Ein Konzert von 
Konstantin Wecker bei der Abschluss¬ 
kundgebung auf dem Münchner Ma¬ 
rienplatz und eine Rede von Sevim 
Dagdelen (MdB) wird die Demo 
und Kundgebung beenden. Aber der 
Kampf geht weiter: Keine Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr und Stopp 
aller Waffenexporte! 

Walter Listl 

(Walter Listl ist aktiv im Bündnis ge¬ 
gen die sogenannte Sicherheitskonfe¬ 
renz) 


Kein Frieden 
mit der NATO 



Gegen die NATO- 
Sicherheitskonferenz 

Ablauf und Programm der Demo: 
Samstag, 7. Februar 2015 

12.30 Uhr Vorprogramm auf dem 
Platz 

13.00 Uhr Auftakt-Kundgebung 
Marienplatz, Redner: Wal¬ 
ter Listl vom Aktionsbündnis, 
Ercan Ayboga (Tatort Kurdistan) 

13.30 Uhr Demonstration in der In¬ 
nenstadt 

ca. 15.00 Uhr Schlusskundge¬ 
bung - Marienplatz mit Sevim 
Dagdelen, MdB DIE LINKE 

Künstlerisches Programm mit 
Konstantin Wecker 
und Freunden 

Laudatio 

zum Weltkulturerbe 

Auf Grund seiner Anmut und Schön¬ 
heit, die nur mit dem Schloss Neu¬ 
schwanstein zu vergleichen ist, so¬ 
wie seiner tiefen, immerwährenden 
Wahrhaftigkeit, wird der regelmäßige 
Reichtums-Bericht der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland hiermit zum erhal¬ 
tenswerten Weltkulturerbe erklärt. 
Nach jüngsten Forschungsergebnis¬ 
sen haben namhafte Wissenschaftler 
außerdem festgestellt, dass durch den 
Reichtums-Bericht bislang unerschüt¬ 
terliche Naturgesetze in Frage gestellt 
sind. - So fällt nach dem Gesetz der 
Schwerkraft zwar alles nach unten, 
nur Geld fällt immer nach oben. 

Werner Lutz 



Demonstration gegen NATO-Kriegstagung 


Ein kleiner Schock 

Wie groß ist der griechische Bruch mit der Troika? 


Armut und Privatisierungen, Lohnkür¬ 
zungen und Entlassungen, Spardiktat 
aus Brüssel und die selbstherrlichen 
Kontrollen der Troika - das war die 
neoliberale Weise, mit der die Krise in 
Griechenland bisher verwaltet wurde. 
Die Griechen haben sie abgewählt. 
Die Regierung Tsipras orientiert sich 
an anderen, keynesianischen Model¬ 
len: Staatseingriffe, Nachfrage stärken, 
Wirtschaft ankurbeln - ein Ende der 
Sparpolitik, der Bruch mit der Troika. 

Auf diese neue Politik richten Men¬ 
schen in ganz Europa ihre Hoffnungen. 
Was sie im einzelnen an sozialen Er¬ 
leichterungen bringen wird, muss sich 
noch zeigen. Das neue griechische Ka¬ 
binett kündigte unter anderem eine Er¬ 
höhung des Mindestlohnes und einen 
Stopp der Privatisierungen, die Wie¬ 
dereinstellung entlassener Staatsange¬ 


stellter und die Einbürgerung im Land 
geborener Migrantenkinder an. 

Aber die griechische Regierung 
setzt unterschiedliche Zeichen, die 
Regierenden der EU und der großen 
EU-Staaten auch. Kurz hatte es den 
Anschein, als wolle der neue Außen¬ 
minister Kotzias die Sanktionspolitik 
gegen Russland blockieren. Die Athe¬ 
ner Regierung dementierte: Sie habe 
dagegen protestiert, dass die EU über 
neue Sanktionen entschieden habe, 
ohne die neue griechische Regierung 
einzubeziehen. Versöhnliche Zeichen 
gegenüber Russland könnten für die 
neue Regierung aber auch dazu die¬ 
nen, einen neuen Käufer für eigene 
Staatsanleihen zu gewinnen. Tsipras 
erklärte jedoch, dass es zur Zeit keine 
Überlegungen gebe, Kredite aus Russ¬ 
land aufzunehmen. 


Nachdem der neue Finanzminis¬ 
ter Varoufakis die Zusammenarbeit 
mit den Troika-Kontrolleuren aufge¬ 
kündigt hatte, fügte er hinzu: „Unse¬ 
re Regierung wird mit größtem En¬ 
gagement mit der Eurozone, der EU 
und dem IWF Zusammenarbeiten. 
Aber mit der Troika, die ein Pro¬ 
gramm umsetzen will, dessen Idee 
wir als antieuropäisch betrachten, die 
auch das europäische Parlament für 
nicht demokratisch legitimiert hält, 
wollen wir nicht Zusammenarbeiten.“ 
Wolfgang Schäuble rief daraufhin zur 
Ordnung und erinnerte an die Ver¬ 
pflichtungen der Griechen nach den 
europäischen Verträgen. Der CSU- 
Politiker Manfred Weber, Vorsit¬ 
zender der konservativen Fraktion 
im Europäischen Parlament, warnte 
seine Kollegen, die den bisherigen 


Sparkurs auch nur im geringsten in 
Frage stellen: Sie sollten sich nicht 
„vom süßen Gift von Tsipras 4 Po¬ 
pulismus verführen lassen“. Für die 
Wahlentscheidung der Griechen in¬ 
teressiert er sich wenig - „Wir müs¬ 
sen den Griechen deutlich machen, 
dass der Weg der Strukturreformen 
alternativlos ist“, erklärte er. 

Jean-Claude Juncker, Präsident 
der EU-Kommission, zeigte dagegen 
Verständnis. Die FAS berichtete, er 
habe Verständnis für die griechischen 
Forderungen - schließlich habe Va¬ 
roufakis „nur das verhasste Symbol 
der ,Troika 4 abgelehnt“, nicht die Zu¬ 
sammenarbeit mit EU, EZB und IWF. 
Dazu kommt, dass ein neues Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes die 
rechtliche Konstruktion der Troika so¬ 
wieso in Frage stellt. 


Verständnis hat Juncker nach ei¬ 
nem Bericht im Handelsblatt auch da¬ 
für, dass die griechische Regierung den 
gesetzlich festgesetzten Mindestlohn 
erhöhen will. Er war im Zuge der Spar¬ 
maßnahmen von 751 auf 586 Euro ge¬ 
senkt worden. Nachdem das neue Ka¬ 
binett zunächst ankündigte, ihn sofort 
wieder auf 751 Euro anzuheben, legte 
es sich kurz darauf auf eine schrittwei¬ 
se Anhebung fest. Der Arbeitsminis¬ 
ter der Syriza-Regierung erklärte, dass 
eine Anhebung „auf diesem Niveau 44 
dem Markt „einen kleinen Wachs¬ 
tumsschock“ geben könne - schließ¬ 
lich seien Menschen in dieser Einkom¬ 
mensklasse gezwungen, das Geld für 
ihre Grundbedürfnisse auszugeben - 
„Brot, Milch, ein Paar Schuhe“. 

Olaf Matthes 

Siehe auch Seite 6 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 

Ein nationaler Konflikt 


Mehr Spielraum 

Interview mit Paul Rodermund, Vorsitzender der SDAJ 


Die griechische Kommunistische 
Partei KKE hat Recht, wenn sie fest¬ 
stellt, dass im Rahmen der EU und 
des Euro-Systems ein Weg aus der 
Krise nicht gefunden werden kann. 
Dennoch ist der Konflikt, der aktu¬ 
ell zwischen der neuen, von Syriza 
geführten griechischen Regierung 
auf der einen Seite und den anderen 
Euro-Regierungen auf der anderen 
Seite von großer Bedeutung - für die 
Griechen und für die anderen Völker 
Europas. Es geht zunächst darum, ob 
das Zwangskorsett für Griechenland, 
das halbkoloniale Regime der Troika 
über Griechenland abgeschafft oder 
wenigstens gemäßigt werden kann. 

Welche Wirkung der brutale 
Austeritätskurs auf die griechische 
Wirtschaft und Gesellschaft hat, ist 
oft geschildert worden. Die Tsipras- 
Regierung kann sich, wenn sie das 
Scheitern dieser Maßnahmen kon¬ 
statiert, auf einen der drei Troika- 
Administratoren, nämlich den IWF 
selbst berufen. In einer Studie des 
Währungsfonds wird eingeräumt, 
dass die Annahmen über die Wir¬ 
kung der radikalen Ausgabenkür¬ 
zungen fehlerhaft waren und deshalb 
das Ausmaß der resultierenden Krise 
unterschätzt wurde. Der neue grie¬ 
chische Finanzminister Jannis Va- 
rufakis wird nicht müde, auf seiner 
Reise durch die Hauptstädte Euro¬ 
pas den Finanzminister-Kollegen wie 
Michel Sapin in Paris und Wolfgang 
Schäuble in Berlin klarzumachen, 
dass sie nur dann Aussicht darauf ha¬ 
ben, das viele Geld der Steuerzahler 
ihres Landes zurückgezahlt zu be¬ 
kommen, wenn die griechische Wirt¬ 
schaft sich ein wenig erholen kann. 

Das Argument wird nicht falsch, 
wenn man anmerkt, dass es als 
selbstverständlich voraussetzt, dass 
sich an der Priorität der Schulden¬ 
zahlung und dem Zwangsverhältnis 
von Gläubiger und Schuldner nichts 
ändert. Dieses Verhältnis ist charak¬ 
teristisch für die Beziehungen der 
Eurostaaten zueinander. Auch die 
EU- und Euro Verträge sind eigent¬ 
lich Verträge unter formell gleichbe¬ 
rechtigten Staaten. Im Zuge der Eu¬ 
ro-Krise sind aus den gleichberech¬ 
tigten Verhältnissen zwischen den 
Euro-Staaten klassische Gläubiger- 


Schuldner-Beziehungen geworden. 
Die Pleitekandidaten wurden unter 
Zwangsverwaltung gestellt. Im Kon¬ 
sortium der Gläubiger erhält der 
größte Staat ein Vetorecht. Seitdem 
ist Deutschland nicht nur implizit 
sondern ganz offen die Führungs¬ 
macht in diesem Teil der Welt. 

Wessen Interessen vertritt dieser 
Staat? Offensichtlich nicht die seiner 
Steuerzahler. Dann hätte Varufakis‘ 
Argument längst bei Schäuble ver¬ 
fangen. Vielmehr das Interesse des 
internationalen Finanzkapitals am 
reibungslosen Funktionieren des Fi¬ 
nanzsystems. Dieses Interesse und 
das des deutschen Kapitals sind in 



diesem Fall - eben wegen der er¬ 
reichten Führungsposition - so gut 
wie gleich. Nicht ganz so deckungs¬ 
gleich damit sind die Interessen des 
französischen und noch weniger die 
des italienischen oder spanischen Ka¬ 
pitals. Den griechischen Kapitalisten, 
auch denen, die ihr Geld vorsorglich 
ins Ausland geschafft haben, macht 
es vermutlich wenig Freude, dass ihr 
Staat unter ausländische Zwangsver¬ 
waltung gestellt worden ist. Die Sy- 
riza-Regierung vertritt nationale In¬ 
teressen, auch die der Bourgeoisie. 
Die Beteiligung der kleinen rechten 
Anel-Partei ist dafür ein Ausdruck. 
Von Griechenland aus wird kein neu¬ 
es Modell für Europa gefunden. Viel¬ 
mehr beginnt hier endlich ein Riss in 
der EU, der auch entlang nationaler 
Interessen verläuft. 


Die SDAJ hat das Jahr 2014 genutzt, um 
sich gerade hei jungen Gewerkschafter- 
Innen bekannter zu machen. 2015 will 
der Jugendverband seine neuen Mög¬ 
lichkeiten nutzen. 

UZ: Die SDAJ hat 2014 mit der Kampag¬ 
ne „Ausbeuter outen“ und einem starken 
Auftritt beim Jugendaktionstag der IG 
Metall in Köln ein erfolgreiches Jahr ge¬ 
habt. Besonders euer Jugendkongress mit 
knapp 300 Teilnehmerinnen, davon viele 
aus der Gewerkschaftsjugend, hat mich 
persönlich positiv überrascht. Wie habt 
ihr den Jugendkongress ausgewertet? 

Paul Rodermund: Der Jugendkongress 
war der Höhepunkt unserer Kampagne 
im Ausbildungsbereich. Das war einer 
unserer größten Erfolge auf Bundesebe¬ 
ne, bei dem es uns gelungen ist, eine gro¬ 
ße Ausstrahlung nach außen zu erzielen. 
Wir wurden von jungen Gewerkschafter/ 
innen und anderen Bündnispartnern als 
eine der entscheidenden Kräfte wahr¬ 
genommen, die sich um kämpferische 
Betriebs- und Gewerkschaftspolitik von 
Jugendlichen Gedanken macht. Vor al¬ 
lem ist es gelungen, Jugendorganisati¬ 
onen der Gewerkschaften konkret mit 
ins Boot zu holen - beim Jugendkongress 
zum Beispiel die DGB-Jugend Frankfurt, 
die mit einem eigenen Bus dafür gesorgt 
hatte, dass Interessierte an unserem Ju¬ 
gendkongress teilnehmen konnten. Auch 
inhaltlich war die Gewerkschaft beteiligt. 
So hatten wir u. a. ein Mitglied des Bun¬ 
desvorstandes der DGB-Jugend auf dem 
Podium. 

Bündnispolitisch haben sich neue 
Spielräume ergeben, was wir auch daran 
merken, dass die DGB-Jugend Köln be¬ 
reits einen Workshop für unser Festival 
der Jugend plant. Das läuft recht unkom¬ 
pliziert, weil Jugendkongress und Kam¬ 
pagne bei der Gewerkschaftsjugend an¬ 
gekommen sind. 

UZ: Und was hat der Jugendkongress an 
Inhalten gebracht? Gibt es verwertbare 
Ergebnisse, mit denen ihr Weiterarbeiten 
werdet? 

Paul Rodermund: Klar ist, dass der Kon¬ 
gress nur ein inhaltlicher Aufschlag sein 
konnte, er hat aber auch Ergebnisse ge¬ 
bracht. Wir hatten die Themen erst ein¬ 
mal relativ weit gefächert und versucht, 
das Ganze unter den Nenner „Ausbil¬ 


dungsgesetz“ zu bringen. Das war für 
den Anfang gut und hat in eine gemein¬ 
same Resolution zum Ausbildungsgesetz 
gemündet. 

Aber richtig ist auch: Jetzt muss es 
konkret werden. Beispielsweise ist nach 
der Einführung des Mindestlohns die 
Mindestausbildungsvergütung ein The¬ 
ma. Da gab es beispielsweise auch auf 



unserem Jugendpodium bei der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz Auseinanderset¬ 
zungen, ob so eine Forderung beschlos¬ 
sen werden soll, wie hoch eine solche 
Vergütung sein müsste usw... 

UZ: ...und wie hoch soll eine solche 
Forderung eurer Meinung nach sein? 

Paul Rodermund: Wir als SDAJ sagen 
dazu: 1 200 Euro netto mindestens sind 
nötig, um ein selbstständiges, elternunab¬ 
hängiges Leben führen zu können. Die 
Höhe einer Mindestausbildungsvergü¬ 
tung mit der Gewerkschaftsjugend zu 
diskutieren und hier gegebenenfalls, zu 
einer gemeinsamen Beschlusslage zu 
kommen, für die wir uns einsetzen, hal¬ 
te ich für ein diskussionswürdiges The¬ 
ma, welches zu einer Fortführung des 
Jugendkongresses in diesem Jahr führen 
könnte - sofern Interesse bei unseren 
Bündnispartnern besteht. Als Idee steht 
sogar im Raum, einen solchen Jugend¬ 
kongress perspektivisch zu einer festen 
Instanz zu machen. 

UZ: Das klingt sehr ambitioniert... 

Paul Rodermund: ... und wie gesagt, erst 
einmal ist es nur eine Idee, da ist noch 
nichts beschlossen. Aber wir haben fest¬ 
gestellt: Bei den „Erwachsenen“ gibt es 
Orte für die Debatte um die Ausrichtung 
kämpferischer Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik, so z.B. die Streikkonfe¬ 


renz, die sich mittlerweile bei Gewerk¬ 
schaftslinken etabliert hat. 

Im Jugendbereich gibt es in dieser 
Richtung vergleichsweise wenig. 

Was tatsächlich fehlt, ist, dass sich die 
Kolleginnen und Kollegen, die in den Be¬ 
trieben aktiv sind und die mehr wollen 
als nur bei den Ausbildungsbedingungen 
innerhalb der Grenzen der Mitbestim¬ 
mung mitzuwirken, austauschen können. 
Hier fehlt es an einem Forum, an einem 
Vernetzungstreffen wie es der Jugend¬ 
kongress war. Einen solchen festen Ort 
zu schaffen, an dem Gewerkschaftsju¬ 
gend und andere Jugendorganisationen 
außerhalb der Gewerkschaften über 
kämpferische Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik diskutieren können, das 
könnte Aufgabe der Fortsetzung des Ju¬ 
gendkongresses sein. 

UZ: Du hast das Festival der Jugend in 
Köln bereits angesprochen. Was plant ihr 
an inhaltlichen Runden - gerade für den 
Bereich Arbeiterjugendpolitik? 

Paul Rodermund: Schwerpunkt des Fes¬ 
tivals wird erst einmal Antiimperialismus 
sein, wie überhaupt das kommende hal¬ 
be Jahr für die SDAJ unter diesem The¬ 
ma stehen wird, denn wir werden zur Si¬ 
cherheitskonferenz, zur EZB-Eröffnung 
und zum G7-Gipfel mobilisieren. Das 
sind drei Höhepunkte, drei Treffen der 
Imperialisten, bei denen wir zeigen wol¬ 
len, dass es auch innerhalb Deutschlands 
Widerstand gegen die Kriegspolitik gibt, 
auch und gerade gegen den neuen Füh¬ 
rungsanspruch Deutschlands. Wir hoffen 
damit die Friedensbewegung zu stärken 
und zu inhaltlicher Klarheit beizutragen. 

Das wird sich auch beim Festival der 
Jugend zeigen: Eine der Hauptrunden wird 
zum Widerstand gegen das Treffen der G7 
sein, das kurz danach stattfinden wird. 

Zum Thema Arbeiterjugendpolitik 
wird es einen Workshop mit der DGB- 
Jugend Köln geben. Da wird es um Rech¬ 
te und Pflichten in der Ausbildung gehen, 
voraussichtlich verknüpft mit der Frage, 
wie stellen wir uns eigentlich kämpferi¬ 
sche Politik in den Betrieben vor. Das 
zweite ist eine Podiumsdiskussion, wo 
es um einen konkreten Erfahrungsaus¬ 
tausch gehen soll. Hier werden dann 
„Best Practice“-Beispiele zu Arbeits¬ 
kämpfen, JAV-Arbeit oder in Gewerk¬ 
schaftsgremien vorgestellt. 

Das Interview führte Lars Mörking 


Ein Tag das Widerstandes 

Mit der Esslinger Belegschaft zur Aktionärsversammlung von ThyssenKrupp Presta 



Am 30. Januar fuhr ich mit der Ess¬ 
linger Belegschaft der ThyssenKrupp 
Presta GmbH zur Aktionärsversamm¬ 
lung des Konzerns nach Bochum, wo 
die Kolleginnen und Kollegen vor 
dem/und im Ruhr Kongress-Zentrum 
gegen die geplante Schließung „ihres“ 
Standorts protestierten. 

Der Widerstand in Esslingen hat 
eine lange Vorgeschichte. Seit Jahren 
kämpft die Belegschaft für eine „nach¬ 
haltige Ausrichtung“ und gegen das 
systematische Ausbluten des Standor¬ 
tes. Bereits 2007 schloss die IG Metall 
mit der Geschäftsleitung einen „Tarif¬ 
vertrag zur Förderung von Innovati¬ 
onen“. Damit wurde nicht verhindert, 
dass der Vorstand der ThyssenKrupp- 
Sparte, Components Technologies, 
am 5. Juni 2014 die Schließung die¬ 
ses Entwicklungsstandortes für PKW- 
Lenkung verkündete, in dem ca. 150 
Beschäftigte, (überwiegend Techniker 
und Ingenieure) arbeiten, zum Som¬ 
mer 2015. 

Seitdem brodelt es in Esslingen. 
Die zweitägige Betriebsversamm¬ 
lung am 2.13. September 2014 im Bür¬ 
gerhaus des alten Rathauses und der 
24-stündige Warnstreik Anfang De¬ 
zember 2014 in dem das Werk vorü¬ 
bergehend besetzt wurde, waren nur 
Highlights des Widerstandes. Immer 
wieder gab es lange Betriebsversamm¬ 
lungen. 


Auf einer solchen Betriebsver¬ 
sammlung berichtete ich als Referent 
über die erfolgreiche Verhinderung der 
Zerschlagung des Betriebes KBA-Me- 
talPrint in Stuttgart-Zuffenhausen im 
Jahr 2010, dessen Betriebsratsvorsit¬ 
zender ich damals war. Diesem Ken¬ 
nenlernen verdanke ich die Einladung 
zur Teilnahme an der Aktion, die am 
30. Januar 2015 stattfand: 

1.30 Uhr: Es ist eiskalt, als der Bus 
in Esslingen startet, um pünktlich zur 
Autobahnraststätte Wunnenstein zu 
kommen, wo weitere Kolleginnen und 
Kollegen zusteigen. Viele sind schon 
am Vortag mit dem PKW nach Bo¬ 
chum gefahren, „um Vorbereitungen 
zu treffen“. 

Der geplante „Sicherheits-Zeit¬ 
puffer“ zum rechtzeitigen Eintreffen 
in Bochum schmilzt auf Null, infolge 
eines Staus, verursacht durch Eis- und 
Schneeglätte und querstehende LKW. 
Trotzdem sind wir pünktlich da. 

10.00 Uhr: Neben dem Infostand 
der Esslinger treffen wir überraschend 
auf eine Abordnung von Stahlarbei¬ 
tern des ThyssenKrupp-Konzerns, die 
ebenfalls gegen die geplante Schlie¬ 
ßung „ihres“ Werkes protestieren und 
auf eine Bürgerinitiative, die auf ein 
Stahlwerk aufmerksam macht, das 
der Konzern in Brasilien ohne Be¬ 
triebsgenehmigung betreibt und „das 
den Anwohnern das Leben zur Hölle“ 


macht. Außerdem protestiert sie gegen 
die Lieferung von Waffenexporten an 
Krisenstaaten. So gibt es nicht nur ein 
Aktionärstreffen im Kongresszentrum, 
sondern auch ein Treffen des Wider¬ 
standes davor. 

Auf der Aktionärsversammlung 
machen die Esslinger Furore. Etliche 
haben sich je eine Aktie und damit 
Rederecht erkauft, von dem sie aus¬ 
giebig Gebrauch machen - ihre mit¬ 
gebrachten Transparente sorgen für 
Aufregung. 


12.30 Uhr: Die draußen am In¬ 
fostand verbliebene Gruppe schickt 
eine Abordnung zum Schwesterbetrieb 
ThyssenKrupp Presta in Mülheim an 
der Ruhr, um zum Schichtwechsel So¬ 
lidaritätsflyer zu verteilen. Auch dort 
betreibt der Konzern Kahlschlagspoli¬ 
tik - um 120 Beschäftigte soll die Be¬ 
legschaft reduziert werde. Durch um¬ 
fangreiche „Sparmaßnahmen sollen 
26 Prozent der Arbeitsentgeltsumme 
eingespart werden. 40-Stundenwoche 
ohne Lohnausgleich, Reduzierung des 


Urlaubs auf 24 Tage, Samstag als Re¬ 
gelarbeitszeit, Tariferhöhungen nur 
zur Hälfte der Abschlüsse, Neuein¬ 
stellungen in EG 3, „Überprüfung“ 
bestehender Eingruppierungen und 
Begrenzung der Leistungszulage auf 
drei Prozent stehen auf dem Horror¬ 
katalog. Halbierung von Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld. Trotzdem droht - dem 
Vernehmen nach - 2021 die Betriebs¬ 
schließung. 

Die zum Schichtwechsel ein- und 
ausströmenden Kolleginnen und Kol¬ 
legen nehmen die Flyer freundlich 
auf. Viele versichern, dass sie sich auf 
das Sparprogramm nicht einlassen, 
sondern ebenfalls Widerstand leisten 
wollen. 

15.30 Uhr Völlig durchgefroren, 
aber bester Laune, kehrt die Abord¬ 
nung zum Bochumer Kongresszentrum 
zurück. Es dauert noch bis 18.00 Uhr 
bis die aktienbesitzenden Kolleginnen 
und Kollegen alle mit ihren Redebei¬ 
trägen fertig sind. 

Auf der Rückreise kommen wir 
wieder in einen Schneeglätte-Stau. 
Auf Um- und Schleichwegen schlägt 
sich der Bus bis Esslingen durch. Bis 
ich danach mit der S-Bahn zu Hause 
angekommen bin, ist es Mitternacht 
geworden. Ein schöner Tag! Wenn alle 
so wären, würde ich optimistischer in 
die Zukunft blicken. 

Manfred Jansen 
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Lohndrücker Post 

DHL-Tochter schnürt Paketboten die Luft ab 



as Paket enthält nichts Gutes: 
Mitte Januar verkündete der 
Vorstand der gelben Post einen 
weiteren massiven Personalabbau im 
Konzern. Zukünftig sollen Paketzu¬ 
steller zu deutlich schlechteren Gehäl¬ 
tern und Arbeitsbedingungen in einer 
neuen DHL Delivery GmbH arbeiten. 
Betroffen sind rund 10 000 Beschäf¬ 
tigte. Klammheimlich wurde der neue 
Dumping-Paketdienst im November 
gegründet. Gezahlt wird nur noch nach 
regionalen Logistiktarifverträgen. Laut 
ver.di drohen den Beschäftigten allein 
mit Blick auf den Stundenlohn Absen¬ 
kungen von bis zu 20 Prozent. Das Ziel: 
Die Post will bis 2020 ihren Gewinn auf 
fünf Milliarden Euro verdoppeln. 

ver.di sieht im dem Vorgehen eine 
breit angelegte Tarif- und Mitbestim¬ 
mungsflucht. Andrea Kocsis, stellver¬ 
tretende ver.di-Vor sitzende, bezeichnet 
das Ganze als „einen sozialpolitischen 
Skandal erster Güte“, der „die Sozial¬ 
partnerschaft im Kern erschüttert“. 

Unter Ausnutzung der gesetzlichen 
Möglichkeiten - eines Teilzeit- und Be¬ 
fristungsgesetzes von SPD, CDU, Grü¬ 
ne und FDP - gibt es bei der Deut¬ 
schen Post mehr als 24 000 befristete 
Beschäftigte. Davon sollen nun knapp 
die Hälfte in die Billiggesellschaft 
wechseln. D.h., die soll zu Löhnen ar¬ 
beiten, die niedriger liegen als in den 
befristeten Arbeitsverhältnissen. Dabei 
versuchen die Bosse des Konzerns, sich 
über geltende Vereinbarungen oder Ta¬ 
rifverträge hinwegzusetzen. 

Zugeständnisse von ver.di beim Ab¬ 
schluss von bestehenden Haustarifen - 
ohne mögliche Mobilisierungen - wer¬ 
den die Konzernspitze zu immer weite¬ 
ren Angriffen auf die Gewerkschaften 
und Belegschaften verlocken. Trotz 
Existenz eines gültigen Vertrages, der 


bis zum 31. Dezember 2015 ein Ver¬ 
bot von weiteren Fremdvergaben fest¬ 
schreibt, gibt es erste Regionen, in de¬ 
nen die DHL Delivery Fakten für die 
Paketzustellung schafft. Unter anderem 
in Berlin, Rostock, Hamburg, Frank¬ 
furt/Main, Nürnberg und Karlsruhe. 

Die Monierung von ver.di, so wer¬ 
de die Sozialpartnerschaft erschüttert, 
wird keinen Seismographen in der Vor¬ 
standsetage der Post in Bonn bewegen. 
Das Vorhaben ist so nicht zu bremsen. 
Erst recht nicht, weil die Formulierung, 
die „Arbeitgeber kündigen die Sozi¬ 
alpartnerschaft auf“ fasst schon zum 


ständigen Repertoire einiger Gewerk¬ 
schaftssekretäre gezählt werden kann. 

Die Personalpolitik der Post, aber 
auch die Äußerung von Kocsis führte 
bei den Betroffenen zu Kritik. In In¬ 
ternetforen ist diese Kritik nachzule¬ 
sen: „Die Entrüstung von ver.di reiche 
nicht“ schreibt ein Paketzusteller. „Be¬ 
triebsräte und Gewerkschaften müssen 
mit den Betroffenen ein Konzept erar¬ 
beiten, wie man auf die Ausgliederung 
von Personal wirkungsvoll reagiert“. 
Wie Widerstand überbetrieblich or¬ 
ganisiert wird, „dazu gehöre auch ein 
Erzwingungsstreik“. Eine Kollegin 


schreibt: „Sozialpartnerschaft kann 
nur auf gleicher Ebene stattfinden“, 
um dann zu fragen, wo es diese in der 
Bundesrepublik jemals zwischen Ge¬ 
werkschaften, Beschäftigten und Ka¬ 
pital gegeben habe. Also: „Schluss mit 
der Schwafelei“. 

Auf Nachfrage bestätigte ver.di, 
rechtliche Schritte gegen das Vorgehen 
der Post zu prüfen. Allerdings verspre¬ 
che man sich nicht allzu viel davon, da¬ 
mit verstreiche zuviel Zeit. Trotzdem, 
so Kocsis, denke man nicht an Streik 
und sehe diesen als letztes Mittel. 

Herbert Schedlbauer 


Debatte zur Metall-Tarifrunde: 


Gewerkschaftliche Gegenmacht oder Verzichtspolitik? 

Eine Antwort auf Achim Bigus 


Mindestlohn 

„leicht“, „leichter“ oder 
„am leichtesten“ 

Der Mindestlohn bleibt trotz seiner ge¬ 
ringen Höhe von 8,50 Euro ein Streit¬ 
thema in der Großen Koalition. Nach¬ 
dem DGB-Gewerkschaften bereits auf 
„Arbeitergeber“-Strategien zur Um¬ 
gehung des Mindestlohns hingewiesen 
hatten, geistern nun Meldungen durch 
die Medien, nach denen die 8,50 Euro 
in einigen Wirtschaftsbereichen nicht 
tragbar sei - u.a. in der Pflege, der Lo¬ 
gistik und der Gastronomie. 

Die Kampagne gegen den Mindest¬ 
lohn wird unter anderem befördert von 
der „Initiative Neue Soziale Marktwirt¬ 
schaft“ (INSM), die mit Slogans wie 
„Gegen das Lohndiktat“ und „Eingriff 
in die Tarifautonomie“(!) versuchen, 
den Geltungsbereich des Mindestlohns 
weiter zu verringern. Ihre Alternative: 
zur „Sicherung eines Mindesteinkom¬ 
mens auch weiterhin bei Bedarf die 
Einkommen unter dem Existenzmini¬ 
mum auf stocken. So kann Armut effi¬ 
zient und zielgenau bekämpft werden.“ 
(insm.de). D. h. Armutslöhne sollen 
weiter staatlich subventioniert werden. 

Flankiert wird das Ganze vom In¬ 
stitut für Angewandte Wirtschaftsfor¬ 
schung (IAW), das in einer Pressemit¬ 
teilung vom 3. Februar behauptet, der 
Mindestlohn begünstige die Schwarz¬ 
arbeit: „Die robuste Situation auf dem 
Arbeitsmarkt und das geringe, aber po¬ 
sitive erwartete Wirtschaftswachstum 
üben einen dämpfenden Effekt auf das 
Ausmaß der Schattenwirtschaft aus. 
Dagegen verstärken steigende Sozial¬ 
beiträge und die Einführung des ge¬ 
setzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro 
die Anreize, in der Schattenwirtschaft 
zu arbeiten.“ Auch hier bietet sich eine 
Übersetzung an: Es gibt laut IAW kei¬ 
nen Zuwachs bei der Schwarzarbeit, 
aber es hätte vermutlich einen Rück¬ 
gang geben können, wenn es den Min¬ 
destlohn nicht gäbe. 

Das leuchtet ein, denn Löhne von 
8,50 Euro plus Sozialabgaben zwingen 
die „Arbeitgeber“ in Billiglohnbran¬ 
chen zu illegalen Geschäftspraktiken, 
ansonsten droht Gewinnverlust. 


„Der Mindestlohn gilt 
flächendeckend und ohne 
Schlupflöcher“ (Andrea Nahles) 


Anmerkung der Redaktion: In der UZ 
Nr. 4 vom 23. Januar 2015 haben wir 
eine Debatte zur Tarifrunde mit Bei¬ 
trägen von Christiaan Boissevain und 
einer Kritik von Achim Bigus eröffnet. 
Diese Debatte setzen wir hiermit fort 
und fordern dazu auf uns weitere De¬ 
battenbeiträge zu schicken. 

Achim Bigus macht mir den Vorwurf, 
dass ich Streiken als „Selbstzweck“ be¬ 
trachten würde. 

Unter Komunistlnnen müsste je¬ 
doch klar sein, dass Klassenbewusst¬ 
sein das Ergebnis von Klassenkämpfen 
und von historischen Klassenkampfer¬ 
fahrungen ist. Der Streik spielt dabei 
eine entscheidende Rolle. 

Auch Sozialdemokraten vertraten 
bis etwa 1989 in der gewerkschaftlichen 
Schulungsarbeit zwei grundlegende Er¬ 
kenntnisse: 

★ es gibt einen grundsätzlichen Wi¬ 
derspruch zwischen Kapital und Ar¬ 
beit und 

★ es geht in der Gewerkschaftsarbeit 
allgemein und bei den Tarifrunden ins¬ 
besondere um die Herstellung gewerk¬ 
schaftlicher Gegenmacht. 

Gewerkschaften als Schule 
des Klassenkampfs 

Obige Erkenntnisse werden in den 
Gewerkschaften nur noch in geringem 
Ausmaß vermittelt, diese sind nicht 
mehr „Schule des Klassenkampfes“, 
wie wir sie brauchen. Wenn die Kampf¬ 
methode des Durchsetzungsstreiks sei¬ 
tens der IG-Metall-Führung seit mehr 
als 13 Jahren nicht mehr angewendet 
wird, sendet sie an die Adresse der Ge¬ 
genseite das klare Signal, dass sie die 
Kampfbereitschaft der Kolleginnen, 
die in den Warnstreiks zum Ausdruck 
kommt, nicht mehr weiter - bis hin zur 
Durchsetzung der Forderungen - trei¬ 
ben will. Dies schwächt die IGM und 
stärkt sie nicht! An der Basis sind da¬ 


durch die Erwartungen der Kollegin¬ 
nen an ihre Gewerkschaft massiv ge¬ 
sunken, und immer seltener fordern sie 
ein offensiveres Vorgehen. 

Natürlich üben auch Warnstreiks 
einen gewissen ökonomischen Druck 
auf die Unternehmer aus - umso mehr 
jedoch ein Durchsetzungsstreik! (Dass 
ein Vollstreik eher zu einer Niederlage 
führen würde, liegt genau daran, dass 
viele Betriebe des Streiks völlig ent¬ 
wöhnt sind!) Darüber hinaus hat der 
Streik tatsächlich einen „Selbstzweck“, 
nämlich: 

★ die Kolleginnen ihre eigene Kraft, 
Macht und Kollektivität erfahren zu 
lassen, was bei Warnstreiks zwar auch 
möglich ist, aber natürlich in geringe¬ 
rem Maße 

★ und so ihr Klassen-Bewusstsein zu 
entwickeln bzw. zu stärken, was bei 
Tarifrunden in Kurzform heißt: Die 
Macht der Unternehmer und Konzern¬ 
herren beruht auf ihrem Eigentum an 
den Fabriken - unsere Gegenmacht be¬ 
ruht darauf, dass wir diese Fabriken am 
Laufen halten oder eben nicht. 

★ das „Anspruchsdenken“ zu bekräf¬ 
tigen, d.h. ein besseres Auskommen zu 
fordern und dafür alle Streikformen 
einzusetzen, statt immer wieder die ei¬ 
genen berechtigten Ansprüche zurück- 
zustellen - weil (angeblich) sonst die 
Wettbewerbsfähigkeit des Betriebes 
bzw. der deutschen Wirtschaft gefähr¬ 
det sei. 

Hängt das Ansetzen eines 
Streiks vom konkreten 
Verlauf einer Tarifrunde ab? 

Ja, natürlich, auch! Aber eben nicht 
nur! Der konkrete Verlauf einer Tarif¬ 
runde hängt auch von dem Verlauf der 
vergangenen Tarifrunden ab: Die Leh¬ 
ren, die Vorstand wie Mitglieder aus 
den vergangenen Tarifrunden ziehen, 
bestimmen über Strategie und Taktik 
bei den nächsten Tarifrunden mit. 


★ auf der Ebene der konkreten Ta¬ 
rifverhandlungen führt das dazu, nur 
noch Warnstreiks durchzuführen. 

★ auf der Ebene der Auseinanderset¬ 
zung um das Streikrecht (Tarifeinheit) 
bemüßigt sich unser Vorstand, den An¬ 
griff auf das Koalitions- und Streikrecht 
klein zu reden, ja zu leugnen. Beidem 
liegt die gleiche Grundlinie der IGM- 
Politik zugrunde: zugunsten der Wett¬ 
bewerbsfähigkeit des deutschen Kapi¬ 
tals Verzicht zu üben! 

Für einen kräftigen 
Schluck aus der Pulle! 

Aktuell können wir einen relativen 
Rückgang der Massenarbeitslosig¬ 
keit und ausgezeichnete Renditen in 
der Elektro- und Metallindustrie in 
den letzten Jahren verzeichnen. Und 
schließlich gibt es die Aufforderung ei¬ 
nes Sprechers der Bundesbank, einen 
kräftigen Schluck aus der Pulle zu neh¬ 
men, um die Binnenkonjunktur zu stär¬ 
ken. Dieses Argument wird von Seiten 
der Gewerkschaftsführung gern als Be¬ 
gründung für die Höhe der Forderun¬ 
gen in Anspruch genommen. Mit der 
Forderung nach 5,5 Prozent plus Bes¬ 
ser- bzw. Neu-Regelung der Altersteil¬ 
zeit und der Weiterbildungschancen 
wird meiner Meinung nach der derzeit 
mögliche Verteilungsspielraum bei wei¬ 
tem nicht ausgereizt! 

Wann hatten wir in den letzten Jah¬ 
ren so günstige Bedingungen für eine 
hohe Entgeltforderung plus zwei qua¬ 
litative Forderungen - „on top“ - wie 
jetzt? Und wo steht geschrieben, dass 
eine hohe Entgeltforderung mit qua¬ 
litativen Forderungen verrechnet wer¬ 
den muss? Das hängt und hing immer 
von günstigen Bedingungen wie einer 
guten Konjunktur und geringerer Ar¬ 
beitslosigkeit ab. Und natürlich von 
der Kampfbereitschaft der Kollegin¬ 
nen! Wenn wir etwas von dem zurück¬ 
holen wollen, was in den vergangenen 


Jahren verloren ging - und wir haben 
das bitter nötig -, müssen wir die auch 
bei vielen Kolleginnen eingeschliche¬ 
ne Zurückhaltung aufgeben und dem 
Anpassungskurs der IGM widerstehen. 

Objektive Bedingungen 
zu negativ? 

Wenn unter diesen Bedingungen die IG 
Metall-Führung nicht entschlossen ist, 
die aufgestellten Forderungen in vol¬ 
ler Höhe ohne Verrechnung mit Streik 
durchzusetzen, wann denn dann? 

Natürlich sehe auch ich, dass die 
Kampfbedingungen durch den objek¬ 
tiven Druck von Massenarbeitslosig¬ 
keit, Sozialabbau, massiver Zunahme 
ungesicherter Arbeitsverhältnisse wie 
Leiharbeit, und Werkverträge, Hartz¬ 
gesetze, Privatisierungen usw. schlech¬ 
ter wurden. Und selbstverständlich hat¬ 
ten 30 Jahre neoliberaler Politik tiefe 
Auswirkungen auf das Bewusstsein der 
Arbeiterklasse, bis dahin, dass die Mo¬ 
bilisierungsfähigkeit klassischer Berei¬ 
che der deutschen Arbeiterbewegung 
wesentlich geschwächt wurde. Doch al¬ 
lein darauf sind die bescheidenen Tarif¬ 
abschlüsse der letzten 15 bis 20 Jahre 
nicht zurückzuführen. 

Es gibt eben eine Wechselwirkung 
zwischen den objektiven Bedingun¬ 
gen und den subjektiven Antworten, 
die die Arbeiterbewegung darauf gibt. 
Mit der derzeitigen Politik der IGM- 
Führung ist diese Wechselwirkung 
vorwiegend (nicht nur!) negativ: Je 
mehr eine Gewerkschaft vor dem An¬ 
griff des Kapitals zurückweicht, desto 
anmaßender und fordernder wird die¬ 
ses.: Wer wagt kann gewinnen - wer zu 
wenig wagt, hat schon (halb) verloren! 

Christiaan Boissevain 

(Betriebsrat und Vertrauensmann in der Münchner Flug¬ 
zeugindustrie, Mitglied der IG Metall und aktiv im Ar¬ 
beitsausschuss Initiative zur Vernetzung der bundeswei¬ 
ten Gewerkschaftslinken) 


Bundesarbeitsministerin Andrea 
Nahles stellte sich derweil so breitschul¬ 
trig vor den Mindestlohn, dass befürch¬ 
tet werden muss, dass hinter ihr an der 
weiteren Aufweichung gearbeitet wird. 
„Wir werden uns durch das Störfeuer 
aus der Unionsfraktion und seitens der 
Arbeitgeber nicht aus der Ruhe bringen 
lassen“, versprach auch SPD-Generalse- 
kretärin Yasmin Fahimiam und sprach 
sich gegen einen „Mindestlohn-Light“ 
aus, womit sie wohlgemerkt nicht den 
bestehenden meinte. 

DGB-Vorstandsmitglied Anne- 
lie Buntenbach argumentierte im Ton 
volkswirtschaftlichen Sachverstands 
gegen die von „Arbeitgebern“ vorge¬ 
brachte Kritik, der Mindestlohn habe 
einen negativen Effekt auf den Arbeits¬ 
markt: „Der Trend zu mehr Beschäfti¬ 
gung hält an, und die Arbeitslosigkeit 
ist für einen Wintermonat nur mode¬ 
rat angestiegen. Auch die frühzeitigen 
Arbeitssuchendmeldungen lassen nicht 
erkennen, dass es zu Entlassungswellen 
gekommen wäre, wie manche Mindest¬ 
lohngegner unkten.“ 

Ein Ziel haben die Angriffe auf 
den Mindestlohn leider erreicht: Über 
die notwendige umgehende Anhebung 
und Ausweitung spricht derzeit kaum je¬ 
mand. Im Gegenteil, das Motto der Ar¬ 
beitsministerin Nahles scheint derzeit 
zu heißen: Der Mindestlohn bleibt wie 
er ist, ohne weitere Ausnahmen - nur 
die Einhaltung muss nicht sofort und 
nicht überall kontrolliert werden. 

Die Einhaltung fällt also in den Auf¬ 
gabenbereich aktiver Gewerkschafte- 
rinnen und Gewerkschafter. Beschäf¬ 
tigte sollten jede Möglichkeit nutzen, 
Verstöße anzuzeigen und dagegen vor¬ 
zugehen - individuell und kollektiv. 
Und wo wir schon dabei sind, kann auch 
gleich über eine Anpassung der Höhe 
des Mindestlohns an die realen Lebens¬ 
verhältnisse nachgedacht werden. 

Lars Mörking 
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Für Mindeststandards bei 
Flüchtlingsunterkünften 

Mit einer Petition wendet sich der 
Flüchtlingsrat NRW derzeit an die 
dortige Landesregierung aus SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen und for¬ 
dert von dieser die Einführung von 
Qualitätsstandards für kommunale 
Flüchtlingsunterkünfte. Zwar sei die 
dezentrale Unterbringung in Privat¬ 
wohnungen nach wie vor die vom 
Flüchtlingsrat NRW bevorzugte Form. 
Bis diese jedoch flächendeckend rea¬ 
lisiert sei, halte man die Einführung 
klar definierter und verpflichtender 
Mindeststandards für kommunale 
Gemeinschaftsunterkünfte für uner¬ 
lässlich. 

Als Mindeststandard für eine men¬ 
schenwürdige Unterbringung fordert 
der Flüchtlingsrat unter anderem ab¬ 
geschlossene Apartments mit eige¬ 
nen funktionstüchtigen und sauber 
übergebenen sanitären Anlagen und 
Küchen sowie mit einer Mobiliar¬ 
grundausstattung, möglichst kleine 
Gemeinschaftsunterkünfte mit maxi¬ 
mal 80 Bewohnern, zentral gelegene 
Einrichtungen und eben keine Un¬ 
terbringung in Wald-, Industrie- oder 
Gewerbegebieten, sowie Räume für 
die Betreuung von Kindern, Freizeit- 
und Gemeinschaftsräume und Zugang 
zum Internet.Die Petition kann im In¬ 
ternet unter petition.frnrw.de unter¬ 
zeichnet werden, (bern) 

Hamburger Spitzelskandal 

Die beiden Linkspartei-Bundestags¬ 
abgeordneten Andrej Hunko und 
Ulla Jelpke bezichtigen die Bundes¬ 
regierung „wesentliche Auskünfte 
im Hamburger Spitzel-Skandal“ zu¬ 
rückzuhalten. So verweigere diese 
„ihre Mithilfe bei der Aufklärung des 
Skandals um die in der linken Sze¬ 
ne in Hamburg eingesetzte verdeck¬ 
te Ermittlerin ,Iris Schneider 4 1“ (UZ 
berichtete). 

Von 2000 bis 2006 operierte die 
Beamtin des Hamburger Landeskri¬ 
minalamtes (LKA) unter dem Tarn¬ 
namen „Iris Schneider“ als verdeckte 
Ermittlerin in unterschiedlichen lin¬ 
ken Zusammenhängen. Von 2002 bis 
2004 wurde die Beamtin zudem in ei¬ 
nem Ermittlungsverfahren der Gene¬ 
ralbundesanwaltschaft vom Bundes¬ 
kriminalamt eingesetzt. 

„Die Bundesregierung lässt das 
LKA Hamburg eine verdeckte Er¬ 
mittlerin an der langen Leine führen, 
will aber mit deren zweifelhaften Me¬ 
thoden nichts zu tun haben. So ein¬ 
fach darf sie sich nicht aus der politi¬ 
schen Verantwortung stehlen“, kom¬ 
mentierte Ulla Jelpke das Verhalten 
der Bundesregierung. Wie im Innen¬ 
ausschuss der Hamburger Bürger¬ 
schaft bekannt wurde, habe das LKA 
Hamburg 80 Berichte der verdeck¬ 
ten Ermittlerin an den Verfassungs¬ 
schutz weitergeleitet. „In der Antwort 
der Bundesregierung findet sich dazu 
nichts - als ob eine so massive Ver¬ 
letzung des Trennungsgebots von Po¬ 
lizei und Geheimdiensten sich durch 
Verschweigen heilen ließe“, kritisierte 
Jelpke weiter. 

„Wir kennen diese Politik der 
Omertä von früheren Einsätzen ver¬ 
deckter Ermittler“, berichtet Andrej 
Hunko: „Immer noch ist unklar, in 
wessen Auftrag der britische Poli¬ 
zeispitzel Mark Kennedy jahrelang 
in mehreren deutschen Städten ak¬ 
tiv war, dort Wohnungen betrat und 
Straftaten beging“. Er habe diesbe¬ 
züglich mehrfach das britische und 
deutsche Innenministerium ange¬ 
schrieben -jedoch ergebnislos. „Dies 
wiegt umso schwerer, als dass mehre¬ 
re Frauen nun gegen Kennedy wegen 
emotionaler und sexueller Ausbeu¬ 
tung klagen“. Das Bundesinnenminis¬ 
terium weigere sich jedoch weiterhin, 
etwaige Betroffene in Deutschland 
über die wahre Identität von Kennedy 
und das Gerichtsverfahren in Groß¬ 
britannien zu informieren. „In einer 
Zeit, in der die Blutspur der Naziter¬ 
roristen des NSU auch nach Ham¬ 
burg führte, ließ das BKA dort linke 
Strukturen ausleuchten, von denen zu 
keiner Zeit eine vergleichbare Gefahr 
ausgegangen sei“, kritisieren die Bun¬ 
desabgeordneten weiter, (bern) 
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Kultur in Trümmern 

Gedenkstunde in der Kölner Antoniterkirche 



Das „Lied der Hakenkreuzler“ wird vorgetragen. Ursprünglich stammt es von der Agitprop-Gruppe „Die blauen Blusen“, die 
1928 gegründet worden war. 


G edenkstunde für die Opfer des 
Nationalsozialismus anlässlich 
des Gedenktages der Befrei¬ 
ung des KZ Auschwitz am 27. Januar 
1945 durch die Rote Armee. Wie jedes 
Jahr endet der Aufruf mit dem Schwur 
der Überlebenden des KZ Buchen¬ 
wald: „Die Vernichtung des Nazismus 
mit seinen Wurzeln ist unsere Losung, 
der Aufbau einer neuen Welt des Frie¬ 
dens und der Freiheit ist unser Ziel“ 
Ein Vermächtnis, das heute nichts 
an Aktualität verloren hat. Die Anto¬ 
niterkirche ist überfüllt. Pfarrer Ma¬ 
thias Bonhoeffer eröffnet und ver¬ 
weist auf die „Schwebende“, eine Plas¬ 
tik von Ernst Barlach, im Nordschiff 
der Kirche. Es handelt sich um einen 
Zweitguss der Plastik von 1927, de¬ 
ren Original im Dom zu Güstrow als 
entartete Kunst von den Nazis einge¬ 
schmolzen wurde. Der Eintrag auf der 
Platte unterhalb der „Schwebenden“, 
vordem „1939 bis 1945“, heißt seit ei¬ 
nigen Jahren „1933 bis 1945“. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Ant- 
werpes bezieht sich in ihrer Anspra¬ 
che auf gegenwärtige rassistische Um¬ 
triebe und die Notwendigkeit, dage¬ 
gen Zeichen zu setzen. Musikalisch 
begleitet wird die folgende Textcol¬ 
lage, die Maria Ammann, Axel Gott- 


„Es ist gut, dass ich heute 
hier bin." 


schick und Josef Tratnik vortragen, 
durch Markus-Reinhardt und sein 
Ensemble. In diesem Jahr gilt das Ge¬ 
denken den Kölner Kulturschaffen¬ 
den, die in ihrer künstlerischen Pro¬ 
duktivität gehindert, ins Exil oder in 
den Tod getrieben wurden, sowie den 
Schwierigkeiten des kulturellen Neu¬ 
anfangs 1945. 

1928 gründeten vier Aktivisten in 
Köln „Die Blauen Blusen“: der Volks¬ 
schullehrer Jean Mattlener und seine 
Frau Hanne, Gertrud Linnig und der 
Arbeiter Hermann Heymann. Derar¬ 
tiges Agitprop-Theater trug zu Wahl¬ 
erfolgen der KPD bei. Ein „Lied der 
Hakenkreuzler“ greift den Antisemi¬ 
tismus der Nazis an, ein anderes ver¬ 
weist auf den drohenden Krieg. „Das 
ist euch eingedrillt/Und wer nicht gut- 
gewillt/Wird abgekillt und wir mar¬ 
schieren drüber weg/ln den frisch- 
fromm-fröhlichen nächsten Krieg/ 
Und wir sorgen, dass ihr allesamt da¬ 
bei seid.“ Der Maler Peter Paffenholz 


half bei der Regie. Paffenholz’ Schick¬ 
sal und Wirken kommt zur Sprache. 
Beeindruckende Arbeiten werden 
gezeigt. 

Die Kölner Schriftstellerin Irm¬ 
gard Keun charakterisierte in ihrem 
belgischen Exil die Nazis, denen sie 
gerade entkommen ist: „Immer noch 
zögerte ich, nun selbst mit dem Schrei¬ 
ben anzufangen und für mein Buch 
ein Deutschland der Nationalsozia¬ 
listen lebendig werden zu lassen mit 
braunen SA-Männern, fischäugigen 
Gestapo-Mördern und schwachsin¬ 
nig-fanatischen , Stürmer 4 -Verkäufern. 
Ein Deutschland, in dem Kolonial¬ 
warenhändler und Feldwebelwitwen 
Nietzsches Philosophie vollstreckten. 
Ein Deutschland mit unfrohen, ro¬ 
hen Gesängen und drohenden Rund¬ 
funkreden, mit der künstlichen Dau¬ 
er-Ekstase von Aufmärschen, Partei- 
Tagen, Heil-Jubeln und Feiern. Ein 
Deutschland voll berauschter Spieß¬ 
bürger .... 

Berauscht, weil sie es sein sollten - 
berauscht, weil man ihnen Vernunft- 
losigkeit als Tugend pries - berauscht, 
weil sie gehorchen und Angst haben 
durften, und berauscht, weil sie Macht 
bekommen hatten. Genügte nicht 
ein Gang zur Gestapo, um sämtliche 


Stammtischgenossen zumindest ein 
bisschen unter Verfolgung zu setzen? 
Ein Deutschland zynischer Geschäfte¬ 
macher, breit behäbiger Gleichgültig¬ 
keit und lauer Zufriedenheit mit dem 

eigenen Wohlergehen. 

Nun ade, mein lieb Heimatland - 
nein, ich wollte mich noch nicht zu¬ 
rück leben. Nur einige Stunden ent¬ 
fernt saß ich von diesem quälenden 
und gequälten Land in einem frem¬ 
den und traumhaften Frieden und 
wollte so gern noch eine ganz kurze 
Zeit verzaubert bleiben. Mein Gott, 
sogar die Sterne am Himmel hatten 
mir in Deutschland zuletzt verändert 
geschienen - als seien sie bräunlich 
geworden und hätten Hakenkreuz¬ 
form angenommen.“ 

Die Nürnberger Gesetze vom Sep¬ 
tember 1935 erklärten Sinti und Roma 
zu Nichtariern. Angehörige der Sinti- 
Familie Reinhardt-Steinberger wur¬ 
den gezwungen, in dem Kölner „Zi¬ 
geunerlager“ am Schwarz-Weiß-Platz 
in Bickendorf zu leben. Auch die Mu¬ 
siker unter ihnen wurden zu Zwangs¬ 
arbeit herangezogen. Im Juni 1938 
kamen mindestens acht Kölner Sinti- 
Musiker in das Konzentrationslager 
Sachsenhausen, nur zwei überlebten. 
Phillip Reinhardt erinnerte sich: „Wie 


ich weggekommen bin, war ich elf Jah¬ 
re alt. Das waren bestimmt fünfhun¬ 
dert Personen, nur von Köln ... Mor¬ 
gens früh ist ... bei uns alles umstellt 
worden, also da kamen viele Polizisten 
und SS-Leute, und einer der Obersten 
hat dann gesagt, wir kommen nach Po¬ 
len, wegen den Bombenangriffen. Wir 
haben das zuerst geglaubt ... 

Wir haben ja keine Ahnung ge¬ 
habt, weshalb, also was für Menschen 
wir sein sollten. Wir sind ja alle in 
Deutschland geboren, die Eltern, die 
Urgroßeltern. Wie wir dann nach Po¬ 
len gekommen sind, ist uns gesagt 
worden, weil wir Zigeuner sind, - und 
die sind Juden. Und die Rassen wer¬ 
den vernichtet...“ Markus Reinhardt, 
der Sohn, sagt: Es ist gut, dass ich heu¬ 
te hier bin. 

Nach der Veranstaltung sammeln 
sich die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer zu einem Mahngang zum ehema¬ 
ligen Wallraf-Richartz-Museum. Hier 
berichtet der Schriftsteller Dogan Ak- 
hanli von seiner eigenen Flucht nach 
Deutschland, von der Solidarität aus 
Köln, die ihn 2010 vor dem Gefängnis 
in der Türkei bewahrte. Er mahnt, wir 
haben nicht das Recht, die Augen vor 
der Lage der gegenwärtigen Flüchtlin¬ 
ge zu verschließen. KS 


Notizen aus Thüringen ... 


Die ersten „100 Tage“ 

Die am 14. Dezember 2014 gewählte 
Koalitionsregierung („Die Linke“, SPD, 
Grüne) steht unter Druck. Der betrifft 
einerseits die Situation, dass die Ko¬ 
alition im Landtag nur eine Stimme 
Mehrheit hat, andererseits die Umset¬ 
zung der im Koalitionsvertrag festge¬ 
legten Zusagen („für eine andere Poli¬ 
tik in Thüringen“). Die ersten „Einhun¬ 
dert Tage“ sind noch nicht um. 

Einige Ansätze, die sich bereits 
jetzt - Ende Januar/Anfang Februar - 
zeigen: 

★ Winter-Abschiebestopp für Flücht¬ 
linge bis zum 31. März 2015. 

★ Einrichtung eines dritten Aufnahme¬ 
lagers für Flüchtlinge in Ostthüringen. 

★ Besuch des Ministerpräsidenten im 
Flüchtlingsaufnahmelager in Suhl. 

★ Ansätze für eine neue Flüchtlings¬ 
politik. 

★ Debatte um Religionsunterricht 
an Thüringer Schulen. Einführung ei¬ 
nes Unterrichtsfaches Islam oder Ein¬ 
führung eine Faches Ethik auf breiter 
Grundlage, unter Einbeziehung von 
Grundwissen über Religionen. 

★ Zustimmung zur Genehmigung zum 
Bau des 3. Abschnittes der 380-KV-Lei- 


sind noch nicht um 

tung, die durch den Ilm-Kreis in Thü¬ 
ringen führt, entgegen allen bisherigen 
Aktivitäten, insbesondere der Landrä¬ 
tin dieses Kreises, die u.a. gerade auch 
wegen dieser direkt als Landrätin der 
Partei „Die Linke“ gewählt wurde. 

Den eigentlichen Schwerpunkt bil¬ 
det die Thüringer Haushaltsplanung 


Neuer Arbeitsstil, der gut 
aufgenommen wird. 


für das Jahr 2015: Übernahme der von 
der CDU/SPD-Regierung beschlos¬ 
senen Schuldenbremse. Es gibt keine 
neuen Schulden. 

Hier machen besonders die nun¬ 
mehr als Opposition wirkende CDU 
und der Thüringer Städte- und Ge¬ 
meindebund Druck. Was die Letzteren 
anbelangt vor allem wegen der Festle¬ 
gungen im Koalitionsvertrag, die Kom¬ 
munen durch zusätzliche finanzielle 
Mittel zu entlasten. Eine Klärung ist in 
der ersten Beratung der Landesregie¬ 
rung über den Landeshaushalt nicht er¬ 
folgt. Es ist die einzige Frage, die noch 


offen blieb, und am 3. Februar [nach 
Redaktionsschluss] in der Sitzung der 
Landesregierung abschließend geklärt 
werden soll. Dazu gehört auch eine bes¬ 
sere Finanzausstattung der Träger von 
Freien Schulen als eine weitere Festle¬ 
gung im Koalitionsvertrag. 

Es bleibt festzustellen, dass in all 
diesen Fragen die Landesregierung 
um Offenheit, auch über den Lande¬ 
vorstand Thüringen der Partei „Die 
Linke“ bemüht ist. Ein neuer Arbeits¬ 
stil, der in der Öffentlichkeit gut aufge¬ 
nommen wird. 

Das eigentliche Problem bleiben 
die Aktivitäten der Landesregierung 
zum Thema „Aufarbeitung der DDR- 
Diktatur“. Es ist das Thema, das bereits 
in den Sondierungsgesprächen und bei 
der Erarbeitung des Koalitionsver¬ 
trages keine unwesentliche Rolle ge¬ 
spielt hat. Nunmehr gab es Gespräche 
von Bodo Ramelow mit dem obersten 
„Aktenverwalter der Stasiunterlagen“, 
Roland Jahn, und eine gemeinsame 
Veranstaltung in der „Gedenkstätte 
Andreasstraße“ in Erfurt (ehemalige 
Untersuchungshaftanstalt des Minis¬ 
terium für Staatssicherheit). Es gibt 


die Regierungsentscheidung, dass die 
„Aufarbeitung der DDR-Diktatur“ in 
der Staatskanzlei angesiedelt ist und 
eine Staatssekretärin, im Rang eines 
Ministers, dieses Thema bearbeitet. 

Im Rahmen der 8. Geschichtsmesse 
der Bundesstiftung „Aufarbeitung der 
SED-Diktatur“ in Suhl am 31. Januar 
gab es ein Podiumsgespräch - mit Rai¬ 
ner Eppelmann und Bodo Ramelow - 
zu diesem Thema. Dort benannte Bodo 
Ramelow, als einen neuen Schwerpunkt 
der Aufarbeitung „Zwangsadoptionen“ 
in der DDR“. Es bleibt festzustellen: 
Der Ministerpräsident mit dem Par¬ 
teibuch der Partei „Die Linke“, Bodo 
Ramelow, hat in den wenigen Wochen 
seines bisherigen Wirkens als Thürin¬ 
ger Ministerpräsident mehr zum The¬ 
ma „Aufarbeitung des DDR-Unrechts“ 
im Sinne des Koalitionsvertrages „ge¬ 
tan“, als alle CDU-geführten Landesre¬ 
gierungen in den 25 Jahren zuvor. 

Nachsatz: Während des Podiumsge¬ 
sprächs gab Bodo Ramelow die Zusa¬ 
ge, ein weiteres Gespräch mit Rainer 
Eppelmann nach 100 Tagen Landesre¬ 
gierung zu führen. 

Jochen Traut 
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Auschwitz-Gedenken in Wuppertal 



Zum 70. Jahrestag fand eine Veranstaltung in der 
City-Kirche in Wuppertal Elberfeld mit Fania Bran- 
zowskaja statt. Die heute 92-jährige Frau konnte als 
19-Jährige aus dem Ghetto in Vilnius fliehen und sie 
schloss sich der jüdischen Widerstands- und später der 
Partisanengruppe an. Mit dieser Gruppe war sie an der 
Seite der Roten Armee beteiligt an der Befreiung von 
Vilnius. Ihre Familienmitglieder wurde alle Opfer der 
Shoa. Beteiligt an der Veranstaltung war eine Gruppe 
von Jugendlichen, die aufgrund eines gemeinsamen 
Besuches in Auschwitz sich auch weiterhin mit dieser 
Thematik beschäftigen. Unser Foto oben zeigt einen 
zuvor stattfindenden Gedenk-rundgang am Treffpunkt 
des Deportationsmahnmals am BahnhofSteinbeck. 
Dabei mussten alle die frische Schändung des 
Mahnmals zur Kenntnis nehmen. 

Jochen Vogler/UZ 


Die Keupstraße spricht 

NSU-Prozess, vier weitere Verhandlungstage 



E ndlich können sich die Opfer des 
Nagelbombenanschlags darüber 
äußern, was am 9. Juni 2004 in der 
Kölner Keupstraße passiert ist und was 
das mit ihnen gemacht hat. Aber der 
Richter Götzl gibt jedem Zeugen nur 
zwanzig Minuten Zeit, zu wenig, um 
das Ereignis und das Ausmaß der kör¬ 
perlichen und seelischen Folgen zu be¬ 
schreiben. 

Kemal G. war kürzlich erst aus der 
Osttürkei geflohen, hatte sich Schutz 
in Deutschland erhofft. Nach Angstzu¬ 
ständen verlor er seine Arbeit. Einen 
Kiosk musste er aufgeben. Er hofft, 
bei einem neuen Job mit der Hilfe von 
Psychotherapie durchhalten zu können. 
Im Laden von Ertan T. (52) wurden die 
Vitrinen verwüstet. Er berichtet, dass 
die Polizei dem Verdacht eines Macht¬ 
kampfes zwischen Türsteher-Szene und 
Maüa nachging. 

Sermine S. (39), hochschwanger, 
brachte drei Wochen später ihr Kind 
zur Welt. Atemnot und Panik-Attacken 
stellten sich erst später ein. Geschlosse¬ 
ne Räume und Menschenansammlun¬ 
gen meidet sie zwanghaft. Die Möglich¬ 
keit, endlich vor Gericht aussagen zu 
können, verschafft ihr aber eine gewis¬ 
se Genugtuung. 

Juwelier Metin I. (58) von der Keu¬ 
pstraße 48 saß vor seinem Laden: „Wir 
haben uns alle drei auf den Boden ge¬ 
schmissen und wir wussten nicht, was 
los ist. Ich sagte, ich glaube, da ist eine 
Gasflasche explodiert. Leute liefen 
rum, und man sah Blut. Jede Menge 
Nägel. Dann wurden wir zum Kranken¬ 
haus gefahren und behandelt. Weil ich 
ja auch die drei Nägel im Körper hatte. 
In der Schulter und im rechten Bein.“ 
Er ist auf dem rechten Ohr schwerhö¬ 
rig. „Es war unser Glück, dass vor dem 
Fahrrad ein Kastenwagen geparkt hat. 
Es hätte auch Tote geben können“, sagt 
er. Emine K. schüttete beherzt Wasser 


über den Mann vor ihrer Tür, dessen 
Beine brannten, und üel dann in Ohn¬ 
macht. Sie leidet seit damals an Schlaf¬ 
problemen, Albträumen, Konzentrati¬ 
onsschwäche. 

Fatih K. (29): „Als wäre ein Krieg 
ausgebrochen. Wir kamen mit anderen 
Geschädigten in einen Bus, fuhren zum 
Krankenhaus. Der Arzt sah sich meine 
Ohren an. Ich hatte Verletzungen am 
Hinterkopf, mehrere Brandlöcher in 
der Kleidung. Das Innenohr war ver¬ 
letzt, entzündet sich seitdem immer 
wieder.“ 

Attila Ö. (40): „Überall Rauch, 
überall Krach. Spraydosen platzten. Ir¬ 
gendjemand sagte mir, ich würde über¬ 
all bluten. Von den Nägeln kam das. Ich 
bin raus, habe mich auf den Bürgersteig 
gesetzt. Die Sanitäter leisteten Erste 
Hilfe, später im Krankenhaus wurden 
die Platzwunden genäht. An der Stirn, 
am Arm, am Hinterkopf.“ 

„Sie haben mich da bis Mitternacht 
vernommen, ich musste mich bis auf 
die Unterhose ausziehen. Die Polizei 
nahm meine Fingerabdrücke, machte 
einen DNA-Test. Die haben mich wie 
einen Beschuldigten behandelt. Ob ich 
Leute vom Rotlicht-Milieu, vom Dro- 
gen-Milieu kenne, von der PKK?“ 

Abdulla Ö. (40) ist heute geräusch¬ 
empfindlich. Bei Gewitter könne er 
nicht mehr Auto fahren. Nebenkla- 
ge-Anwalt Daimagüler fragt: „Haben 
Sie nach dem Anschlag mal erwogen, 
Deutschland zu verlassen?“ Abdulla: 
„Ich bin in Köln geboren. Ich bin ein 
deutsch-türkischer Kölscher Junge. 
Köln ist meine Heimatstadt. Deutsch¬ 
land ist meine Heimat“. 

Hasan Y. arbeitete im Friseurladen 
seines Bruders, er hat der Polizei den 
Mann beschreiben können, der das 
präparierte Fahrrad zwischen halb vier 
und vier Uhr vor dem Geschäft abstell¬ 
te: 1,80 Meter groß, mit Baseballkappe, 


30 bis 35 Jahre alt, und mit blonden Ko¬ 
teletten, die unter der Kappe zu sehen 
waren: „Kann es nicht sein, dass die Ko¬ 
teletten doch dunkel waren?“ Von ei¬ 
nem blonden Tatverdächtigen wollten 
die Ermittler offenbar nichts wissen. 

Arif S. kann nachts nicht schlafen, 
er sei nervös, er könne nicht in ein Flug¬ 
zeug steigen und nicht Fahrstuhl fah¬ 
ren. Er meidet enge Räume. „Die Po¬ 
lizei hat mich schlecht behandelt.“ Als 
er als Täter Nazis vermutete, habe ein 
Beamter den Finger vor den Mund ge¬ 
halten und „Pssst!“ gesagt. 

Rentnerin Gerlinde B. beschreibt, 
wie behutsam ein junger Mann sein 
neues Fahrrad vor sich herschob. „Das 
Rad war ganz neu, die Speichen blink¬ 
ten, es hatte keinen Platten. Ich konn¬ 
te mir keinen Reim darauf machen“, 
sagt sie. Auf dem Gepäckträger befand 
sich die schwarze Hartschalenbox mit 
der Nagelbombe, die wenig später per 
Fernzündung detonierte. Zwei Kripo¬ 
beamte befragten sie. Ob es sich nicht 
doch um einen Türken oder Kurden ge¬ 
handelt haben könne? Nein. Auf dem 
Video erkannte sie den Radfahrer. Die 
Polizei verfolgte auch ihre Hinweise 
nicht. 

Ein 57-jähriger Feuerwehrmann 
kam gerade aus einer Werkstatt Ecke 
Markgrafenstraße, als ein Radfahrer 
im großen Bogen aus der Keupstraße 
gerast sei und ihn fast umgefahren hät¬ 
te. Halblange Treckinghose, Sandalen 
und Sonnenbrille. Die Polizei nahm 
die Aussage des Feuerwehrmanns zu 
Protokoll. Auf den Bildern der Video¬ 
aufnahmen, die am nächsten Tag im 
Kölner Express abgedruckt wurden, 
erkannte er den Raser wieder. Aber 
seine Beobachtungen wurden nicht 
ernst genommen. „Stattdessen wurde 
ich gefragt, was ich in der Keupstraße 
zu suchen hatte. Als ob ich die Bombe 
abgelegt hätte!“ Klaus Stein 


„Verwertung jüdischer 
Nachbarn“ 

Noch bis zum 5. März wird im Foyer 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Berlin 
(Franz-Mehring-Platz 1) die von Pro¬ 
fessor Dr. Wolfgang Dreßen konzipierte 
Ausstellung „Deutsche verwerten ihre 
jüdischen Nachbarn. Dokumente der 
Aktion 3“ gezeigt. Dreßen, der bis 2008 
Leiter der „Arbeitsstelle Neonazismus“ 
an der FH Düsseldorf war und unter 
anderem zum Extremismusbegriff, zu 
Ordnungs- und Vernichtungsstrategien 
im deutschen Faschismus und zur Ge¬ 
schichte der Pädagogik als Normalisie- 
rungswissenschaft forscht, beleuchtet 
im Rahmen der Ausstellung, die Ent¬ 
eignung der Jüdinnen und Juden, die ab 
Ende 1941 deportiert wurden. 

„Der deutsche Vernichtungsanti¬ 
semitismus zielte auch auf eine breite 
Aneignung des Besitzes der Jüdinnen 
und Juden: von ihren Arbeitsplätzen 
gleich nach 1933 über ihre Geschäfte 
und Häuser bis hin zum Mobiliar. An- 
tikapitalismus wurde auf diese Weise 
über einen gewinnbringenden Ras¬ 
sismus in einer scheinbaren Volksge¬ 
meinschaft 4 aufgelöst, die Ideologie 
blieb. Die Kriegsproüte der deutschen 
Konzerne wurden hinter dem Juden¬ 
hass 4 versteckt, konstatiert Dreßen. Er 
warnt zugleich, dass sich die „allgemei¬ 
ne Betroffenheit 4 seit 1945 bis heute 
diese Verfälschungen auf einer anderen 
Ebene“ fortsetze: „Der Gewinn besteht 
nun darin, dass , Auschwitz 4 überall auf 
der Welt verhindert werden soll und als 
deutsche Kriegsbegründung dient. In¬ 
nenpolitisch wird behauptet: Weil der 
Antikapitalismus im Vernichtungsan¬ 
tisemitismus aufgelöst wurde, sei der 
Antikapitalismus falsch“. Damit werde 
„die Perversion des deutschen Faschis¬ 
mus zugunsten des Kapitals verlängert“, 
stellt Dreßen klar. (bern) 

Erinnerung an Naziopfer 

Erst Ende Januar wurde eine Gedenk¬ 
tafel für Patrick Thürmer, Todesopfer 
rechter Gewalt, im sächsischen Hohen¬ 
stein-Ernstthal eingeweiht. Bereits in 
der Nacht zum 2. Oktober 1999 hatten 
neonazistische Hooligans den damals 
17-jährigen nach dem Besuch einer 
Konzertveranstaltung in Hohenstein- 
Ernstthal verfolgt, zusammengeschla¬ 
gen und bewusstlos hegen lassen. 
Erst am nächsten Morgen wurde der 
Schwerverletzte durch Anwohner ge¬ 
funden. Er verstarb kurz darauf im 
Krankenhaus. 


Der vor allem durch seine antimusli- 
mischen Ausfälle bekannt gewordene 
Pädagoge Dr. Daniel Krause ist von 
der Bezirksregierung Arnsberg erneut 
vom Dienst suspendiert worden. Zuvor 
hatte der Pädagoge zum wiederholten 
Mal deutliche Zweifel an seiner Eig¬ 
nung als Politiklehrer gesät. Ausgerech¬ 
net am 70. Jahrestag der Befreiung des 
Konzentrationslagers Auschwitz durch 
die Rote Armee, hatte Krause in einer 
Sendung des Westdeutschen Rund¬ 
funks angerufen und kundgetan, dass 
ihn „Auschwitz privat überhaupt nicht“ 
interessiere. „Ich beschäftige mich lie¬ 
ber mit dem IS- 
Terrorismus, mit 
dem Islamismus. 

Mir geht sogar 
die Massentierhaltung emotional näher 
als Auschwitz“, so der Lehrer, der bis 
zu seiner Suspendierung an einem Wei¬ 
terbildungskolleg in Unna unterrichte¬ 
te. Schon 2012 hatte Krause auf einer 
Kundgebung der rassistischen Splitter¬ 
partei „Pro NRW“ in Köln geäußert, 
dass er mehr Angst „vor Islamisten als 
zum Beispiel vor Nazis“ habe. Damals 
war er noch am Dortmunder Stadtgym¬ 
nasium tätig. Eine infolge des Auftritts 
bei „Pro NRW“ ebenfalls eingeleitete 
Suspendierung des Pädagogen war da¬ 
mals gescheitert. So hatte das Verwal¬ 
tungsgericht Münster die Disziplinar- 
maßnahme aufgehoben, woraufhin der 
Pädagoge wieder unterrichten durfte 
und seine Bezüge nachbezahlt bekam. 

2013 veröffentlichte Krause ein 
Buch unter dem fadenscheinigen Titel 
„Als Linker gegen Islamismus - Ein 


„Es betrübt mich, dass Patrick Thür¬ 
mer erst vor drei Jahren als Todesop¬ 
fer rechter Gewalt durch Innenminis¬ 
ter Ulbig anerkannt worden ist - mehr 
als zwölf Jahre nach der Tat“, kritisier¬ 
te Kerstin Köditz, sächsische Landtags¬ 
abgeordnete der Linkspartei. Noch im¬ 
mer üelen „der Staatsregierung lange 
zurückliegende Tötungsdelikte auf, die 
bislang ignoriert wurden; zuletzt betraf 
dies den 2003 in Leipzig ermordeten 
Schüler Thomas K.“ erinnerte sie. 

Dass solche Fälle bekannt würden 
und an die Opfer erinnert werde, sei 
das Verdienst engagierter Menschen 
und zivilgesellschaftlicher Projekte. 
„Auch das Gedenken an Patrick Thür¬ 
mer musste in den vergangenen Jah¬ 
ren gegen manchen politischen Dün¬ 
kel durchgesetzt werden“, so Köditz 
weiter. 

„Die Erinnerung an Opfer rechter 
Gewalt in Sachsen ist nach wie vor be¬ 
deutsam und die Gefahr nicht gebannt: 
Im Falle Patrick Thürmers ermittelte die 
Polizei seinerzeit in der neonazistischen 
Szene im Raum Chemnitz und Zwickau. 
Einbezogen waren namentlich mehrere 
Personen, die heute als Kontaktpersonen 
und mutmaßliche Unterstützer des Na¬ 
tionalsozialistischen Untergrundes’ gel¬ 
ten 44 berichtete die Landtagsabgeordnete 
weiter. (bern) 

Ischinger für Waffenlieferungen 

Eine Reihe von Scharfmachern gehö¬ 
ren zur hochkarätigen US-Delegation 
auf der Münchner „Sicherheitskonfe¬ 
renz“ und werden beim zentralen The¬ 
ma Ukraine den Ton bestimmen. Von 
Konferenzleiter Ischinger erhalten sie 
dabei bereits die erwünschte propagan¬ 
distische Unterstützung. Ausdrücklich 
begrüßte er am vergangenen Mon¬ 
tag die Pläne für amerikanische Waf¬ 
fenlieferungen als „angemessen und 
wichtig“. Manchmal brauche man eben 
diesen „Druck, um Frieden zu erzwin¬ 
gen“, sagt er. 

Schuld am Gemetzel in der Ukraine 
sind auch für Ischinger ausschließlich 
Russland und die Separatisten, nicht 
Poroschenko und seine faschistischen 
Bataillone. Dabei stört es Ischinger - 
den Konfliktlösungs-Selbstdarsteller - 
überhaupt nicht, dass das Regime in 
Kiew gar nicht zu Verhandlungen an 
einer friedlichen Beilegung des Kon¬ 
flikts bereit ist und deshalb auch die 
letzten Verhandlungsrunde mit der in¬ 
ternationalen Kontaktgruppe in Minsk 
boykottiert hat. 


schwuler Lehrer zeigt Courage“, wel¬ 
ches vor allem in den Kreisen antimus¬ 
limischer Rassisten auf Beifall stieß. 

In der jüngsten Vergangenheit kam 
es indes öfter zu rassistischen Ausfäl¬ 
len in der Schwulenszene. So wurde zu 
Beginn der Woche auch der bisherige 
Chefredakteur des Homo-Magazins 
„Männer“ und bekannte katholische 
Theologe, David Berger, abgesetzt, der 
in der Vergangenheit selbst massiv ge¬ 
gen Linke und Muslime mobil gemacht 
hatte. 

„Viele Linke hängen ja immer noch 
der Illusion an, dass Schwule aufgrund 
eigener Diskri¬ 
minierungser¬ 
fahrungen fort¬ 
schrittlicher und 
unempfänglich für rassistische Propa¬ 
ganda seien. Aber spätestens seit Mitte 
der 1990er Jahre treten eben auch kon¬ 
servative und rechte Schwule offen als 
Schwule auf; sie nutzen die von Linken 
erkämpften Freiräume“, berichtete der 
linke Homo-Aktivist Frank Lauben¬ 
burg jüngst in der Tageszeitung junge 
Welt. Einen Rechtsruck in der Schwu- 
lenbewegung als solcher will Lauben¬ 
burg, der sich seit nunmehr 30 Jahren 
für die Gleichberechtigung von Lesben 
und Schwulen stark macht, nicht ausge¬ 
macht haben. „Das ist ja kein Rechts¬ 
ruck der Homoszene, das sind Leute, 
die nie in der Bewegung aktiv waren“, 
konstatierte er. „Wogegen wir Vorge¬ 
hen müssen, ist allerdings, dass diese 
Leute Einfluss erhalten und zum Be¬ 
standteil der Community werden 44 , for¬ 
derte er weiter. Markus Bernhardt 


Schatten auf dem Regenbogen 

Antimuslimische Ausfälle in der schwulen Szene 


Chefredakteur geschasst. 
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Erst Athen und jetzt Madrid? 

„Marsch der Veränderung“ in der spanischen Hauptstadt 



Der „Marsch der Veränderung“. „2015 kann das Jahr des Wandels werden, in dem 
die Demokratie zurückgewonnen wird und die die Institutionen in den Dienst 
der Menschen gestellt werden“, hieß es im Aufruf. 


Wie viel ist ein „Krümel“? 

Griechenland: Die neue Regierung und die KKE 


Zu Hunderttausenden zogen am letz¬ 
ten Samstag (31. Januar) Menschen 
aus ganz Spanien auf einem „Marsch 
der Veränderung“ durch die Straßen 
der Hauptstadt Madrid, von der Plaza 
de Cibeles zu dem überfüllten zent¬ 
ralen Platz Puerto del Sol in der In¬ 
nenstadt. Dazu aufgerufen hatte die 
aus der Bewegung der „Indignados“ 
(„Empörten“) entstandene Partei PO- 
DEMOS. die laut Vorschau-Umfragen 
auf die Regionalwahlen im Mai und 
auf die Parlamentswahl im Herbst vor 
den derzeit regierenden Konservati¬ 
ven („Volkspartei“, PP) und den „So¬ 
zialisten“ (SPOE) an der Spitze der 
Wählergunst liegt und somit beste 
Chancen hat, stärkste Partei zu wer¬ 
den. 

Nur knapp eine Woche nach der 
Wahl in Griechenland und dem Wahl¬ 
sieg von Syriza stand die Demonstra- 


Waffen für Putschisten? 

Die US-Regierung denkt laut einem Be¬ 
richt der „New York Times“ über Waf¬ 
fenlieferungen an die Ukraine nach. 
Ranghohe Vertreter aus Militär und 
Regierung, darunter NATO-Oberbe- 
fehlshaber General Philip M. Breedlove, 
zeigten sich hierfür offen, berichtete die 
Zeitung unter Berufung auf namentlich 
nicht genannte hohe Regierungsbeamte. 

USA-Außenminister John Kerry, 
der am Donnerstag nach Kiew reisen 
will, Generalstabschef Martin Dempsey 
und die Sicherheitsberaterin von Präsi¬ 
dent Barack Obama, Susan Rice, seien 
bereit für eine erneute Diskussion über 
das Thema, schrieb die Zeitung. Bislang 
hilft Washington der Ukraine mit Materi¬ 
al im Wert eines dreistelligen Millionen¬ 
betrages. Dazu gehören etwa Fahrzeuge, 
Schutzwesten oder Radargeräte. Waffen¬ 
lieferungen lehnte Obama bisher ab. 

Ein am Montag veröffentlichter un¬ 
abhängiger Bericht von acht früheren 
ranghohen USA-Regierungsmitarbei- 
tern und Militärs empfiehlt jedoch, der 
Ukraine Defensivwaffen und Ausrüstung 
im Wert von drei Milliarden Dollar (2,65 
Milliarden Euro) zur Verfügung zu stel¬ 
len. Konkret nennen sie Panzerabwehr¬ 
raketen, Aufklärungsdrohnen und Hum- 
vee-Jeeps. Das Weiße Haus dementierte 
den Bericht der „New York Times“ nicht. 

Zehn Kilometer befreit 

Nach der Rückeroberung der nordsy¬ 
rischen Stadt Kobane vor einer Woche 
drängen die Kurden die Einheiten des 
IS auch im Umland immer weiter zu¬ 
rück. Kurdische Kampftruppen hätten 
mittlerweile mindestens 30 Dörfer ein¬ 
genommen, hieß es in vorläufigen Mel¬ 
dungen. Sie kontrollieren rund um Ko¬ 
bane einen etwa zehn Kilometer brei¬ 
ten Gürtel. Bei den Kämpfen seien seit 
Sonntag mindestens zehn IS-Leute ums 
Leben gekommen. 

Die kurdischen Volksschutzeinhei¬ 
ten (YPG) hatten die IS-Miliz vor ei¬ 
ner Woche vollständig aus der Stadt 
vertrieben. Sie wollen jetzt auch das 
Umland befreien. Die Kurden hatten in 
der Region vor einem Jahr eine Selbst¬ 
verwaltung ausgerufen. Kobane selbst 
gleicht nach der Rückeroberung einer 
Trümmerwüste. Die heftigen Gefechte 
und die Luftangriffe der USA und ih¬ 
rer Verbündeten haben weite Teile der 
Stadt in Schutt und Asche gelegt. 

Streik verboten 

Am 29. Januar hatte die türkische Ge¬ 
werkschaft Birlesik Metal-Is (BMI) 
zum Streik aufgerufen. 15 000 Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter aus 22 Werken be¬ 
teiligten sich. Einen Tag später verbot 
die Regierung den Streik. Der Präsi¬ 
dent Erdogan und seine Regierung ver¬ 
fügten, dass in den kommenden zwei 
Monaten nicht gestreikt werden dürfe. 

Die Föderation demokratischer Ar¬ 
beitervereine (DIDF), ein Zusammen¬ 
schluss türkischstämmiger Migranten 
in Deutschland, erklärte: „Das Streik¬ 
verbot zeigt erneut das arbeiterfeindli¬ 
che und kapitalnahe Gesicht der AKP- 
Regierung.“ 


F ür die Griechische Kommunistische 
Partei (KKE) stand schon vor der 
Wahl fest: Auch eine Linksregie¬ 
rung, so erklärte das ZK der KKE vor 
der Wahl, „wird die Menschen mit Krü¬ 
meln abspeisen.“ Diese Haltung traf in 
großen Teilen der deutschen Linken auf 
Unverständnis. Sie kritisierten, dass da¬ 
mit ein Ende der Sparpolitik auf unbe¬ 
stimmte Zeit vertagt werde. Die Grie¬ 
chenland-Korrespondentin der junge 
Welt , Heike Schräder, forderte die KKE 
auf, eine Unterstützung der Linksregie¬ 
rung nicht an Ansprüche zu knüpfen, die 
„nur unter Bedingungen einer Weltrevo¬ 
lution“ erfüllbar seien. 

Für Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten ist selbstverständlich: Sie ma¬ 
chen Politik im Interesse der arbeiten¬ 
den Menschen. Jede Maßnahme, die die 
Lebensbedingungen der breiten Bevöl¬ 
kerung irgendwie verbessert, begrüßen 
sie. Auch Dimitris Koutsumbas, Gene¬ 
ralsekretär der KKE, hatte bereits vor 
der Wahl erklärt, dass die KKE im Par¬ 
lament nicht nur ihre eigenen Anträge 
einbringen werde. Wenn die Regierung 
oder eine Partei „ ein gutes, positives, für 
das Volk vorteilhaftes Gesetz“ einbringe, 
werde die KKE selbstverständlich dafür 
stimmen. 

Jede Entlassung, die die neue Regie¬ 
rung zurücknimmt, jeder Euro, um den 
der Mindestlohn erhöht wird, sind gut. 
Aber was ist genug? Woran lässt sich 
messen, was ein „Krümel“ und was eine 
wirkliche Verbesserung ist? 

PAME, die klassenorientierte Ge¬ 
werkschaftsfront, die von der KKE un¬ 
terstützt wird, veröffentlichte Anfang 
Februar ihre Forderungen. Sie stellt de- 

Benzin gegen 


In der Ukraine wächst der Widerstand 
gegen die vierte Einberufungswelle in 
die Armee Kiews. Immer mehr Wehr¬ 
pflichtige weigern sich, ihr Leben für 
das Regime wirtschaftskrimineller 
Oligarchen, korrupter Geschäftema¬ 
cher und ultranationalistischer Eife¬ 
rer aufs Spiel zu setzen. Befeuert wird 
der Protest zusätzlich dadurch, dass 
Arbeiter, Angestellte und Bauern für 
die Front im Donbass rekrutiert wer¬ 
den, während die Oligarchen und an¬ 
deren Reichen sich und ihre Kinder 
vom Kriegsdienst freikaufen können. 
Viele Wehrpflichtige tauchen in an¬ 
deren Landesteilen unter, setzen sich 
in die Nachbarländer ab oder wider¬ 
setzen sich auf andere Weise der Ein¬ 
berufung trotz der Androhung im¬ 
mer drastischerer Strafen. Das geht 
bis zur offenen Rebellion. Über ein 
besonders eindrucksvolles Beispiel 
wird auf der Internetseite „Swobod- 


tailliert dar, welche Verbesserungen sie 
jetzt sofort erreichen will. Die Grund¬ 
richtung dabei ist: Zumindest die Ver¬ 
schlechterungen der letzten Jahre, die 
Kürzungen, „Reformen“ und Entlas¬ 
sungen des Spardiktats, müssen zurück¬ 
genommen werden, nicht nur für die ab¬ 
hängig Beschäftigten, sondern für alle 
Teile der Bevölkerung. PAME - und die 
KKE - setzen dafür auf die Mobilisie¬ 
rung der Menschen in Betrieben, Stadt¬ 
teilen, Schulen. „Von unseren Aktionen“, 
erklärt PAME, „von unseren Kämpfen 
und Forderungen hängt unsere Rettung 
ab, unser anständiges Leben, dauerhaf¬ 
te und sichere Arbeitsplätze mit vollen 
Rechten.“ 

Die neue Regierung kündigte an, die 
entlassenen Staatsbediensteten wieder 
einzustellen. Ob damit die Verschlech¬ 
terungen der letzten Jahre ausgeglichen 
werden, ist unklar. Der zuständige Syri- 
za-Minister Georgios Katrougkalos er¬ 
klärte im Interview mit der LHumanite: 
„Wir werden alle diejenigen wieder 
einstellen, die entlassen worden sind.“ 
Aber wie viele sind das? Katrougkalos 
spricht von 3 500 Entlassenen, dazu kä¬ 
men noch die Beschäftigten des öffent¬ 
lichen Rundfunks. Die FAZ berichtete 
dagegen von 9 500 Entlassungen - allein 
im Jahr 2014. 

Währenddessen touren die Vertre¬ 
ter der neuen Regierung durch Euro¬ 
pa und zeigen, dass sie für einen neuen 
Stil stehen. Der Finanzminister Varouf- 
akis, auf dem Motorrad, ohne Krawat¬ 
te, führt Verhandlungen. Das Ende der 
Troika scheint in diesen Verhandlungen 
schon besiegelt, zumindest die Struktur 
in ihrer bisherigen Form, mit den demü- 

Befehle 


naja Pressa“ (Freie Presse) vom 1. Fe¬ 
bruar berichtet, das wir im Folgenden 
referieren. 

Das alte Fischerdorf Limanskoje 
liegt im äußersten südwestlichen Zip¬ 
fel der Ukraine im Rayon Reni an der 
Donau. Die Mehrheit seiner Bewoh¬ 
ner besteht aus Moldawiern, Gagau- 
sen und Russen. Sie stehen der Kiewer 
Junta ganz offen feindlich gegenüber 
und weigern sich entschieden für die¬ 
se Krieg zu führen. Für die Wehrpflich¬ 
tigen des Dorfes wäre es ein Leichtes, 
sich der Einberufung zu entziehen und 
nach Rumänien oder Moldawien zu 
verschwinden. Doch sie entschieden 
sich zu bleiben. 

Dem Militär-Kommandanten des 
Rayons war die ablehnende Haltung 
der Bevölkerung gegen den Krieg und 
die Rekrutierung gut bekannt. Darum 
forderte er vor der Fahrt zur Aushän¬ 
digung der Einberufungsbefehle in Li- 


tion ganz im Zeichen der Zuversicht, 
dass das, was in Griechenland mög¬ 
lich war, auch in Spanien Wirklich¬ 
keit werden kann. Es war die größte 
Massendemonstration, die in den drei 
Jahren ihrer Existenz von PODEMOS 
veranstaltet worden ist. Neben den 
violetten Fahnen von „PODEMOS“ 
wehten Fahnen der spanischen Repu¬ 
blik, Fahnen der um ihre Autonomie 
kämpfenden Regionen wie Katalo¬ 
nien, Galizien, Andalusien und Bas¬ 
kenland, griechische Nationalfahnen 
sowie rote Fahnen aus Kreisen der 
Arbeiterbewegung den Marsch. „Si, 
se puede, si, se puede!“ riefen die De¬ 
monstrationsteilnehmer immer wie¬ 
der in lautstarken Sprechchören („Ja, 
man kann, ja, man kann!“). Gemeint 
war damit die Durchsetzung eines 
grundlegenden Politikwechsels weg 
von der Sparzwangspolitik und der 


tigenden Kontrollbesuchen, ist am Ende. 
Die Forderung nach einem Schulden¬ 
schnitt - also die Abschreibung eines 
Teils der Schulden nach Verhandlungen 
zwischen Schuldner und Gläubiger -, 
mit der Syriza in den Wahlkampf gegan¬ 
gen war, könnte jedoch schon jetzt vom 
Tisch sein: Im Gespräch mit der Finan¬ 
cial Times rückt Varoufakis davon ab. 
Stattdessen, so Varoufakis, könne „die 
Last der Schulden verringert werden“, 
indem die Rückzahlung an das Wirt¬ 
schaftswachstum Griechenlands gekop¬ 
pelt werde. Auch Tsipras erklärte gegen¬ 
über der Nachrichtenagentur Bloom¬ 
berg, sein Land werde die Schulden bei 
EZB und IWF zurückzahlen und bald 
eine Einigung mit den anderen Ländern 
der Eurogruppe erreichen. Bereits in sei¬ 
ner programmatischen Thessaloniki-Re¬ 
de hatte Tsipras den Maßstab für einen 
Schuldenschnitt erklärt: Es gehe um eine 
Reduzierung der Schulden, „so dass sie 
tragfähig werden“. 

Die Maßnahmen der Regierung 
bringen Verbesserungen. Das heißt 
nicht, dass sie nur aus Sicht der arbei¬ 
tenden Menschen sinnvoll sind. Der 
Stopp der Privatisierungen, den der Mi¬ 
nister Lafanzanis ankündigte, ist rich¬ 
tig - auch für einen funktionierenden 
Kapitalismus in Griechenland. Denn 
der Privatisierungskurs der vergange¬ 
nen Jahre hat eben nicht funktioniert. 
Im Juni 2013 berichtete die FAZ, die 
Privatisierungsbehörde Taiped „kämpft 
gegen das Desinteresse ausländischer 
Investoren. Selbst für lukrative Unter¬ 
nehmen bekommt sie kaum attraktive 
Angebote“ - trotz „Schnäppchenprei¬ 
sen“. Und Neues Deutschland schätzte in 


manskoje ein bewaffnetes Begleitkom¬ 
mando an. So wurden die Mitarbeiter 
der Militärkommandantur durch eine 
Einheit der Nationalgarde verstärkt. 
Das hatte allerdings die gegenteilige 
Wirkung. Als mit Maschinenpistolen 
ausgerüstete Leute in Tarnanzügen im 
Ort erschienen, rief das nach Augen¬ 
zeugenberichten geradezu eine Ex¬ 
plosion spontanen Protestes hervor. 
Etwa zweihundert Bewohner strömten 
aus den Häusern herbei. Sie kreisten 
die Vertreter der Militärkommandan¬ 
tur und die Nationalgardisten ein. Sie 
wurden entwaffnet. Zugleich stellten 
die Fischer ihre Posten um das Dorf 
auf und über den See kamen auf ihren 
Booten Nachbarbrigaden heran. Selbst 
auf der gegenüberliegenden Donausei¬ 
te liegende rumänische Städtchen wur¬ 
den alarmiert. 

Zu Verhandlungen mit den Rebel¬ 
len wurde in aller Eile der angesehene 


Ukraine: Ein Dorf widersetzt sich den Gestellungsbefehlen der Kiewer Regierung 


Orientierung an den Gewinninteres¬ 
sen der „Wirtschaft“ und hin zur Ver¬ 
besserung der sozialen Lebensverhält¬ 
nisse der Menschen, den PODEMOS 
angekündigt hat, wenn es ihr gelingt, 
bei den Wahlen an die Spitze zu kom¬ 
men. „Erst Athen und jetzt Madrid?“ 
lautete eines der mitgeführten Trans¬ 
parente. Mit „Tick tack, tick tack“ er¬ 
innerten die Demonstranten den kon¬ 
servativen Regierungschef Rajoy, der 
die EU-Auflagen mit schweren Ein¬ 
schnitten in die Arbeits- und Sozial¬ 
verhältnisse durchgesetzt hat, an die 
ablaufende Uhr seiner Regierungs¬ 
zeit. „Der Wind der Veränderung hat 
in Europa zu wehen begonnen“, rief 
der PODEMOS-Generalsekretär Pa¬ 
blo Iglesias unter dem Jubel der Teil¬ 
nehmer auf der Abschlusskundge¬ 
bung aus. 

Georg Polikeit 


der vergangenen Woche ein: „Mangels 
Interesse“ werde das Staatseigentum 
„oft zum Schleuderpreis an griechische 
Oligarchen veräußert - oder der Ver¬ 
kauf scheitert überhaupt.“ Eine Rück¬ 
nahme durchgeführter Privatisierungen 
ist bisher nicht im Gespräch. Kritik an 
der griechischen Bourgeoisie kommt 
dagegen aus der CDU: Der Innenpoli¬ 
tiker Bosbach und der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende sprachen sich für 
eine stärkere Besteuerung der reichen 
griechischen Reeder aus. 

Jede politische Kraft legt ihre Maß¬ 
stäbe an die Arbeit der neuen griechi¬ 
schen Regierung an: Sind die Staats¬ 
schulden tragfähig? Bringt Syriza einen 
neuen Wirtschaftsaufschwung? Kann 
die Regierung die Probleme lösen? Die 
KKE und PAME legen einen anderen 
Maßstab an. Sie setzen trotz Linksregie¬ 
rung auf parlamentarische Opposition 
und gewerkschaftliche Mobilisierung - 
sie wollen die Kraft, die Bewusstheit und 
die Organisation der arbeitenden Men¬ 
schen in die Waagschale werfen. Aus ih¬ 
rer Sicht ist alles andere zu wenig: „Es 
zeigt sich, dass im wirklichen Leben 
nur die Kraft der Arbeiter- und Volks¬ 
bewegung, mit den täglichen Kämpfen 
und der Organisation an jedem Arbeits¬ 
platz und in jeder Branche, der Politik 
der Krümel ein Ende setzen kann, damit 
die arbeitenden Menschen den Reich¬ 
tum fordern, den sie produzieren.“ Das 
erklärte PAME, nachdem der Arbeits¬ 
minister angekündigt hatte, den Min- 
destlohn nicht, wie im Wahlkampf ver¬ 
sprochen, sofort wieder auf die Höhe 
von 2012 zu bringen. 

Olaf Matthes 


stellvertretende Vorsitzende der Ray¬ 
on-Administration entsandt. Der konn¬ 
te die empörten Leute dazu bewegen, 
die „Gefangenen“ freizulassen. Zum 
Schluss mussten diese sich auf dem 
Dorfplatz aufstellen. Die Päckchen 
mit den Stellungsbefehlen wurden vor 
ihnen aufgebaut, mit Benzin übergos¬ 
sen und in Brand gesteckt. Die Militärs 
mussten sich das Schauspiel solange 
ansehen bis die Stellungsbefehle völlig 
verbrannt waren. Wo die konfiszierten 
Maschinenpistolen geblieben sind - ist 
nicht bekannt, schreibt die „Swobod- 
naja Pressa“. 

Nichts bekannt ist bisher auch über 
eine geplante Strafaktion gegen das 
aufmüpfige Dorf. Nach Ansicht des 
Chefs der Administration des Rayons 
Reni könnte sie zu einer Explosion 
des Volkszorns in der ganzen bessara- 
bischen Region führen. 

Willi Gerns 
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Siedlungen und Granaten 


„Gewalteskalation von israelischer Seite“ 



Mehr China 

CELAC-Gipfel: Gegen Armut und Ausgrenzung 


Spanischer Diplomat: 

N etanjahu provoziert mit dem 
Bau weiterer Siedlungen. Die is¬ 
raelischen Behörden haben am 
30. Januar die Ausschreibung von An¬ 
geboten für den Ausbau von vier isra¬ 
elischen Kolonien im besetzten paläs¬ 
tinensischen Westjordangebiet jenseits 
der israelischen Staatsgrenze bekannt¬ 
gegeben. Gebaut werden sollen insge¬ 
samt 450 Wohnungseinheiten an vier 
verschiedenen Stellen im Westjordan¬ 
land: 112 in Adam nordwestlich von 
Jerusalem, wo bereits 4800 Siedler ins¬ 
talliert sind, 156 in Elkana (bisher 3000 
E.), 78 in Alf ei Menashe (7000 E.) und 
84 in Kirayt Arba am Stadtrand von 
Hebron (7000 E.). Offenbar erhofft 
sich der rechte israelische Regierungs¬ 
chef von diesem eindeutig rechtswid¬ 
rigen, gegen das internationale Recht 
verstoßenden Provokation einen Vor¬ 
teil im gegenwärtigen Wahlkampf für 
die israelische Parlamentswahl am 
17. März, nachdem einige Umfragen 
darauf hindeuteten, dass seine Likud- 
Partei wohl nicht mehr die Mehrheit 
erlangen könnte. Ein EU-Sprecher hat 
die israelische Ankündigung noch am 
gleichen Tag missbilligt, weil sie „die 
Lebensfähigkeit der Zwei-Staaten- 
Lösung weiter unterminiert, nach in¬ 
ternationalem Recht illegal sind und 
ein Hindernis zum Frieden darstellen“ 
Wenige Tage zuvor, am 28. Janu¬ 
ar, war bei einem israelischen Artille- 
rie-Feuerüberfall auf einen Posten der 
Blauhelm-Mission UNIFIL in der Nähe 
des Dorfes Ghajar im Süden des Liba¬ 
non ein spanischer Blauhelm-Soldat ge¬ 
tötet worden. Mit ungewohnt scharfen 
Worten reagierte Spaniens Botschaf¬ 
ter bei der UNO, Roman Oyarzun, auf 
diesen Angriff. Der Soldat „kam wegen 
dieser Gewalteskalation ums Leben, 
und diese ging von der israelischen Sei¬ 
te aus“, erklärte der Diplomat in New 
York. Spaniens Außenminister Marga- 


lio forderte eine „sofortige, sorgfältige 
und umfassende Untersuchung“. 

Von israelischer Seite hieß es, dass 
der Beschluss, der von einer israeli¬ 
schen Militärstellung im widerrechtlich 
von Israel besetzten Teil der syrischen 
Golan-Höhen ausging, eine Reaktion 
auf einen Angriff der im Südlibanon 
stationierten Hisbollah-Miliz gewesen 
sei. In der Tat war in der Nacht zum 
28. Januar ein israelischer Truppenkon¬ 
voi am Rand der Golan-Höhen nahe 
der israelisch-libanesischen Grenze 
von einer Hisbollah-Stellung aus mit 
Raketen beschossen worden. Dabei 
sollen zwei israelische Soldaten getö¬ 
tet und weitere acht verletzt worden. 
Warum die israelische Armee als „Ant¬ 
wort“ aber einen UNO-Posten unter 
Beschuss nahm, obwohl ihr die Koor¬ 
dinaten der UNO-Stellungen bekannt 
sind, blieb unklar. Der spanische Sol¬ 
dat, der zum fraglichen Zeitpunkt als 
einziger UNO-Soldat dort vor Ort war, 
wurde nach spanischen Angaben durch 
„ Anti-Personen-Munition“ getötet, die 
über dem Boden explodiert. 


Die Hisbollah hatte den Raketen¬ 
angriff auf die Israelis ihrerseits da¬ 
mit begründet, dass es eine Antwort 
auf den israelischen Angriff am 18. Ja¬ 
nuar gewesen sei, bei dem ein israe¬ 
lischer Militärhubschrauber mehrere 
Raketen auf einer Gruppe von Hisbol¬ 
lah-Kämpfern in der Umgebung der 
syrischen Stadt Kuneitra abgeschos¬ 
sen hatte. Dabei waren mehrere His¬ 
bollah-Kämpfer und auch ein hoher 
iranischer Offizier getötet worden, der 
als Berater der Milizen vor Ort war. 
Die Hisbollah bekämpft in Syrien an 
der Seite der syrischen Armee und im 
Einverständnis mit der syrischen Re¬ 
gierung die in diesem Gebiet operie¬ 
renden sunnitischen Islamisten des 
„Islamischen Staates“ (IS). Mit dem 
Angriff des Militärhubschraubers 
wollte die israelische Armee offenkun¬ 
dig den Kampf der Hisbollah-Milizen 
behindern, die zusammen mit Einhei¬ 
ten der syrischen Armee einen Stütz¬ 
punkt der IS-Terroristen eingeschlos¬ 
sen hatten. 

Georg Polikeit 


In San Jose, der Hauptstadt Costa Ricas, 
fand am 28. und 29. Januar der 3. Gip¬ 
fel der CELAC, der „Gemeinschaft der 
lateinamerikanischen und karibischen 
Staaten“ statt. Er verabschiedete eine 
Sieben-Punkte-Erklärung, einen ge¬ 
meinsamen Arbeitsplan und ein gutes 
Dutzend Erklärungen zu unterschiedli¬ 
chen regionalen Themen. 

Dem Treffen der Staatschefs aus den 
33 Mitgliedstaaten der CELAC (alle 
amerikanischen Staaten außer den USA 
und Kanada) ging am 27. Januar ein Au¬ 
ßenministertreffen voran, in der auch 
der FAO-Generaldirektor Jose Graziano 
da Silva anwesend war. Das Thema der 
Nahrungsmittelsicherheit bleibt trotz ei¬ 
niger Fortschritte in Lateinamerika und 
der Karibik weiterhin aktuell. Dabei ist 
weniger die Produktion von Nahrung als 
deren Zugang für die ärmsten Schichten 
das Problem. Lateinamerika ist immer 
noch die ungleichste Region der Welt. Es 
ging neben Aktivitäten zu Gunsten der 
Schwächsten zudem um Entwicklungsfi¬ 
nanzierung und Nachhaltigkeit. 

Beim eigentlichen Gipfel standen 
der Kampf gegen Armut und Ausgren¬ 
zung, für mehr Transparenz und Offenle¬ 
gung bei öffentlichen Ämtern im Mittel¬ 
punkt. Begrüßt wurde die Annäherung 
zwischen Kuba und den USA, die auch 
als Ergebnis der entschlossenen und kon¬ 
sequenten Haltung von lateinamerikani¬ 
schen Integrationsmechanismen wie der 
CELAC gewertet wird. Aber auch das 
Verhältnis zur VR China war ein wich¬ 
tiges Thema, auch angesichts des im Ja¬ 
nuar in Peking stattgefundenen Gipfels 
„China-CELAC“. Nach Worten der CE- 
PAL-Direktorin Alicia Bärcenas gibt es 
zwischen China und der CELAC eine 
Kongruenz, da Lateinamerika Rohstoffe 
habe, während China in Technologie und 
Innovation große Entwicklungsschritte 
gemacht habe. Bis 2025 wird ein wirt¬ 
schaftlicher Austausch von einer halben 
Billion US-Dollar erwartet, sowie Inves¬ 


titionen von 250 Milliarden. Aufgrund 
der Schwierigkeiten der CELAC-Staaten 
durch den Fall der Rohstoffpreise (kon¬ 
kret des Erdöls) ist das von deutlicher 
Relevanz. 

Seit einigen Jahren sind die früher 
Gegengipfel genannten Aktivitäten der 
gesellschaftlichen Bewegungen qua¬ 
si Teil des offiziellen Programms. Auch 
in San Jose fanden Aktionen statt, bei 
denen auch die Staatschefs der „Patria 
Grande“ (Großes Vaterland) begrüßt 
wurden. Eine in Europa ziemlich un¬ 
denkbare Vorstellung. 

Costa Rica stand mit Präsident Guil- 
lermo Solls ein Jahr lang an der Spitze des 
Bündnisses; grob entlang des Alphabets 
geht der Vorsitz nun an Ecuador. Im De¬ 
zember 2011 kam - zu Ehren des geistigen 
Vaters der CELAC, Hugo Chävez - mit der 
Gründung der CELAC in Caracas Venezu¬ 
ela in der Einführungsphase in die Präsi¬ 
dentschaft, es folgte im Januar 2013 Chile, 
und vor einem Jahr kam Kuba an die Rei¬ 
he. Nach Worten von Rafael Correa wird 
Ecuador seine Präsidentschaft auf Inves¬ 
titionen in Wissenschaft, Technologie, Ge¬ 
sundheit und Bildung konzentrieren um 
damit vier zentrale Anliegen zu bearbei¬ 
ten: Reduzierung der extremen Armut in 
fünf bis zehn Jahren auf 5 Prozent; eine 
neue Finanzarchitektur mit einer gemein¬ 
samen Währung und der Erschließung 
von eigenen Finanzquellen; Wissenschaft 
und Technologie, wobei Ecuadors positive 
Erfahrungen an die anderen Staaten wei¬ 
tergegeben werden sollen; Entwicklung 
von Infrastrukturprojekten bei Wegen, 
Energie und Produktion. Correa sieht die 
Welt mittelfristig als Blöckekonstellation, 
in der auch die CELAC ihre feste Rolle 
spielen wird. Mit Ecuadors Präsidentschaft 
erhöht sich gewiss auch der Einfluss der 
ALBA-Gruppe auf die Gemeinschaft, was 
angesichts der Bedrohung der Regierung 
Venezuelas durch einen wie auch immer 
gearteten Umsturz von entscheidender 
Bedeutung sein kann. Günter Pohl 


Die Sparpolitik stützt sich auf Angst 

Interview mit Eugene McCartan, Generalsekretär der KP Irland 


UZ: Irland ist von der EU-Krise fast 
ebenso tief betroffen wie Griechenland. 
Wie waren die Reaktionen in deinem 
Land auf den Wahlsieg von Syriza? 

Eugene McCartan: Wie in den meisten 
Ländern der Europäischen Union und 
besonders in den Ländern der Periphe¬ 
rie, sehen die arbeitenden Menschen 
die Wahl von Syriza in einem positiven 
Licht und begrüßen sie. Zum ersten Mal 
scheint es möglich, einen anderen Weg 
zu gehen als den von der Europäischen 
Union eingeschlagenen. 

Das bedeutet nicht, dass die irischen 
Kommunisten das Programm von Syri¬ 
za und deren Strategie der Suche nach 
Lösungen innerhalb der bestehenden 
politischen und wirtschaftlichen Macht¬ 
strukturen nicht kritisch sehen. Es wird 
sich zeigen, ob die Hoffnungen des grie¬ 
chischen Volkes wieder enttäuscht wer¬ 
den und Umschlagen in Enttäuschung 
und Verzweiflung. 

Es ist deutlich, dass die Positionen 
von Syriza im Einklang sind mit den Er¬ 
wartungen des griechischen Volkes und 
zweifellos hat ihr Wahlsieg das politische 
Establishment in ganz Europa erschüt¬ 
tert. Die irische Regierung hat den Ge¬ 
danken einer Schuldenkonferenz von 
sich gewiesen. 

Nur eine Woche vor den griechischen 
Wahlen waren die politischen Vertreter 
des Monopolkapitals in Dublin einge¬ 
flogen, um die Iren dafür zu loben, dass 
sie die bittere Medizin von EU, Europä¬ 
ischer Zentralbank und Internationalem 
Währungsfonds schlucken. IWF-Direk- 
torin Christine Lagarde lobte die Iren 
für ihre Geduld und rühmte sich, dass 
die Maßnahmen nun Früchte trügen. 

Diese Show der „Solidarität“ inner¬ 
halb der herrschenden Klasse und den 
globalen Kontrollinstitutionen richtete 
sich nicht nur an das irische Volk, son¬ 
dern sollte den Völkern der anderen 
Peripherieländern die Iren als Beispiel 



Eugene McCartan 


vorführen, keine unangemessenen Er¬ 
wartungen zu hegen. Irland war das 
„Aushängeschild“ in der Periode des 
so genannten „keltischen Tigers“; jetzt 
werden wir herausgestellt für die Un¬ 
terwerfung unter die Regeln der Spar¬ 
politik. Das ist Ausdruck des Mantras, 
dass es keine Alternative zu dieser Po¬ 
litik gebe. 

Was die Sparpolitik bisher gestützt 
hat ist Angst. Angst ist in der ganzen EU 
die Waffe der herrschenden Klasse. Das 
griechische Volk hat sich aufgerichtet 
und Syriza hat eine mögliche Alternati¬ 
ve vorgestellt. Jetzt versucht die EU die 
Hoffnung zu zerstören und die Angst 
wiederherzustellen, um Spanier, Portu¬ 
giesen und Iren im Zaum zu halten. 

Aus unserer Sicht dienen die EU-In- 
stitutionen der Erhaltung der Macht des 
Kapitals über die Arbeit. Die Verträge 
sind Glieder der Kette zur Fesselung der 
Arbeit. Wir glauben nicht, dass Lösun¬ 
gen innerhalb dieser Strukturen, in die¬ 
ser Zwangsjacke zu finden sind. 

Wir haben Vorbehalte gegenüber Sy¬ 
riza; aber nicht aus dem Wunsch heraus, 
Recht zu behalten, sondern weil wir die 
Bedingungen verbessern wollen, unter 
denen wir kämpfen, und weil wir die In¬ 
teressen der Arbeiterklasse vertreten. 


Wir stehen selbstverständlich an der 
Seite der Kommunistischen Partei Grie¬ 
chenlands und wir haben den größten 
Respekt vor deren Einsatz. Die Men¬ 
schen folgen der KKE-Programmatik 
noch nicht, aber es ist ganz klar, dass 
der Kampf der KKE in den letzten zehn 
Jahren entscheidend dazu beigetragen 
hat, dass sie nach einer Alternative su¬ 
chen und Widerstand leisten gegen die 
Sparmaßnahmen, die im Bündnis mit 
der griechischen Oligarchie aufgedrückt 
worden sind. 

UZ: Was sind die vordringlichsten Aufga¬ 
ben der Kommunistischen Partei Irlands? 

Eugene McCartan: Zur Zeit streiten wir 
in erster Linie um die Wasserversorgung. 
Ein wesentlicher Teil des „Programms 
für Irland“ der EU, der EZB und des 
IWF ist die Kommerzialisierung des 
Wassers. Das ist sowohl in den Gemein¬ 
den wie in Teilen der Arbeiterbewe¬ 
gung auf großen Widerstand gestoßen. 
Die Leute wissen, dass die Privatisierung 
folgen wird, sobald über Gebühren ein 
Markt hergestellt worden ist. 

Wir haben versucht diese Kämpfe 
mit Slogans wie „Schulden = Wasserge¬ 
bühren = Privatisierung = Profite“ mit¬ 
einander zu verknüpfen. Aktivisten der 
Bewegung haben das übernommen. Das 
macht dem Staat ebenso Sorgen wie der 
EU und dem IWF. 

Ein anderer wichtiger Schwerpunkt 
ist der Versuch, einen linken Block inner¬ 
halb der Gewerkschaftsbewegung aufzu¬ 
bauen, um das Klassenbewusstsein der 
aktiven Gewerkschafter zu stärken und 
Widerstand zu entwickeln. Daneben sind 
wir dabei, die Wachsamkeit und die Op¬ 
position gegen TTIP und CETA zu ent¬ 
wickeln, indem wir die Folgen dieser Ver¬ 
träge für die Lohnabhängigen aufzeigen. 

In Nordirland unterstützt unsere 
Partei den Aktionstag am 13. März als 
Beginn einer von den Gewerkschaften 


organisierten Kampagne gegen die Spar¬ 
politik. Es wird eine Reihe öffentlicher 
Veranstaltungen organisiert, um Unter¬ 
stützung zu gewinnen. 

Wir bemühen uns, in solidarischen 
Aktionen so viele Verbindungen wie 
möglich zwischen dem Norden und dem 
Süden aufzubauen. 

UZ: Wächst denn nach all den Jahren 
nationalistischer Konflikte in Irland und 
Nordirland wieder ein stärkeres Klassen¬ 
bewusstsein? 

Eugene McCartan: Das Klassenbewusst¬ 
sein wächst, aber die nationalen Gefüh¬ 
le sind immer noch stark und sogar fort¬ 
schrittlich. Es gibt einen Unterschied 
zwischen dem national-demokratischen 
Bestreben der Unterdrückten und dem 
Chauvinismus des Unterdrückerstaats. 
Klassenbewusstsein entsteht nicht im 
luftleeren Raum, und es gibt keinen rei¬ 
nen Klassenkampf, der frei ist von der 
Kompliziertheit nationaler Forderungen. 

Das Verlangen nach nationaler Sou¬ 
veränität und Demokratie ist fortschritt¬ 
lich im Zusammenhang mit den Unter¬ 
drückungsstrukturen und Kontrollme- 
chanismen der EU, dem Werkzeug des 
Monopolkapitalismus. Bisweilen hatte 
die kommunistische Bewegung, beson¬ 
ders in Europa, ein sehr unzureichen¬ 
des und unentwickeltes Verständnis des 
Nationalismus. Die entscheidende Fra¬ 
ge lautet: Wie entwickeln wir antiimpe¬ 
rialistisches Bewusstsein? Klassenkampf 
findet statt unter den konkreten mate¬ 
riellen Bedingungen, unter denen die 
Menschen leben. 

UZ: Ihr seid nicht in die Europäische 
Linkspartei eingebunden. Gibt es nicht 
Gründe, die für eine solche Partei auf eu¬ 
ropäischer Ebene sprechen? 

Eugene Me Cartan: Wir betrachten die 
Europäische Union vom Klassenstand¬ 


punkt aus. Wir haben analysiert und ka¬ 
men zu dem Schluss, dass die EU eine 
politische und wirtschaftliche Struktur 
ist, die zum Schutz und zur Interessen¬ 
durchsetzung des europäischen staats¬ 
monopolistischen Kapitalismus und der 
weltweiten Interessen des Imperialismus 
geschaffen wurde. Mangel an Klarheit 
in dieser Frage seitens einiger Linker 
und Teilen der Europäischen Linkspar¬ 
tei haben dazu geführt, dass sie die im¬ 
perialistische Aggression gegen Libyen 
und Syrien und das Abenteurertum des 
deutschen Monopolkapitals bis hin zur 
US-geführten NATO-Aggression in der 
Ukraine im Namen der Verteidigung 
der „Demokratie“ unterstützten. Eini¬ 
ge scheinen zu vergessen, dass dies eine 
eingeschränkte Form von Demokratie 
ist, während nach unserem Verständnis 
Demokratie die Menschen befähigt, ihr 
Schicksal in die eigenen Hände zu neh¬ 
men. 

Die EL akzeptiert die Statuten der 
Europäischen Union; sie teilt nicht un¬ 
ser Verständnis des Klassencharakters 
der Macht und der EU selbst. Wir glau¬ 
ben nicht, dass die Strukturen der EU 
mit einem neuen Anstrich zu erneuern 
sind, wir glauben nicht, dass eine besse¬ 
re Form der Europäischen Union zu er¬ 
reichen ist, wie wir nicht glauben, dass 
es einen besseren oder menschlicheren 
Kapitalismus oder humaneren Imperia¬ 
lismus geben kann. Es gibt einfach keine 
humane Form der Ausbeutung. 

Die EU muss in Frage gestellt und 
geschlagen werden. Das ist Teil des 
Kampfes um die Befreiung der Arbeiter¬ 
klasse und um das Ende der Herrschaft 
des staatsmonopolistischen Kapitalis¬ 
mus. Deshalb unterstützen wir die EL 
nicht. Wir sind Internationalisten und 
Antiimperialisten. Wir wollen weltweit 
die Ketten brechen und den Weg zur 
Erfüllung der Träume und Hoffnungen 
der Arbeiterklasse öffnen, nicht nur in 
Irland. Die Fragen stellte Günter Pohl 
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In alle Welt 

Waffenexporte der Bundesrepublik 


Die Bundesrepublik exportiert Waffen 
aller Gattungen für die Landstreitkräf¬ 
te, die Marine und die Luftwaffe und 
fertigt zum Teil auch in multinationalen 
Zusammenschlüssen. 

• Landstreitkräfte: Kampfpanzer und 
Schützenpanzer (z.B. Leopard 1 und 
Leopard 2) 

• Marine: U-Boote (z.B. Klas¬ 
se 209 und 214) und Fregatten 

• Luftwaffe: Mehrzweckkampfflug¬ 
zeuge (z.B. Tornado und Eurofigh¬ 
ter), Militärtransporter (z.B. A- 
400M) 

• Kleinwaffen: Sturmgewehre (z.B. G3 
und G36), Maschinenpistolen (z.B. 
MP5 und MP7) 

Die Bundesregierung bescheinigt 
sich selbst eine strenge Genehmigungs¬ 
praxis bei Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern. Das steht jedoch im 
krassen Widerspruch zu den Fakten: 
Deutschland ist weltweit der drittgröß¬ 
te Exporteur von Militärgütern. 135 bis 
141 Länder der rund 200 Länder dieser 


Welt sind ganz legal Kunden der deut¬ 
schen Rüstungsindustrie.... 

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich, 
dass die Bundesregierung einen erheb¬ 
lichen Ermessenspielraum bei der Ge¬ 
nehmigung von Rüstungsexporten hat, 
den sie auch voll ausschöpft. Die Liste 
der Empfängerländer in den Rüstungs¬ 
exportberichten der Bundesregierung 
bezeugt, dass Genehmigungen für Ex¬ 
porte von Kleinwaffen, Panzern oder 
Kriegsschiffen in Staaten mit bedenk¬ 
licher Menschenrechtslage und offenen 
bewaffneten Konflikten erteilt werden, 
so zum Beispiel Ägypten, Saudi-Arabi¬ 
en und Pakistan. Waffen und Waffen¬ 
technologie aus Deutschland spielen 
entsprechend bei einer Vielzahl der 
heutigen gewaltsamen Konflikte und 
Kriege eine Rolle. Nicht selten sind 
die Käuferländer der Vergangenheit 
die Kriegsschauplätze der Gegenwart, 
z.B. Irak, Pakistan und Sudan— 

Ein gravierendes Problem sind die 
Lücken der deutschen Exportkontrol¬ 


le. So wird zum Beispiel der Endver¬ 
bleib der deutschen Kriegsgeräte in 
den Empfängerländern gar nicht kon¬ 
trolliert ... Deutsche Waffen tauchen 
deshalb immer wieder in Ländern und 
Konflikten auf, wo sie gar nicht sein 
dürften, z.B. Sturmgewehre G36 von 
Heckler und Koch in in Georgien, Li¬ 
byen und in vier Bundesstaaten Mexi¬ 
kos. 

Quelle: waffenexporte.org 
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„Kapitel ,Pegida' noch nicht abgeschlossen“ 

Fragen an den Sozialwissenschaftler Phillip Becher, Uni Siegen 


UZ: Seit mehreren Wochen marschiert das 
„Pegida“-Netzwerk und seine lokalen Ab¬ 
leger. In Kürze erscheint dazu ein Buch 
von Ihnen im PapyRossa-Verlag. Zu wel¬ 
chen Schlüssen kommen Sie darin? Wie 
bewerten Sie die „Pegida“-Bewegung? 

Phillip Becher: Für die Arbeit an dem 
Buch „Der Aufstand des Abendlandes“ 
habe ich mir gemeinsam mit Christian 
Begass und Josef Kraft rechte Straßen¬ 
proteste der jüngeren Zeit angesehen. 
Dazu zählen wir neben „Pegida“ auch 
die „Hooligans gegen Salafisten“ oder die 
Kundgebungen gegen die Bildung einer 
rot-rot-grünen Landesregierung in Thü¬ 
ringen. „Pegida“ sticht natürlich hervor, 
da sie die größte Massenaktion dieser Art 
seit langer Zeit ist. 

Normativ gesprochen, sehen wir „Pe¬ 
gida“ wie auch die anderen genannten 
Bewegungen sehr kritisch. Wir glauben, 
dass es den Akteuren gelingen könnte, 
eine Massenbasis für eine umfassende 
Rechtswende herzustellen. Die Frage, wie 
hoch die Bereitschaft ist, auch öffentlich 
für rückwärtsgewandte Inhalte einzuste¬ 
hen, ist jedenfalls mit den Demonstratio¬ 
nen beantwortet. Und wir glauben außer¬ 
dem, dass die „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) in diesem Zusammenhang 
eine wichtige Rolle spielt. Konkret konn¬ 
ten wir die These untermauern, dass das 
Auftreten der - im Verhältnis zu vorhe¬ 
rigen Rechtsparteien - professionellen 
AfD inhaltlich und organisatorisch eine 
katalytische Wirkung auf die Kundge¬ 
bungen gehabt hat. 

UZ: Was sind die verbindenden Momente 
der Demonstrationsteilnehmer? 

Phillip Becher: Beim Sozialprofil der 
Demonstrierenden konnten wir uns 
auf Erhebungen, die andere Forscher 
wie der Dresdener Politikwissenschaft¬ 
ler Hans Vorländer oder der Soziologe 
Dieter Rucht aus Berlin besorgt haben, 
verlassen. Der typische „Pegida“-An- 
hänger ist männlich, hat einen Real¬ 
schulabschluss und verfügt über ein 
leicht überdurchschnittliches Einkom¬ 
men. Das ist kaum ein Alleinstellungs¬ 
merkmal von „Pegida“ und erklärt auch 
nicht wirklich viel. Auffällig und aus un¬ 
serer Sicht wichtig festzuhalten ist, dass 
es nur sehr wenige Erwerbslose unter 
den Protestierenden zu geben scheint. 
Von der subjektiven Motivation her be¬ 
trachtet fällt vor allem eine teils diffuse, 
teils spezifizierte Unzufriedenheit mit 
der gegenwärtigen Politik ins Auge. Bei 
all den Themen, die im Moment auf der 
Straße liegen, ist es schon bezeichnend, 
dass ausgerechnet das Schreckgespenst 
der „Islamisierung“ oder der „Über¬ 
fremdung“ im Moment mit am meisten 
„Aktivbürger“ hinter dem sprichwört¬ 
lichen Ofen hervorholt. Das Protest¬ 
potential von den mit der derzeitigen 
Politik Unzufriedenen wird auf rechts 
gedreht. Und hierin findet man dann 
tatsächlich ein Spezifikum. 


UZ: Und wie erklären Sie sich, dass im 
Osten der Republik mehrfach zehntau¬ 
sende Personen protestierten, während 
im Westen höchstens wenige hundert Men¬ 
schen - darunter mehrheitlich originäre 
Neofaschisten - auf die Straße gingen? 

Phillip Becher: Unserer Vermutung zu¬ 
folge hängt das mit den nach wie vor 
unterschiedlichen politischen und ge¬ 
sellschaftlichen Ausgangsbedingungen 
in Ost und West zusammen. Kurz- und 
mittelfristige Wechselwahlerwägungen 
und Stimmungsumschwünge sind in den 
sogenannten „neuen Bundesländern“ 
immer noch leichter zu organisieren. 
Die AfD, die sich jetzt mit der bevorste¬ 
henden Hamburger Bürgerschaftswahl 
auch auf dem Weg in westdeutsche Lan¬ 
desparlamente wähnt, konnte nach den 
EU-Parlamentswählen im vergangenen 
Jahr zunächst vor allem in Ostdeutsch¬ 
land punkten und dort in die Landtage 


Es geht nur vordergründig 
um „Islamismus“. 


einziehen. Zudem hat die Zurückdrän- 
gung des Antifaschismus in Ostdeutsch¬ 
land infolge des Systemwechsels nach 
1989/90 spezifische Folgen nach sich ge¬ 
zogen. Man darf nicht vergessen, dass 
das der Technischen Universität Dres¬ 
den angegliederte „Hannah-Arendt-Ins¬ 
titut für Totalitarismusforschung“, in des¬ 
sen Direktion auch der bekannte Extre¬ 
mismusdoktrinär Uwe Backes sitzt, vor 
Ort wirkt. „Pegida“ hat ihre ganz eigene 
Fassung der Extremismusdoktrin auf¬ 
gelegt. Auf ihrem Logo werden Haken¬ 
kreuz, Antifa-Symbol, das Wappen des 
„Islamischen Staates“ und die Fahne der 
Kurdischen Arbeiterpartei PKK glei¬ 
chermaßen in einen Mülleimer gewor¬ 
fen. Der „Pegida“-Gründer hat ja auch 
explizit auf eine von ihm kritisierte Akti¬ 
on im Sinne der PKK, deren Verbot von 
vielen demokratischen Kräften kritisiert 
wird, als Anlass für sein politisches Ak¬ 
tivwerden verwiesen. Es war also nicht 
unbedingt der IS, der hier die Initial¬ 
zündung darstellte - gegen ihn kämpfen 
die PKK und mit ihr verbundene Kräfte 
schließlich. Wobei der Schrecken über 
die Gräuel der dschihadistisch-salafisti- 
schen Terrorbanden der „Pegida“-Agita¬ 
tion ganz gewiss zuträglich war. 

UZ: Also geht es eigentlich nur vorder¬ 
gründig um das Thema „ Islamismus “? 

Phillip Becher: Richtig. Der Kasseler 
Politikwissenschaftler Werner Ruf hat 
in seinem Buch „Der Islam - Schre¬ 
cken des Abendlands“ geschrieben, dass 
die antimuslimische Hetze kein Selbst¬ 
zweck, sondern Instrument im Kampf 
für eine andere Gesellschaft ist und als 
Soundtrack für Sozial- und Demokratie¬ 
abbau und aggressive Außenpolitik fun¬ 
giert. Dem kann man nach bisherigem 
Kenntnisstand nur beipflichten. Vor¬ 


bild könnte ein wenig die Schweiz sein, 
wo die Rechtspopulisten der Schweizer 
Volkspartei (SVP) die Szenerie domi¬ 
nieren. Die Schweiz taucht mehrfach im 
„Pegida“-Positionspapier als positiver 
Bezugspunkt auf und auch die AfD und 
die mit ihr verbundenen Kräfte verspre¬ 
chen sich einen Mehrwert - durchaus im 
Wortsinne - von der Propagierung des 
Schweizer Modells, wo mit plebiszitären 
Entscheidungsinstrumenten reaktionäre 
Maßnahmen eingeführt werden. Das ist 
kurz Umrissen ein Teil des Projekts, um 
das es geht. Der parlamentarische Arm 
dieses Projekts firmiert also hierzulande 
als AfD. Die rechte „außerparlamentari¬ 
sche Opposition“ heißt „Pegida“. 

UZ: Das „Pegida“-Netzwerk unterschei¬ 
det sich in seinen politischen Ansätzen 
von Ort zu Ort. Mittlerweile ist in der Ge¬ 
burtsstadt Dresden ein offener Führungs¬ 
streit ausgebrochen. Welche Auswirkun¬ 
gen könnten die Zerwürfnisse mit sich 
bringen? 

Phillip Becher: Komplementär zu den 
oft zum Richtungsstreit hochstilisierten 
Auseinandersetzungen in der AfD sehe 
ich den Krach in der Führung des Netz¬ 
werks als Ausdruck eines Häutungspro¬ 
zesses. Am Ende könnte eine „Pegida“ 
herauskommen, deren professionelleres 
Auftreten die Gefährlichkeit ihrer The¬ 
sen noch erhöht. 

UZ: Was denken Sie, wo sich die Demons¬ 
tranten politisch artikulieren würden, soll¬ 
te „Pegida“an Zuspruch verlieren? 

Phillip Becher: Ich glaube, dass es ver¬ 
früht wäre das Kapitel „Pegida“ als ab¬ 
geschlossen zu betrachten. Aber selbst 
wenn dies der Fall sein sollte: Von AfD- 
Politikern gibt es Signale, auf welche 
Pferde im „Pegida“-Stall man setzen 
würde, namentlich Bachmanns Nachfol¬ 
gerin Kathrin Oertel und ihre Verbün¬ 
deten. Die bisher von „Pegida“ abge¬ 
holten Menschen könnten dann zu den 
Claqueuren einer von diesen Kräften 
dominierten Neuauflage werden. Eine 
unter Umständen beruhigende Aussicht, 
dass die durch die Agitation bislang Auf¬ 
geputschten sich wieder ins bürgerliche 
Privatleben zurückziehen könnten, kann 
ich nicht erkennen. 

UZ: Mehr als 25 Prozent der Wähler der 
Linkspartei hegen in Sachsen Sympathi¬ 
en für die „Pegida“-Aufmärsche. Warum 
haben sich in Sachsen derart viele Perso¬ 
nen den Demonstrationen angeschlossen? 
Und welchen Umgang mit den „Pegida“- 
Anhängern würden Sie vor diesem Hin¬ 
tergrund empfehlen? 

Phillip Becher: Klare Kante zeigen und 
nicht lavieren. Die Angriffe von rechts als 
das begreifen, was sie sind. Dies tun viele 
bekannte Köpfe der politischen Linken 
meines Erachtens zu wenig. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Gastkolumne von Georg Polikeit 


Wahrheiten aus dem „Spiegel“ 


Manchmal werden selbst im Leitme¬ 
dium der Journalisten, die hierzu¬ 
lande Funk und Presse dominieren, 
Wahrheiten ausgesprochen, die es 
verdienen, weitergegeben zu werden. 
So in einer Kolumne unter der Über¬ 
schrift: „Griechenland in deutschen 
Medien: Immer voll auf Merkel-Li¬ 
nie“. Erschienen ist sie in „Spiegel- 
Online“ am 30. Januar. Verfasser war 
der Journalist und Buchautor Ge¬ 
org Diez, den sich der „Spiegel“ als 
„Kritiker“-Feigenblatt in seinem Ko¬ 
lumnistenteam S.P.O.N. hält. 

„Die deutschen Medien unter¬ 
werfen sich in der Wirtschafts- und 
Finanzkrise einer Logik der Macht: 
berichten sie über die Krise in Grie¬ 
chenland, nehmen sie die Perspektive 
der nationalen Politik ein und blen¬ 
den Teile der Wirklichkeit aus“. Aus 
der Feder eines „Spiegel“-Autors 
eine bemerkenswerte Feststellung. 
Auch wenn der Verfasser mit „nati¬ 
onaler Politik“ in Wirklichkeit die in 
Berlin von Kabinett uns Kapital be¬ 
triebene meint. Wirkliche „nationale 
Politik“, also eine an den Interessen 
der Bevölkerungsmehrheit ausgerich¬ 
tete, geht natürlich anders. 

Die Haltung der vorherrschenden 
Medien zu Griechenland mit der zu 
„Pegida“ vergleichend, schreibt Autor 
Diez: „Der Trend geht zum Verste¬ 
hen, wenn es sich um Opposition von 
rechts handelt, der Trend geht zum 
Verdammen, wenn es sich um Oppo¬ 
sition von links handelt - die einen, 
Syriza, sind „Populisten“, die anderen, 
„Pegida“, sind „besorgte Bürger“. Da 
hat er sicher recht. 

Den an der „Logik der Macht“ 
orientierten, also obrigkeitshörigen 
deutschen Medien stellt Diez die 


angelsächsischen entgegen. In die¬ 
sen wird nach seiner Wahrnehmung 
„sehr realitätsnah darüber disku¬ 
tiert, wie es in Griechenland weiter¬ 
gehen soll und warum ein Schulden¬ 
schnitt nicht nur notwendig, sondern 
im System angelegt ist“. Auch dass 
Deutschland selbst einmal von ei¬ 
nem Schuldenschnitt profitiert hat, 
nämlich 1953, wo Griechenland auf 
einen Teil seiner Ansprüche verzich¬ 
tete, sei dort kein Tabu. Für die jähr¬ 
liche Schuldenrückzahlung Deutsch¬ 
lands war damals eine Quote von 
maximal drei Prozent des deutschen 
Exportvolumens festgesetzt worden, 
während im Fall Griechenland jetzt 
eine Rückzahlquote von 15-20 Pro¬ 
zent für „tragbar“ erklärt wurde. Aus 
der „Financial Times“ schöpfte der 
„Spiegel“-Kolumnist auch die Er¬ 
kenntnis, dass bislang überhaupt nur 
11 Prozent der „Hilfszahlungen“ bei 
der griechischen Regierung gelandet 
ist. „Der Rest ging mehr oder weniger 
direkt an die Banken“. 

Man könne sich mit Blick auf 
die Resultate der westlichen „Hil¬ 
fe“ „schon mal die Frage stellen, ob 
ein Krisenmanagement, das mehr 
als 25 Prozent Arbeitslosigkeit und 
mehr als 50 Prozent Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit produziert, ein echter Erfolg 
ist - oder der direkte Weg zu extre¬ 
men Verhältnissen“, meint Diez. Doch 
davon unbeeindruckt beharrten die 
meisten deutschen Politiker auf ih¬ 
rem Spardiktat, und die meisten deut¬ 
schen Medien fabrizieren dazu pas¬ 
send „sparfixierte Schablonengedan¬ 
ken am Stück“. 

Völlig klar: In deutschen Medien soll¬ 
ten mehr englische Zeitungen gelesen 
werden ... 


Gastkommentar von Uli Brockmeyer 


Die Sache mit der Wahrheit 


Die Wahrheit ist immer das erste Op¬ 
fer des Krieges. Diese simple Weisheit 
trifft auch auf die Ereignisse in der 
Ukraine zu. Da geistern Behauptun¬ 
gen durch den Blätterwald, die „pro¬ 
russischen Separatisten“ würden Bus¬ 
haltstellen und zivile Wohngebiete 
mit Artillerie beschießen und wehr¬ 
lose Bürger töten. Da zeigen die bür¬ 
gerlichen Medien beinahe täglich Bil¬ 
der von zerschossenen Wohnhäusern, 
Geschäften, Kindergärten - ohne zu 
erklären, daß die Artilleriegranaten, 
die diese unmenschlichen Zerstö¬ 
rungen anrichten, von den Truppen 
der Kiewer Regierung abgeschossen 
wurden. Kein Bericht im Fernsehen 
oder in den Zeitungen, in dem nicht 
die Behauptung aufgestellt wird, die 
ostukrainischen Aufständischen sei¬ 
en schuld an dem Desaster - oder zu¬ 
mindest der Versuch unternommen 
wird, diesen Anschein zu erwecken. 

Selbstverständlich sind auch die 
Gegner der Kiewer Regimes schuld, 
daß es wieder einmal nicht zu Fort¬ 
schritten bei den Gesprächen der 
Kontaktgruppe in Minsk kam. „Die 
Separatisten“ wollten sich nicht an 
bisherige Vereinbarungen halten, 
wird behauptet. In Wirklichkeit waren 
die Kiewer Unterhändler zunächst 
gar nicht in Minsk angereist, und als 
sie schließlich eintrafen, wollten sie 
nicht über einen Waffenstillstand 
oder eine Feuerpause, geschweige 
denn über Frieden reden, sondern le¬ 
diglich versuchen, die Geländeverlus¬ 
te, die ihre demoralisierten Truppen 
in der Ostukraine erlitten haben, am 
grünen Tisch zu korrigieren. 

Der Abschuss der malaysischen 
Passagiermaschine über der Ostukra¬ 
ine findet in den Medien kaum noch 
Erwähnung. Nachdem zunächst be¬ 
harrlich behauptet wurde, „die Rus¬ 
sen“ oder wahlweise „die prorussi¬ 
schen Separatisten“ hätten die Ma¬ 
schine abgeschossen, konnte auf die 
einfache Frage nach Beweisen oder 
gar nach dem Grund eines solchen 


Abschusses niemand eine schlüssige 
Antwort geben - zumindest so lange 
nicht, wie man von einer Schuld der 
Kiew-Gegner ausgeht. 

Andersherum wird allerdings ein 
Schuh daraus. Der Mord an wehrlo¬ 
sen Flugpassagieren in 10.000 Metern 
Höhe über der Ukraine kann weder 
Rußland noch den Aufständischen im 
Donbass irgendeinen Nutzen bringen. 
Dem Kiewer Regime schon, denn der 
Vorfall ließ sich herrlich propagan¬ 
distisch ausschlachten und bot eine 
erstklassige Steilvorlage für neue mi¬ 
litärische Offensiven, für neue Rüs¬ 
tungskäufe und dafür, den Westen um 
noch mehr Geld und materielle Hilfe 
anzubetteln. 

Genauso verhielt und verhält es 
sich mit den Schüssen auf wehrlose 
Menschen im vergangenen Februar 
auf dem Kiewer Maidan, für die an¬ 
gebliche Geheimpolizisten der dama¬ 
ligen Kiewer Regierung verantwort¬ 
lich gemacht wurden und die den 
letzten Ausschlag gaben für den ge¬ 
waltsamen Putsch in Kiew. Die groß¬ 
mäulig versprochene Aufklärung lässt 
bis heute auf sich warten, und die 
heute in Kiew Herrschenden werden 
auch gar nicht gern an dieses Verspre¬ 
chen erinnert. Und das gilt auch für 
die Schüsse auf Bushaltestellen und 
auf ein Wohngebiet in der Stadt Ma- 
riupol, an denen die Aufständischen 
gar kein Interesse haben können. An¬ 
dererseits unternimmt Kiew damit ei¬ 
nen weiteren Versuch, sowohl im ei¬ 
genen Land als auch im Ausland für 
den Krieg zu mobilisieren. 

Dass beinahe sämtliche Offensi¬ 
ven stecken bleiben, Soldaten Befeh¬ 
le nicht ausführen, Wehrpflichtige in 
Scharen weglaufen, immer mehr Müt¬ 
ter sich dagegen wehren, dass ihre 
Söhne in einem sinnlosen Krieg ver¬ 
heizt werden sollen, passt nicht ins Ki¬ 
ewer Bild. Deshalb wird gelogen, was 
das Zeug hält. Und das funktioniert, 
solange die Menschen nicht nach dem 
Wie und Warum fragen. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Eine Renegatenkarriere 

Wie sich der frühere Führungskader der IKP Giorgio Napolitano für das höchste Staatsamt Italiens qualifizierte 


Italien hat mittlerweile einen neuen Präsiden¬ 
ten, der auch in linken Medien widersprüch¬ 
lich eingeschätzt wird. Noch einmal sei jedoch 
hier an seinen Vorgänger erinnert. 

D er am 14. Januar zurückgetretene Staats¬ 
präsident, Giorgio Napolitano war der 
erste Führungskader der bis 1991 exis¬ 
tierenden Italienischen Kommunistischen Par¬ 
tei (IKP), der in diese höchste Staatsfunktion 
aufstieg. In dieses Amt brachte ihn die Mitte- 
Links-Koalition, nachdem sie 2006 die Parla¬ 
mentswahlen gewonnen hatte. Wie hat er sich 
dafür bei den politisch herrschenden Kreisen, 
die auf solche Entscheidungen gewöhnlich Ein¬ 
fluss nehmen, qualiüziert? 

Napolitano hat in den entscheidenden Klas¬ 
senauseinandersetzungen, in denen es nach 1945 
Möglichkeit gab, den Linken einen bestimmen¬ 
den Einfluss zu verschaffen, den Kräften der 
Reaktion geholfen, das zu verhindern. Anders 
ausgedrückt: Er ermöglichte es der Reaktion, 
den Kräften des Fortschritts mit den Kommu¬ 
nisten an der Spitze entscheidende Niederlagen 
zu bereiten. Nach dem Ersten Weltkrieg lösten 
diese Aufgabe die Revisionisten in den Parteien 
der II. Internationale. Im Ergebnis des Zwei¬ 
ten Weltkrieges, der die Möglichkeiten des re¬ 
volutionären Weltprozesses - und das nicht nur 
in Osteuropa - erweiterte, setzte eine ähnliche 
Entwicklung in Gestalt neuer Erscheinungsfor¬ 
men revisionistischer Politik ein. Die Karriere 
Napolitanos, bestätigt, was Lenin in seiner Ar¬ 
beit „Der Opportunismus und der Zusammen¬ 
bruch der II. Internationale“ einschätzte, bis 
heute noch grundsätzlich zutrifft: „Zusammen¬ 
arbeit der Klassen, Lossagung von der Dikta¬ 
tur des Proletariats, Verzicht auf revolutionäre 
Aktionen, Anbetung der bürgerlichen Legalität, 
Misstrauen gegen das Proletariat, Vertrauen zur 
Bourgeoisie.“ 1 

★ 

Der 1925 in Neapel geborene Napolitano be¬ 
gann noch unter der faschistischen Diktatur 
1942 an der Universität seiner Heimatstadt ein 
Jurastudium, das er 1947 abschloss. Zusammen 
mit Hunderttausenden Italienern trat er nach 
dem Sieg über den Faschismus 1945 in die IKP 
ein, deren Mitgliederzahl von 400 000 Ende 
1944 in diesem Jahr auf 1 770 856 anwuchs. Die 
von Palmiro Togliatti dominierte IKP-Führung 
verzichtete auf eine revolutionäre Option an¬ 
tifaschistisch-demokratischer Veränderungen 
und versuchte stattdessen, diese in der Fort¬ 


setzung des Bündnisses mit der nunmehr füh¬ 
renden großbourgeoisen Democrazia Cristiana 
(DC) durchzusetzen. Der Versuch scheiterte. 
Als eine Folge bildete sich in der zweiten Hälf¬ 
te der 1960er Jahre in der IKP eine sozialdemo¬ 
kratische Strömung, in der Napolitano zu einem 
führenden Exponenten wurde. Er unterstützt 
aktiv die im Rahmen des sogenannten Euro¬ 


kommunismus die von Berlinguer mit der DC 
verfolgte Regierungszusammenarbeit („Histo¬ 
rischer Kompromiss“) und sah die NATO als 
„Schutzschild“ dafür. 2 Napolitano bekundete, 
die NATO habe „nicht mehr die Charakteristika 
eines gefährlich-aggressiven Instruments“ und 
er fühle sich unter ihr gegen eine Einmischung 
des Warschauer Paktes „sicherer“. 3 

Als Napolitano diese verantwortungslosen 
Äußerungen von sich gab, war in Rom gera¬ 
de ein neuer Umsturzversuch führender Krei¬ 
se von Armee und Geheimdiensten (der drit¬ 
te seit 1945), aufgedeckt worden. In Absprache 
mit CIA und zugesagter NATO-Unterstützung 
wollten diese Kräfte zusammen mit Faschisten 
1973/1974 ein Regime nach „chilenischem Vor¬ 
bild“ an die Macht 
bringen. Unter 
den Putschisten 
befanden sich 
15 Generäle und 
Dutzende weite¬ 
re hohe Offiziere, 
darunter fünf Ge¬ 
heimdienstgene¬ 
räle, der Chef des 
Generalstabes, der 
Generalstabschef 
der Luftwaffe, der 
Befehlshaber der 
Militärregion von 
Salerno. In die ge¬ 
planten Operati¬ 
onen waren Ein¬ 
heiten der in Ita¬ 
lien gebildeten 
geheimen CIA- 
Division „Gladio“ 
und mehrere mit 
der MSI liierte fa¬ 
schistische Orga¬ 
nisationen einge¬ 
bunden. 

Kissingers 
„favourite 
Communist“ 

Die Fäden dieser 
Putschstrategie 
liefen in den USA 
am von der CIA 
geleiteten „Cen¬ 
ter for Strategie 
and International 
Studies“ (CSIS) 
zusammen. Wie 
in Großbritannien 
und der Bundes¬ 
republik Deutsch¬ 
land nahm Napo- 
litano dort sowie 
an Tagungen der 
Universitäten von 


Havard, Yale, Chicago, Berkeley und Baltimore 
teil. Er war der einzige Kommunist, dem Wa¬ 
shington in dieser Zeit ein Einreisevisum erteil¬ 
te. Dem CSIS gehörten Ronald Reagan, NATO- 
General Alexander Haig, der spätere CIA-Chef 
William Colby, Mitorganisator des Putsches ge¬ 
gen Allende) und Außenminister Henry Kissin- 
ger an. Das CSIS führte auch Regie im Mord¬ 


komplott gegen den DC-Führer Aldo Moro, den 
Bündnispartner Berlinguers im „Historischen 
Kompromiss“. Kissinger, der Moro den „Allen¬ 
de Italiens“ nannte, den er wiederum als „Kom¬ 
munisten“ und „viel gefährlicher als Castro“ be- 
zeichnete, schätzte Napolitano dagegen als „my 
favourite Communist“. 

Zur Liquidierung der IKP 1990/91, die er ak¬ 
tiv mit bestritt, stellte Napolitano klar, damit ei¬ 
ner „Regierungsübernahme den Weg zu ebnen“. 
Nach dem Ende der IKP und der Gründung ei¬ 
ner Linkspartei PDS wurde im Mai 1994 jedoch 
der Weg frei für die erste „schwarze Regierung“ 
des Medienmonopolisten Silvio Berlusconi. Als 
Berlusconi 2008 noch einmal die Wahlen ge¬ 
wann, beauftragte ihn Napolitano als Staatsprä¬ 
sident trotz über zwei Dutzend gegen Berlusco¬ 
ni laufender Strafermittlungen mit der Regie¬ 
rungsbildung. Er bestätigte auch den Chef der 
offen rassistischen Lega Nord, Umberto Bossi, 
der im Wahlkampf gehetzt hatte, es sei leider 
„leichter Ratten zu vernichten als Zigeuner aus¬ 
zurotten“, als Vize-Premier. 

Den Gipfel seiner „Karriere“ erklomm Na- 
politano nach dem Sturz Berlusconis, den die 
führenden Kapitalkreise im November 2011 
fallen ließen, da sie fürchteten, der ständig mit 
seinen Strafprozessen belastete Regierungschef 
werde die sich verschärfende internationale 
Wirtschafts- und Finanzkrise nicht in den Griff 
bekommen. Von Mitte-Links-Kräften wurden 
vorgezogene Parlamentswahlen gefordert, um 
dem faschistoiden Expremier eine Niederlage 
zu bereiten und ihn aus dem politischen Leben 
auszuschließen. Napolitano vereitelte diese 
Chance und berief den früheren EU-Kommissar 
Mario Monti zum Chef einer Übergangsregie¬ 
rung der „nationalen Einheit“ aus allen Parteien 
(also auch der Partei des Volkes der Freiheit - 
PdL - Berlusconis). Die Wahlen im Februar 
2013 führten im Senat zu einem Patt zwischen 
dem rechtsextremen Lager und der von der PD 4 
angeführten Linken Mitte. Napolitano trat zu 
einer zweiten Amtszeit an. Seine Wiederwahl 
ließ er sich vorher von allen Parteien, einge¬ 
schlossen die PdL, zusichern. Im Februar 2014 
brachte er den PD-Politiker, den früheren rech¬ 
ten Christdemokraten Matteo Renzi, als einen 
willigen Erfüllungsgehilfen seiner Kollaborati¬ 
on mit der extremen Rechten an die Regierung. 
Der schloss mit dem inzwischen rechtskräftig 
verurteilten Berlusconi mit Rückendeckung 
Napolitanos einen Pakt zur Unterstützung sei¬ 
ner Regierung. Dafür habe Renzi Berlusconi 
zugesichert, sich für die Aufhebung der gegen 
ihn verhängten Strafmaßnahmen, darunter ein 
Verbot der Ausübung öffentlicher Ämter, ein¬ 
zusetzen. Unter Bezug darauf forderte der Ex- 
Premier jetzt ein Mitspracherecht bei der Wahl 
des Nachfolgers Napolitanos und erklärte, dass 
er nur einem Bewerber zustimmen wird, der da¬ 
nach per Gnadenerlass das über ihn verhängte 
Verbot aufhebt. Das würde ihm die Rückkehr 


ins politische Leben und die Bildung eines stän¬ 
digen Protestpotenzials gegen Mitte-Links, vor¬ 
nehmlich ihrer noch immer linken PD-Basis, er¬ 
möglichen. 

Eine neue politische Klasse 

Renzi hat zwar der antikommunistischen Hetze 
Berlusconis ein Ende gesetzt, führt aber entspre¬ 
chend der Forderung des Industriellenverbandes 
Confindustria und mit Rückendeckung Napoli- 
tanos dessen rigorosen Kurs des Sozial- und De¬ 
mokratieabbaus fort und schleift Arbeiter- und 
Gewerkschaftsrechte. So peitschte Renzi, was 
Berlusconi nicht gelang, eine sogenannte Arbeits¬ 
marktreform („Jobs act“) durch, die die Tarifver¬ 
träge aushebelt und den bisherigen Kündigungs¬ 
schutz beseitigt. Unter dem Duo Napolitano/ 
Renzi begann eine Umgruppierung bzw. „Erneu¬ 
erung“ der politischen Klasse, wie Luca Cordero 
di Montezemolo, der ehemalige der Confindustria 
und jetzige Präsident der Fluggesellschaft Alitalia, 
nach dem Sturz Berlusconis gefordert hatte. 5 Die 
zentrale Rolle bei dieser „Erneuerung“ soll die 
sozialdemokratische PD, die Renzi in eine „Partei 
für alle“, auch schon Mal „Partei der Nation“ ge¬ 
nannt, umwandeln will, übernehmen. Nach Renzis 
Vorstellung soll die PD sich auf ein Bündnis mit 
der angeblich „moderaten“ Rechten in Gestalt der 
2012 von Berlusconis PdL (die danach ihren alten 
Namen Forza Italia, FI, wieder annahm) abgespal¬ 
tenen Partei Neues Rechtes Zentrum (NCD) stüt¬ 
zen. Deren Chef, Angelino Alfano, zuletzt rechte 
Hand Berlusconis, ist faktisch Vizepremier Renzis 
und hat den Posten des Innenministers inne. Nach 
dem Modell der alten DC soll die Fortexistenz 
der FI zu einem ausbalancierten Kräfteverhältnis 
in der neuen Machtkonstellation beitragen. Die¬ 
se Funktion hatte in Zeiten, als die DC uneinge¬ 
schränkt herrschte, die faschistische MSI inne: 
eine Drohkulisse gegen die damals starke Linke 
mit der IKP an der Spitze zu bilden, heute die FI 
zur Zähmung der linken PD-Basis. 

Gerhard Feldbauer 


Anmerkungen 

1 W.l. Lenin, Werke, Bd. 21, Berlin/DDR, S.446ff. 

2 Ausführlich dazu der Autor in: Compromesso 
storico. Der Historische Kompromiss der IKP und 
die heutige Krise der Linken. Schriftenreihe Kon¬ 
sequent der DKP Berlin, Heft 2/2013. 

3 Im Interview mit Eric Hobsbawm: Auf dem 
Weg zum Historischen Kompromiss. Frankfurt/ 
Main 1977. 

4 Die PD (Demokratische Partei) entstand 2007 
aus einer Fusion der Linksdemokraten mit der 
katholischen Zentrumspartei Margherita,einem 
Nachfolger der 1992/93 im Korruptionssumpf 
untergegangenen DC. 

5 In einem Interview mit dem deutschen Mana¬ 
ger-Magazin, Heft 9/2012 

6 Die Wahl des neuen Staatspräsidenten begann 
am 29. Januar. 


Daten und Fakten 

1945 trat Napolitano der Kommunisti¬ 
schen Partei Italiens (PCI) bei und wurde 
1953 Abgeordneter in der italienischen 
Abgeordnetenkammer. 

Er stieg später in das Nationalkomitee 
seiner Partei auf. Er galt stets als einer der 
führenden Vertreter des „moderat-refor¬ 
mistischen“ Parteiflügels. Er distanzierte 
sich deutlich von der sowjetischen Politik, 
trat für eine Zusammenarbeit mit der PSI 
und die Einbindung seines Landes in die 
Europäische Union und die NATO ein. 
Nach der maßgeblich auch von ihm vo¬ 
rangetriebenen Umwandlung der Kom¬ 
munistischen Partei in die Democratici di 
Sinistra 1991 blieb er weiter in führenden 
politischen Funktionen tätig. 

Von 1992 bis 1994 war Napolitano Prä¬ 
sident der italienischen Abgeordne¬ 
tenkammer (Camera dei deputati); von 
1996 bis 1998 amtierte er als Innenminis¬ 
ter. Abgeordneter im Europäischen Parla¬ 
ment war er von 1989 bis 1992 sowie von 
1999 bis 2004. Im Oktober 2005 wurde 
er von Carlo Azeglio Ciampi zusammen 
mit Sergio Pininfarina zum Senator auf 
Lebenszeit ernannt. 

Am 10. Mai 2006 wurde er im vierten 
Wahlgang zum Staatspräsidenten ge¬ 
wählt. Am 14. Januar dieses Jahres trat 
er zurück. 


PapyROSSa Varlag I LuxemburgerStr.202 | 50937Köln 



Gretchen Binus/Beate Landefeld /Andreas Wehr 
STAATSMONOPOLISTISCHER KAPITALISMUS 
Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 

Von vielen längst ad acta gelegt, erweist sich die Stamokap- 
Theorie, die die enge Verflechtung von Staat und Monopolen 
zur Sicherung kapitalistischer Verwertungsinteressen benennt, 
als tragfähigste Erklärung für Tiefe und Dauer der Krise seit 
2007. 

127 Seiten |€ 9,90 







Manfred Weißbecker 

WEIMARER REPUBLIK 

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 

Von einer »halben Revolution« zu einer »ganzen Konterre¬ 
volution«: Weißbecker zeichnet die Zeit zwischen dem 9. 
November 1918 und dem 30. Januar 1933 nach, in der erbitterte 
Auseinandersetzungen zwischen Konservativen und Liberalen, 
Militärs und Pazifisten, Kapital und Arbeit, Herrschenden und 
Beherrschten tobten. 

138 Seiten | €9,90 



Domenico Losurdo 
VON HEGEL ZU HITLER? 

Geschichte und Kritik eines Zerrbildes 

Domenico Losurdo entlarvt die immer wieder behauptete 
Kontinuitätslinie von Hegel bis Hitler als bloßen Mythos: Sind 
doch Kategorien wie »Blut und Boden«, »Herrenrasse« und 
»Untermensch« die absolute Negation Hegels. Für ihn ist die 
Sklaverei das »absolute Verbrechen«. 

181 Seiten |€ 18,00 


Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 



Napolitano (rechts) bei einem Treffen mit Nicolae Ceausescu im Jahr 1976 
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Berlinale-Dschungel 

Im Programm der Internationalen Filmfestspiele sind wieder einige Perlen versteckt 


M ehr als 300 Filme zeigt die 
diesjährige Berlinale in den 
kommenden elf Tagen - ein 
Meer, in dem sich vielerlei Fische 
tummeln. Die „großen“ davon, die im 
Hauptwettbewerb, sind auch für die 
Presse vorab nicht zu sehen, doch ge¬ 
spannt sein darf man sicher auf die vier 
deutschen Bewerber um die Bären, da¬ 
runter Oliver Hirschbiegels „Elser (13 
Minuten)“ über den Hitler-Attentäter 
Georg Elser und vor allem Andreas 
Dresens „Als wir träumten“ nach dem 
gleichnamigen Erfolgsroman von Cle¬ 
mens Meyer, ein präzises Soziogramm 
einer Leipziger Jugendbande vor und 
nach dem Ende der DDR. Ungewöhn¬ 
lich mager ist in diesem Jahr der An¬ 
teil Hollywoods mit seinem Starglanz, 
dafür umso reicher der aus der ande¬ 
ren Hälfte Amerikas, mit sogar zwei 
Filmen aus Chile: Pablo Larrains „El 
Club“ behandelt dunkle Kapitel der ka¬ 
tholischen Kirche, während mit Patricio 
Guzmans „El boton de nacar“ („Der 
Perlenknopf“) sich sogar ein Doku¬ 
mentarfilm in die Phalanx der Spielfil¬ 
me wagt. Als „Berlinale Special“ ehrt 
das Festival den kürzlich verstorbenen 
Francesco Rosi mit einer Aufführung 
seines unvergessenen Antikriegsfilms 
„Uomini incontro“ („Das Bataillon der 
Verlorenen“) von 1969, unbedingt eine 
Empfehlung. 

Auch in den Nebensektionen fin¬ 
den sich Filme, die das Schlangeste¬ 
hen um die Karten lohnen. Die starke 
Präsenz Lateinamerikas setzt sich fort 



der köstlichen Groteske. Marcovics 4 
Landsmann und Dokumentarfilmer 
Nicolaus Geyrhalter verfolgt in „Über 
die Jahre“ den weiteren Lebensweg 
einiger bei der Schließung einer Tex¬ 
tilfabrik Entlassenen. Ein besonderer 
Höhepunkt dürfte auch im Forum-Pro¬ 
gramm eine Ausgrabung sein: Bereits 
1948 von dem auf Hollywoods Schwar¬ 
zer Liste verfemten Dokumentarfilmer 
Leo Hurwitz gedreht, erinnerte „Stran¬ 
ge Victory“ die vom Stolz ihres Sieges 
über Hitler-Deutschland noch halb 
trunkenen US-Bürger an ihre eigene, 
vom Rassismus geprägte unrühmliche 
Vergangenheit. 

Noch einmal Geschichtsaufarbei¬ 


Szenenfotos aus „Elser (13 Minuten)“ 
(oben) und „Über die Jahre“ (rechts) 


in der Sektion Forum. Aus Kolumbi¬ 
en kommt Jorge Foreros „Violencia“ 
der in drei Episoden die allgegenwär¬ 
tige Gewalt in seinem Land ins Visier 
nimmt. Eine „bild- und tongewalti¬ 
ge avantgardistische Satire mit politi¬ 
schem Hintergrund“ (so der Katalog), 
die ohne Dialog auskommt, ist Marcelo 
Pedrosos „Brasil S/Ä‘. Der Österreicher 
Karl Markovics setzt in „Superwelt“ 
ganz auf die exotischen Reize einer 
Geschichte, die religiöse Frömmelei 
mit den Realitäten des Alltags seiner 
Heldin kontrastiert, denn deren große 


Liebe ist kein geringerer als Gott per¬ 
sönlich; leider verdirbt ein aufgesetz¬ 
tes Happyend arg das Vergnügen an 


tung, und noch einmal viel Lateiname¬ 
rika, diesmal in der Sektion Panorama: 
Mit Tonbandmaterial, das 1967 unmit¬ 


telbar nach Israels Sechs-Tage-Krieg 
gegen seine arabischen Nachbarn auf¬ 
genommen wurde, rückt die junge Re¬ 
gisseurin Mor Loushy in „Censored 
Voices“ den als ruhmreich gepriese¬ 
nen Sieg der israelischen Truppen in 
ein ganz anderes Licht. Denn diese von 
der israelischen Armee sofort zensier¬ 
ten Stimmen gehören den gerade aus 
der Schlacht zurückgekehrten Soldaten 
und Offizieren, und deren Schilderung 
ihrer Fronterlebnisse belegt, dass nicht 
erst als Folge der Intifada Siegerarro¬ 
ganz und Kolonialistengebaren Israels 
Politik gegenüber den Palästinensern 
bestimmen. Mit weniger Gewalt, aber 
ähnlich patriarchalischer Einstellung 
kommen im Kriminalfilm „Meurtre ä 
Pacot“ des Haitianers Raoul Peck die 
europäischen Helfer in sein von Natur¬ 
katastrophen zerstörtes Land. Hinter 
der „humanitären Hilfe“ lässt Peck die 
Herrschaftsmuster aus der Kolonialzeit 
zunächst mit feiner Ironie aufscheinen, 
der er im letzten Viertel leider durch 
allzu grobe Agitation den Garaus 
macht. Die Hauptfigur in Aldo Garays 
Dokumentarfilm „El hombre nuevo“ 
hieß einst Roberto und kämpfte als 
12-Jähriger an der Seite der Sandinistas 
in Nicaragua. Heute kämpft er nach ei¬ 
ner Geschlechtsumwandlung als Stefa- 
nia um gesellschaftliche Anerkennung. 
Filme zu schwul-lesbischen und Gen- 
derproblemen finden beim Panorama 
oft allzu gnädige Aufnahme - Garays 
Film wäre auf Gnade nicht angewiesen. 

Hans-Günther Dicks 


Acht Ensembles auf einen Streich 

Die 23. Hildesheimer Kindertheaterwoche lädt zu Schauspiel, Kinderoper, Figuren- und Tanztheater 



Das Hildesheimer Theater für Nieder¬ 
sachsen (TfN) arrangiert von Samstag, 
den 7, bis Sonntag, den 15. Februar 
seine 23. Hildesheimer Kindertheater¬ 
woche. Das Programm zum Zuschau¬ 
en, Zuhören und Mitmachen richtet 
sich an junge Zuschauer ab zwei Jah¬ 
ren und ihre Familien. Während des 
einwöchigen Festivals gastieren acht 
freie Ensembles aus ganz Deutsch¬ 
land mit ihren Inszenierungen in Hil¬ 
desheim. 

Die Theater Monteure aus Köln eröff¬ 
nen die Woche am Samstag, dem 7. Fe¬ 
bruar mit dem Tanzstück „Windkind“ 
für Kinder zwischen zwei und sechs 
Jahren. Luft bringt die Limo zum 
Sprudeln und lässt Luftschlangen und 
Papierflieger tanzen. In „Windkind“ 
bringen ein Fön, ein Staubsauger und 
eine Luftpumpe die beiden Tänzerin¬ 
nen in Bewegung. Begleitet werden 
sie von einem Musiker, der mit Saxo¬ 
phon, Klarinette, Stimme und Akkor¬ 
deon die Luft in Schwingung versetzt. 
Ein leichtes Stück ohne Sprache, dafür 
mit luftiger Bewegungsfreude. 

Zauberflöte für Kinder 

Auch das klassische Einstiegswerk 
für Kinder in die Welt der Oper, „Die 
Zauberflöte“ von Wolfgang Amade¬ 
us Mozart, wird während der Kinder¬ 
theaterwoche gespielt. Das Hildeshei¬ 
mer Ensemble zeigt am Sonntag, den 

8. Februar, eine gekürzte Fassung der 
Oper für Kinder ab fünf Jahren. 

Prinz Tamino wird von der Königin 
der Nacht beauftragt, ihre Tochter Pa- 
mina der Macht ihres Gegners Sarast- 
ro zu entreißen. Ausgerüstet mit einer 
Zauberflöte und gemeinsam mit dem 
Vogelfänger Papageno bricht er in Sa- 
rastros Reich auf, um Pamina zu be¬ 
freien. Obwohl dort alles ganz anders 
kommt als erwartet, werden am Ende 
Tamino und Pamina ein ebenso glück¬ 
liches Paar wie Papageno und Papage- 
na. Im Anschluss an die Vorstellung 
der „Zauberflöte“ werden die Kinder 
zum Tanzen und Spielen sowie Ver¬ 
kleiden und Schminken eingeladen. 
Der Eintritt ist frei. 

Eine weitere Hildesheimer In¬ 
szenierung kommt am Montag, den 


9. Februar auf die Bühne: „Johnny 
Hübner greift ein“ ist ein Theater¬ 
abenteuer für Kinder im Alter zwi¬ 
schen acht und elf Jahren. Mit ei¬ 
nem Haufen Geschichten im Ge¬ 
päck taucht Johnny Hübner auf. Er 
gehört zum „Mobilen Geschichten- 
Rettungs-Kommando“. Sein Spezi¬ 
algebiet: Leseratten wie Olga, die in 
eine Piratengeschichte gefallen ist, zu 
helfen, wieder aus der Geschichte he¬ 
rauszukommen. 

Gewitzte Katze 

Mit Speck fängt man Mäuse und mit 
List den bösen Zauberer. Die Katze 
hat es geschafft: Der böse Zauberer 
ist tot, ihr Herr ist König und glück¬ 
lich verheiratet und sie, die Katze, 
wird zur ersten Ministerin ernannt! 
Wie sie das angestellt hat, erzählt das 


Berliner Theater Zitadelle nach dem 
Märchen der Brüder Grimm. „Die ge¬ 
stiefelte Katze“ wird am Dienstag den 

10. Februar aufgeführt. 

Auf eine spannende Reise in die 
aufregende Welt des Mittelalters ent¬ 
führt das Hildesheimer Schauspie¬ 
lensemble sein junges Publikum am 
Donnerstag den 12. Februar. „Der 
kleine Ritter Trenk“ erobert die Büh¬ 
ne. „Leibeigen geboren, leibeigen ein 
Leben lang“ - so hieß es damals, als 
es noch Ritter gab. Ritter Wertolt der 
Wüterich besitzt die Bauernfamilie 
Tausendschlag. Das muss sich ändern! 
Eine Abenteuergeschichte von einem 
Jungen, der den Traum hat, die Welt 
besser zu machen - und dessen Traum 
in Erfüllung geht. Und nebenbei ler¬ 
nen Groß und Klein eine Menge über 
das Mittelalter. 


Vergesslicher Fuchs 

Ein Fuchs spielt am Samstag den 
14. Februar die Titelrolle. „Cie. Freaks 
und Fremde“ aus Dresden erzählen 
„Die Geschichte vom Fuchs, der den 
Verstand verlor“, nach einem Buch 
von Martin Baltscheid. Früher war 
der Fuchs ein Held. Einer, der sich 
mit den Gänsen einen Spaß machte, 
einer, bei dem die Hunde des Jägers 
das Nachsehen hatten. Der Fuchs 
kannte alle Tricks. Doch er wurde alt 
und ein bisschen vergesslich. Das ging 
nicht lange gut, denn die Hunde des 
Jägers merkten bald, was los war. Die 
Dresdener Inszenierung erzählt voller 
Feinsinn und Humor über das Altern 
und Vergessen und über Schwierigkei¬ 
ten, wenn die Erinnerungen versagen. 

Den Abschuss der Theaterwoche 
bildet am Sonntag den 15. Februar das 


Hamburger Theater Triebwerk. Ge¬ 
spielt wird die Abenteuergeschichte 
„Moby Dick“ mit Live-Musik nach 
dem Roman von Herman Melville für 
Kinder ab zehn Jahren. Es ist die Ge¬ 
schichte von Kapitän Ahab, dem der 
Weiße Wal ein Bein abgerissen hat. 
Ahab verfolgt das Tier in seiner Ra¬ 
che um die ganze Welt. Die Zuschau¬ 
er erleben eine Reise in die Blütezeit 
des Walfangs, als man diese hochintel¬ 
ligenten Säugetiere unter Lebensge¬ 
fahr jagte. 

Karten für alle Veranstaltungen 
sind im ServiceCenter unter Telefon 
05121-1693 1693 erhältlich. Weiterer 
Bestandteil der Kindertheaterwoche 
ist ein umfangreiches Workshop-Pro¬ 
gramm. Anmeldungen nimmt Doro¬ 
thea Lissel unter Telefon 05121-1693- 
211 entgegen. Ausführliche Informa¬ 
tionen zum Spielplan gibt es unter 
http://www.tfn-online.de/spielplan/ 
junges-theater/kindertheaterwoche/. 

Kai Böhne 


Anzeige 



»Amboss oder Hammer« - dieser 
Entscheidung kann auch die euro¬ 
päische Linke nicht ausweichen: 
Sich fügen oder aktiv zu einer Ver¬ 
änderung der Welt zum Besseren 
beitragen. Kuba ist »Hammer« im 
Kampf um eine Gesellschaft der 
Solidarität der Gerechtigkeit und 
Freiheit darin sind sich der Journa¬ 
list und der Politiker einig. 

ISBN 978-3-95514-020-5 
Klappenbroschur, 429 S. | 16,-€ 


www.gutes-lesen.de 













12 Freitag, 6. Februar 2015 _ KornDflUnalpolitik _ unsere zeit m 

Auf teure Leuchttürme verzichten! 

Alle Kraft konzentrieren, um Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen! 

Aus der Haushaltsrede von Günter Gleising, Soziale Liste im Stadtrat Bochum 



Günter Gleising ist Ratsmitglied, Mitglied des Strukturentwicklung-Ausschusses und des Aufsichtsrates der Bochumer 
Wirtschaftsförderung GmbH. 


Z ur Entwicklungen der Haushalts¬ 
und Finanzkrise ist schon sehr viel 
gesagt worden, ich will das nicht 
alles wiederholen. Festzuhalten ist: 

1. Das Haushaltsdefizit für 2015 wird 
über 66 Mio. Euro betragen. 

2. Der aktuelle Gesamtschuldenstand 
der Stadt Bochum liegt bei rund 1,8 
Mrd. Euro. Pro Einwohner beträgt die 
Verschuldung 4 500 Euro. 

3. Mit weiteren 100 Mio. Euro werden 
die Finanzen der Stadt Bochum zusätz¬ 
lich durch die Verluste aus den Fran¬ 
kenkrediten und dem Wertverlust der 
RWE-Aktien belastet. 

Erneut zeigt sich wie hochgradig 
abhängig unsere Finanzwirtschaft und 
damit die Bochumer Kommunalpolitik 
vom internationalen Finanzkapital ge¬ 
worden ist. Warnungen von Kritikern 
dieser Entwicklung wurden in den 
Wind geschlagen. Selbst aus dem De¬ 
saster mit dem Cross-Border-Leasing 
Geschäft wurden keine entsprechenden 
Schlussfolgerungen gezogen. Es gab ein 
weiter so! 

Die kommunenfeindliche Politik 
der Bundesregierung trug ein weiteres 
zu der Misere bei. 

Ich möchte mich im folgendem auf 
vier Punkte konzentrieren: 

I. Personalkosten sollen 
„gedeckelt“ werden 

In einer Mitteilung am Jahresende 2014 
betonte die Verwaltung, wie schwie¬ 
rig und zugespitzt die Finanzsituation 
für die Stadt Bochum ist. Als Reakti¬ 
on auf die Haushalts- und Finanzkrise 
der Stadt soll es 2015 und in den Jahren 
danach einen Haushalt des Personalab¬ 
baus und der Budgetierung geben. Die 
Personalkosten sollen bis 2022 auf 247 
Mio. Euro „gedeckelt“ werden. 

Was den Personalabbau bei der 
Stadt Bochum betrifft, wurde in der 
letzten Sitzung des Haupt- und Fi¬ 
nanzausschusses im Dezember von 
jährlich zwei Prozent ausgegangen. 
Im Klartext heißt das, pro Jahr sol¬ 
len 90 Arbeitsplätze real bei der 
Verwaltung wegfallen. In den HSK 
(Haushaltssicherungskonzept)-Jahren 
soll sich also der Personalbestand um 
800 verringern. Nur noch jede zweite 
durch Fluktuation frei werdende Stelle 
soll wieder besetzt, befristete Arbeits¬ 
verträge sollen nicht verlängert, Aus¬ 
zubildende nicht übernommen werden. 

Besonders bedenklich finde ich 
auch die Auswirkungen auf die Tarif¬ 
politik. Zukünftig gibt’s Lohnerhöhung 


nur bei gleichzeitigem Personalabbau 
und Leistungsabbau. Ich finde das ist 
ein skandalöser Eingriff in die Tarifau¬ 
tonomie. 

Solche Vorschläge sind bei man¬ 
chem nicht unpopulär und finden auch 
in diesem Ratssaal Unterstützer. Man¬ 
cher will sogar noch mehr Abbau. Und 
diejenigen, die schon immer der Priva¬ 
tisierung das Wort geredet haben, se¬ 
hen jetzt ihre Stunde gekommen. 

Aber ein Haushalt des Personalab¬ 
baus und in dessen Gefolge der Verrin¬ 
gerung der Leistungsfähigkeit der Stadt 
Bochum wird für die Bürgerinnen und 
Bürger schwerwiegende Folgen haben. 
Das Bochumer Bündnis hat dieses Vor¬ 
gehen in seinem Brief, den alle Ratsmit¬ 
glieder bekommen haben, so formuliert: 
„Das Ziel ist ein betriebswirtschaftli¬ 
ches Zahlenwerk ohne Rücksicht auf 
die Beschäftigten und die Sicherung we¬ 
sentlicher Bereiche der Daseins Versor¬ 
gung und -Vorsorge. Im Ergebnis wird 
der Druck auf das verbleibende Perso¬ 
nal immens erhöht und eine bürgernahe 
Verwaltung für die Menschen und die 
Wirtschaft der Stadt infrage gestellt.“ 

Ein weiterer Punkt betrifft die städ¬ 
tische Infrastruktur. Hier wird auf Ver¬ 
schleiß gefahren! Am deutlichsten ist 
dies beim Zustand der städtischen Stra¬ 
ßen und Gebäude spürbar. 

II. Steuerpolitik ist 
falsch angelegt 

Bochum, wie viele andere Städte und 
Gemeinden auch, kann die vorhande¬ 
nen Schwierigkeiten nicht durch Kür¬ 
zungen, Personalabbau, Verzicht auf 
Leistungen, Gebühren- und Entgelter¬ 
höhungen überwinden. 

Unsere Stadt leidet unter den Verlet¬ 
zungen der Konnexität durch die Politik 
in Bund und Land. Auch die Zahlungen 
der Stadt für den Fonds Deutsche Ein¬ 
heit haben schon lange ihre Berechti¬ 
gung verloren und sind ein Anachronis¬ 
mus. Sie gehören abgeschafft! 

Die aktuelle Lage ist auf eine falsch 
angelegte Steuerpolitik zurück zu füh¬ 
ren, die zu Einnahmeeinbrüchen und 
unzureichenden Einnahmemöglichkei¬ 
ten für die Kommune geführt hat. 

Im Kommunalfinanzbericht 2013 
der Gewerkschaft ver.di heißt es dazu: 
„Wird die Wirkung der Steuerpoli¬ 
tik von Rot-Grün seit 1998 und von 
Schwarz-Rot ... insgesamt betrachtet, 
sind hohe steuerreformbedingte Aus¬ 
fälle in der Größenordnung von jähr¬ 
lich gut 20 Mrd. Euro auszumachen.“ 


III. Auf fragwürdige teure 
Leuchttürme verzichten! 

An dieser Stelle muss auch etwas zum 
Eigenanteil der Stadt und der SPD/ 
Grünen Koalition an der Misere ge¬ 
sagt werden. 

Schon zu einer Zeit als sich die Ver¬ 
werfungen bei den Finanzen ankündig¬ 
ten setzten die Stadt und die Koalition 
aus SPD und Grünen, vielfach unter¬ 
stützt von der CDU, auf Leuchttürme 
und Prestigeprojekte. Umgesetzt übri¬ 
gens mit einer weiteren Verschuldung 
der Stadt. 

Ich will nur einige nennen: 

- Den RuhrCongress mit den hohen 
Folgekosten, die den Haushalt bis heu¬ 
te belasten. 

- Den Platz des europäischen Verspre¬ 
chens. 

- Das Konzert-/Musikhaus mit 15 Mio. 
Euro. 

- Das Museum unter Tage. Hier ist die 
Stadt, obwohl zuerst gesagt wurde das 
Museum braucht keine städtische För¬ 
derung, immerhin mit zwei Mio. Euro 
dabei. 

- Und die Planungen in diesem Be¬ 
reich gehen weiter. Obwohl die In¬ 
vestitionsruine Exenterhaus zu zwei 
Dritteln leer steht will die Stadt Bo¬ 
chum mit EGR und Wirtschaftsförde¬ 
rung das Projekt Stadtturm am Haupt¬ 
bahnhof weiter fördern. Eine neue 
teure Werbekampagne soll gestartet 
werden. 


Ich halte das in der derzeitigen 
Lage für den falschen Weg. Notwendig 
ist jetzt, auch vor dem Hintergrund der 
Schließung von Opel, alle Kraft zu kon¬ 
zentrieren, um Arbeitsplätze zu schaf¬ 
fen und zu erhalten und auf fragwür¬ 
dige teure Leuchttürme zu verzichten. 

IV. Schuldenschnitt 
ist erforderlich 

Eine nachhaltige Entschuldung der 
Stadt ist nach Auffassung der Sozialen 
Liste nur durch einen Schuldenschnitt 
sowie eine Änderung der Finanzaus¬ 
stattung der Kommunen durch den 
Bund und das Land zu erreichen. Aber 
weder die Bochumer Bundestagsabge¬ 
ordneten, noch die Landtagsabgeord¬ 
neten von SPD und CDU haben sich 
dabei hervorgetan, die Finanzausstat¬ 
tung der Kommunen grundsätzlich zu 
verbessern! Meines Wissens auch nicht 
Herr Eiskirch! 

Nein! Die Verschuldung der Kom¬ 
munen ist politisch gewollt, um den Pri¬ 
vatisierungsdruck auf die Städte weiter 
zu erhöhen! Übrigens: Diese Entwick¬ 
lung wird durch das geplante TTIP-Ab¬ 
kommen noch verstärkt werden, sollte 
es nicht gelingen TTIP zu verhindern. 

Was wir brauchen ist eine andere 
Politik. Eine Politik die die Umvertei¬ 
lung von unten nach oben im Staat be¬ 
endet und umkehrt. 

Ich stimme dem Bochumer Bündnis 
zu, das formuliert hat: 


„Ein konsequentes Nein zu den be¬ 
absichtigten Kürzungen ist dazu drin¬ 
gende Voraussetzung“. Ein Nein zu 
weiteren Kürzungen bedeutet mitein¬ 
ander aktiv auf die Bezirksregierung 
in Arnsberg, die Landesregierung in 
Düsseldorf und auf die Berliner Gro¬ 
ße Koalition Druck auszuüben. Und ich 
denke, wir sollten das Angebot auf der 
heutigen Kundgebung des Bochumer 
Bündnisses vor dem Rathaus anneh¬ 
men und gemeinsam für Veränderun¬ 
gen kämpfen. 

★ 

Mein Fazit: Mit den vorgelegten Be¬ 
schlüssen zum Haushalt 2015, zum 
Haushaltssicherungskonzept und zur 
Personalbewirtschaftung erfüllt die 
Stadt, die von der herrschenden Poli¬ 
tik gestellten Bedingungen und die der 
Finanzmärkte, nicht aber die Hoffnun¬ 
gen der Menschen in unserer Stadt auf 
eine solidarische, lebenswerte Stadt für 
alle. 

Die Soziale Liste wird daher den 
Haushalt, das Haushaltssicherungskon¬ 
zept und die „Deckelung der Personal¬ 
ausgaben ablehnen. Dem überbezirk¬ 
lichen Hochbausanierungsprogramm 
stimmen wir zu. 


(Zwischenüberschriften von der Redak¬ 
tion) 


Anzeige 


Lernbücher (nicht nur) für junge Linke 



Lernen aus Krieg 
und Faschismus! 

G. Judick, J. Schleifstein, K. Steinhaus 
ISBN 978-3-910080-82-9 
176 Seiten, 12,90 Euro 

70 Jahre nach der Befreiung Europas 
vom deutschen Faschismus besteht mit 
Blick auf die Verhältnisse die dringende 
Notwendigkeit, die richtigen Lehren aus 
der realen Geschichte nicht zu vergessen 
und vermeidbare Fehler nicht zu wieder¬ 
holen. Grund genug für uns, an die Lern¬ 
prozesse der deutschen Kommunisten zu 
erinnern. 



Evolution und Revolution 
in der Weltgeschichte 

Ernst Engelberg 
ISBN 978-3-910080-80-5 
256 Seiten, 19,80 Euro 

Was brachten die Werke von Marx und 
Engels für die Geschichtsbetrachtung? 
Was ist Weltgeschichte, was eine Revo¬ 
lutionsepoche? Wie ist das Verhältnis 
von Innen- und Außenpolitik, wie ge¬ 
schieht eine Revolution von oben? Sind 
Zeitalter-Begriffe überflüssig? Was ist 
historisches Erkennen? Gibt es einen 
Sinn in der Geschichte? 



Reale Geschichte 
als Lehrmeister 

Josef Schleifstein 
ISBN 978-3-910080-81-2 
280 Seiten, 19,80 Euro 

Wer wie Josef Schleifstein (1915-1992) 
die beiden größten Niederlagen der eu¬ 
ropäischen Arbeiterbewegung im 20. 
Jahrhundert, den Aufstieg des Faschis¬ 
mus zur Staatsmacht und den Nieder¬ 
gang des Sozialismus als Staatsmacht 
selber miterlebt und als Marxist überlebt 
und verarbeitet hat, der hat nachwach¬ 
senden Generationen etwas zu sagen. 



Europäische 

Nachkriegsordnung 

Harald Neubert 

ISBN 978-3-910080-77-5 

340 Seiten, 19,80 Euro 

Die Arbeiten des Autors, die in den Jahren 
nach 1990 verfasst wurden und zumeist 
nicht mehr verfügbar sind. Ergänzt wer¬ 
den sie durch nicht publizierte Beiträge, 
Vortragsmanuskripte und Exposes, die 
sich alle um seine umfassende Darstellung 
der Nachkriegsgeschichte gmppieren. 
Vom selben Autor ist „Die internationale 
Einheit der Kommunisten“ erschienen. 



Kritische Geschichte 
der Juden 

Alfredo Bauer 

ISBN 978-3-910080-78-2 

640 Seiten, 24,90 Euro 

Alfredo Bauer wagt es, wie vor über 
einem halben Jahrhundert bereits 
Otto Heller und der von Nazis er¬ 
mordete belgische Marxist Abraham 
Leon, die Geschichte der Juden im 
Sinne des historischen Materialismus 
zu untersuchen. Er kommt dabei zu 
Einsichten, die auch in der Linken 
verbreitete Klischees in Frage stellen. 


Neue Impulse Verlag 


www.marxistische-blaetter.de 


Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-2486482 - Fax: 0201-2486484 
info@neue-impulse-verlag.de 































m unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 6. Februar 2015 



Der Motor siegreicher Kämpfe 

Vor 85 Jahren wurde die Kommunistische Partei Vietnams gegründet • Von Gerhard Feldbauer 


O ft müssen wir uns in dieser 
schweren Zeit mit den Ursa¬ 
chen von Niederlagen im revo¬ 
lutionären Kampf befassen. Bei Viet¬ 
nam sind wir in der komfortablen Lage, 
die Faktoren einer siegreichen Revo¬ 
lution und ihrer Verteidigung darzule¬ 
gen. Die entscheidende Bedingung da¬ 
für war am 3. Februar 1930 die Grün¬ 
dung einer kommunistischen Partei 
durch Ho Chi Minh, die auch 1989 und 
den folgenden Jahren nach der schwe¬ 
ren Niederlage des Sozialismus in Eu¬ 
ropa und dem Verlust wichtiger Ver¬ 
bündeter allen Versuchen widerstand, 
den Weg der osteuropäischen „kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien“ 
zu gehen und den Pfad der Sozialde¬ 
mokratie einzuschlagen. Die Partei Ho 
Chi Minhs und seiner Nachfolger hat 
sich nicht „gewendet“ oder dem von 
bürgerlichen Reformisten gepredigten 
„Zeitgeist“ angepasst. Während in Ost¬ 
europa die kommunistischen Parteien 
zerfielen, stieg die Mitgliederzahl der 
vietnamesischen in dieser Zeit um rund 
500 000 auf 2,5 Millionen an. Der 85. 
Gründungstag der KPV sollte deshalb 
nicht nur historisch gewürdigt werden, 
sondern Anlass sein, darüber nachzu¬ 
denken, was man heute von ihr lernen 
kann. 

Gründung und Wirken der KPV 
sind untrennbar mit der herausragen¬ 
den Rolle Ho Chi Minhs verbunden 
und das über seinen Tod hinaus. Er 
war vor allem Leninist, aber das von 
echtem Schrot und Korn. Er entwickel¬ 
te schöpferisch eine nationale Strate¬ 
gie, war ein Mann der revolutionären 
Praxis, der die Theorie beherrschte. Zu 
seinen herausragenden Fähigkeiten ge¬ 
hörte revolutionäre Geduld, die Kräf¬ 
teverhältnisse real einzuschätzen, dar¬ 
unter auch die internationalen Fakto¬ 
ren. In den Auseinandersetzungen mit 
Frankreich nach der Gründung der De¬ 
mokratischen Republik Vietnam 1945 
ging er bis an die Grenze der Kompro¬ 
missbereitschaft und war sogar bereit, 
die unabhängige DRV in der Französi¬ 
schen Union zu belassen. Als die USA 
1954 die Genfer Indochina-Abkommen 
wie einen Fetzen Papier zerrissen, Süd¬ 
vietnam okkupierten und mit der Li¬ 
quidierung des Sozialismus im Norden 
drohten, wollte eine starke Strömung 
in der Partei den bewaffneten Kampf 
im Süden sofort wieder aufnehmen. Ho 
Chi Minh mahnte zu Geduld und zum 
Abwarten. 

Ins internationale Rampenlicht 
war er bereits 1920 getreten, als er auf 
dem sozialistischen Parteitag in Tours 
als Delegierter der Emigranten der 
französischen Kolonien mit dem die 
Mehrheit stellenden linken Flügel für 
die Konstituierung der PCF und für 
ihre Aufnahme in die III. Internatio¬ 
nale stimmte. Unter seiner Führung 
bewies die KP Vietnams von Anfang 
an, dass man die Mehrheit des Volkes 
in der revolutionären Aktion gewinnt 
und nicht erst begonnen werden kann, 
wenn diese zum Kampf bereit ist- was 
heute unter Linken eine weit verbrei¬ 
tete Illusion ist. 


Ho Chi Minhs erster Zirkel zur 
Vorbereitung der Parteigründung 
zählte 1925 ganze 20 Genossen. Mit 
ihnen bildete er in Kanton mit viet¬ 
namesischen Emigranten die Liga der 
Revolutionären Jugend Vietnams, die 
zum wichtigsten Vorläufer der KPV 
wurde. Als Vertreter der Komintern, 
in der er die Südostasien-Abteilung 
leitete, delegierte er Mitglieder der Ju¬ 
gendliga zum Studium nach Moskau 
an die Internationale Leninschule und 
an die kommunistische Universität 
der Völker des Ostens. Die Frage des 
bewaffneten Kampfes im Auge, aber 
auch an die Militärakademie der Ro¬ 
ten Armee sowie an die während der 
Periode der Einheitsfront gemeinsam 
von der KP Chinas und der Guomind- 
ang gebildete militärische Lehranstalt 
Huang Pu bei Kanton, an der sowje¬ 
tische Militärs Offiziere der Volksbe¬ 
freiungsarmee wie auch der Truppen 
Chiang Kai-sheks ausbildeten. Diese 
Absolventen formieren später im Bau¬ 
ernaufstand von 1930 die Roten Gar¬ 
den, die die vietnamesischen Sowjets 
verteidigen. 

„Der revolutionäre Weg“ 

Neben der organisatorischen Samm¬ 
lung legte Ho Chi Minh großen Wert 
auf die ideologische Seite der Partei¬ 
gründung. Dazu schrieb er 1926 die 
Schrift „Der revolutionäre Weg“, in 
der er in volkstümlicher verständli¬ 
cher Weise die politische und sozial¬ 
ökonomische Situation analysierte, die 
Klassenkräfte einschätzte und aufzeig¬ 
te, dass die Volksmassen im nationalen 
Befreiungskampf eine revolutionäre 
Partei brauchten, deren Ideologie, um 
Erfolg zu haben wie in Russland, nur 
der Marxismus-Leninismus sein kön¬ 
ne: So wie das Schiff nur fahren kann, 
„wenn ein sicherer Steuermann es steu¬ 
ert“, der einen Kompass braucht. Über 
Auseinandersetzungen und Spaltun¬ 
gen - es entstanden, bedingt durch 
die koloniale Dreiteilung des Landes, 
drei regionale kommunistische Partei¬ 
en - führte Ho Chi Minh am 3. Febru¬ 
ar 1930 den Zusammenschluss in einer 
einheitlichen Kommunistischen Partei 
Vietnams herbei. Eine wichtige Rolle 
spielte dabei die Kommunistische In¬ 
ternationale, die im Oktober 1929 ein¬ 


dringlich appellierte, die Trennung zu 
überwinden. 

Bereits ein halbes Jahr später be¬ 
stand die junge Partei ihre erste große 
Bewährungsprobe. Im Ergebnis der un¬ 
geheuren sozialen Folgen der Weltwirt¬ 
schaftskrise, in der über 100 000 Men¬ 
schen verhungerten, bricht in Zentral¬ 


vietnam spontan ein Bauernaufstand 
aus. Die KPV stellt sich an seine Spit¬ 
ze, schickt viele ihrer 1 828 Mitglieder 
an der Spitze von 500 Arbeitern zu den 
Aufständischen, die Sowjets bilden und 
30 000 Mann Rote Garden aufstellen, 
die sich über ein Jahr gegen eine erdrü¬ 
ckende Übermacht von 100 000 Mann 
der Kolonialtruppen verteidigen. Unter 
den Zehntausenden Aufständischen, die 
von der Kolonialsoldateska gemeuchelt 
werden, befindet sich ein Großteil der 
Parteimitglieder, fast die ganze Partei¬ 
führung mit Generalsekretär Tran Phu 
und dem Führer der Sowjets, ZK-Mit- 


glied Nguyen Phong Sac. Ho Chi Minh, 
der im Oktober in Saigon die illegale Ta¬ 
gung des Zentralkomitees leitete, gelang 
es nach China zu fliehen. Er wurde in 
Abwesenheit zum Tode verurteilt. 

Die Lehren dieser Massenbewe¬ 
gung werden zu einer entscheidenden 
Grundlage für den Sieg des bewaffne¬ 


ten Aufstandes in der Augustrevolution 
von 1945, aus der die DRV hervorgeht. 
Vor allem schmieden sie das unzerstör¬ 
bare Bündnis der werktätigen Bauern 
mit der Arbeiterklasse. Befragt, warum 
sich die Partei an die Spitze eines zu die¬ 
ser Zeit doch aussichtslosen Kampfes 
stellte, sagte Ho Chi Minh: Hätten wir 
die Bauern im Stich gelassen, hätten sie 
sich im weiteren Kampf niemals an un¬ 
sere Seite gestellt. Ein weiterer Grund¬ 
stein des erfolgreichen nationalen Be¬ 
freiungskampfes, dessen Führung seit 
der Sowjetbewegung die Arbeiterklas¬ 
se übernahm - wofür die KP-Gründung 
Grundlage war - wurde am 19. Mai 1941 
die Bildung einer die verschiedenen 
Volksschichten zusammenschließen¬ 
den Liga für die Unabhängigkeit Viet¬ 
nams. Die Einheitsfront ging unter dem 
legendären Namen Viet Minh in die Ge¬ 
schichte ein. 

Unter Bruch geschlossener Ver¬ 
träge, welche die Unabhängigkeit 
der DRV anerkannten, fiel die fran¬ 
zösische Kolonialmacht 1946 erneut 
in Vietnam ein. Am Ende eines acht¬ 
jährigen Widerstandskrieges stand 
der Sieg des vietnamesischen Volkes 
und seiner Volksarmee bei Dien Bien 
Phu. Während sich Paris aus Vietnam 
zurückzog, wollten die USA das Ko¬ 
lonialerbe Frankreichs antreten. Sie 
errichteten in Saigon ein Marionet¬ 
tenregime, schickten über eine halbe 


Million eigene Truppen, unterjochten 
den Süden und wollten ihre neokolo¬ 
niale Herrschaft dann auf den Norden 
ausdehnen. 

Als Ho Chi Minh während des er¬ 
bitterten Kampf gegen die US-Ag- 
gressoren im September 1969 starb, 
spekulierten seine Feinde, ohne die¬ 


se Integrationsfigur könnten sie das 
Land nunmehr in die Knie zwingen. 
Es war ein Trugschluss. Ho war ein 
Kämpfer gewesen, der die Aufmerk¬ 
samkeit der Massen nicht auf seine 
Person bezog, sondern auf die Partei 
lenkte. So hinterließ er kein Vakuum, 
sondern eine im Kampf gestählte Vor¬ 
hut mit einem starken Führungskol¬ 
lektiv, das sein Werk fortsetzte und 
zum Sieg führte. 

Der 20-jährige Eroberungskrieg 
der USA endete am 30. April 1975 mit 
einer vernichtenden Niederlage. Das 
vietnamesische Volk siegte über die 
stärkste Militärmacht der westlichen 
Welt. Die große Hilfe des damals exis¬ 
tierenden sozialistischen Lagers, dar¬ 
unter modernste konventionelle Waf¬ 
fen aus der UdSSR und Lieferungen 
aus der VR China, die weltweite Soli¬ 
darität der Völker und ihrer Friedens¬ 
kräfte, eingeschlossen die in den USA 
selbst, waren entscheidende Grund¬ 
lagen dieses Sieges. Aber die letztlich 
ausschlaggebende Bedingung, dass 
diese Faktoren zur Geltung kommen 
konnten, bildete der nicht zu brechen¬ 
de Widerstandswille des Volkes, der in 
den Traditionen nationalen und anti¬ 
kolonialen Widerstandes wurzelte, die 
zu mobilisieren eine kommunistische 
Partei verstand, gegründet von ihrem 
legendären Führer Ho Chi Minh, die 
heute zu seinem Erbe steht. 


Bild ganz oben: An einer Straße in Hue. Bild oben: Kampf und Sieg der Kommunistischen Partei Vietnams und des vietna¬ 
mesischen Volkes sind eng verbunden mit dem Namen Ho Chi Minh. Bild unten: Kämpfer der Befreiungsarmee. 
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Wer die Welt verändern will, muss sie erkennen. Wer sich befrei¬ 
en will, braucht Genossen. Wer Kraft entfalten will, muss sich 
organisieren. Wer ein freies, menschliches Leben erringen, die 
Zukunft gewinnen will, der muss kämpfen!“ 

(Ernesto ,, Che “ Guevara) 

Wir haben eine Genossin und Kämpferin verloren 

Anne Kraschinski 

lebt nicht mehr. 

Annes viel zu früher Tod hat in unsere Reihen eine Lücke gerissen, die 
nicht zu schließen ist. 

Dein antimilitaristisches Engagement, Deine konsequente antifaschis¬ 
tische Haltung, Dein Kampf für soziale Gerechtigkeit hat auch uns 
immer gefordert. Dein Lachen und Deine Fröhlichkeit werden wir nicht 
vergessen. 

Anne, wir vermissen Dich. 

Anne, Edeltraut, Jhon, Uschi, Anke, Nathalie, Alina, Valerie, Edith, 
Diether, Manfred, Ronald, Niko, Felix, Nils 

Wir müssen uns am Samstag, dem 7. Februar 2015 um 11.00 Uhr von 
Anne verabschieden. 

Bestattungshaus Niemann, Quernheimer Str. 65,32278 Kirchlengern 



Unsere Genossin und Freundin 

Anne Kraschinski 


ist am 31.1.2015 nach schwerer Krankheit verstorben. 


In unermüdlichem Kampf für Frieden, soziale Gerechtigkeit, gegen Fa¬ 
schismus und Neonazis setzte sie sich vor allem gegen die menschen¬ 
feindliche Hartz-IV-Gesetzgebung und deren Folgen ein. 

Trotz alledem blieb sie ein warmherziger und lebensfroher Mensch und 
war mit ihrer Offenheit und ihrem Engagement immer für jeden da. 

Wir werden Anne sehr vermissen. 


DKP Lippe und alle Genossinnen und Genossen 
aus Ostwestfalen-Lippe 
Bezirk Ruhr-Westfalen 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 




Festival der lugend 

Soll- 


2015 


Buttons 


Unterstützt das „Festival der 
Jugend" der SDAJ mit dem 
Kauf eines Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro 


10 Buttons 40,- Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 


Wrtötfjof .$citttc§” 

iBti El_MH_ Ml fffifr j-r_■ 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

dieDruckterminederUZ-Extra„8.Mai"und„lnternationalerFrauentag M , 
8. März, liegen nur 14Tage auseinander. Da bietet es sich an, den Versand 
zusammenzulegen ... Doppelte Versandkosten können so eingespart 
und folgende Angebote gemacht werden: 

• Wir senken den Preis für 100 UZ-Extra auf 9.- € 

• Zudem können wir als Sonderaktion die UZ-Extra i.Jugend" für 
5.- € pro 100 Stück und 

• die jeweils aktuelle UZ-Ausgabe für 0,20 € pro Exemplar mit 
dazu packen... 

Beispiel: 

140 UZ-Extra 8. März 12,60 € + 250 UZ-Extra 8. Mai 22,50 € 

100 UZ-Extra Jugend 5,00 € + 10 aktuelle UZ 2,00 € = 42,10 € 

Mit vielen roten Grüßen, Gustl 

m 



HABBEMA 

Bühne der Peter-Hacks-Gesellschaft 
Mülhauser Straße 6,10405 Berlin 
10. Februar 2015 -15:30 Uhr 

HEROISCH IRONISCH SUBVERSIV 

Ernst Busch als Schauspieler im 
sowjetischen Exil und seine 
Mit Wirkung am Film 
„Kämpfer (Eopubi)“ von 
1936. Dt. Günter Agde 
ste II t tu it Fil m be isp Seien 
Büschs Rollengestaltung 
un d Prod ukt io ri&hinler- 
f gründe des Films dar. 



Entsc bleu nigung: 

Ruh* Bl Ti'Lirur nüU irtk MÜiitE- 
Näliamüßäfk- 2 teWu je 2-3 Pttta. 
ftj.nzj.Lh Ln KrüL^'burK Gi^mzin. 
Hairel & TTavcluMm Boot ft. Rad. 

InJa: ’Brww.trino M B.dg 
Tel.: 03317*70796 (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_ 

C -A 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch hand¬ 
gefertigte Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Lieber Genosse 

Horst Bergmann, 


am 3. Februar 2015 

hast Du Deinen 75. Geburtstag gefeiert. 


Dazu gratulieren wir Dir von Herzen. Wir wünschen Dir alles Gute 
und Kraft für unseren gemeinsamen Kampf in Rosenheim, für eine 
gerechte und friedliche Welt. 

1972 bist Du in die DKP eingetreten. Du bist immer ein sehr 
geachteter Genosse gewesen. In der gesamten Partei. Bis auf den 
heutigen Tag. 

Seit 30 Jahren bist Du Mitglied der IG Metall. 25 Jahre hast Du 
Dich als Betriebsrat für die Interessen der Belegschaft der Sie- 
mens-Hofmannstraße eingesetzt. Davon 20 Jahre freigestellt. Euer 
Kampf um Tausende von Arbeitsplätzen gegen die Konzernspitze 
ist beispielhaft. 

Es war mit Deine Idee, jetzt in Rosenheim ein permanentes Bünd¬ 
nis fortschrittlicher und linker Menschen zu organisieren und da¬ 
für eine feste Institution zu schaffen: Das „Z - Linkes Zentrum in 
Selbstverwaltung". 


Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Gruppe Rosenheim und Landkreis 


s 

Norbert wird 60! 

\ 


Dem mutigen Arbeiter, unermüdlichen Kämpfer 
und liebevollen Familienvater alles Gute! 



Deine Familie 

-j 


/-\ 

Allen Gratulanten, allen Freunden und Genossen, allen Organi¬ 
sationen, Vereinen und Parteien, die mir aus Anlass meines 95. 
Geburtstags solidarische Grüße und gute Wünsche übermittelt 
haben, danke ich auf diesem Wege auf das herzlichste. 

Euer Weg- und Kampfgefährte 

Heinz Keßler 


Theoretische Konferenz 

Zur Unterstützung der Parteidebatte zum Leitantrag für den 
21. Parteitag der DKP 

Samstag, 21. Februar 2015,11.00 bis 17.00 Uhr, 
Stadtteilzentrum KroKuS, Thie 6,30539 Hannover 

Die Diskussion zu folgenden Komplexen wird jeweils durch zwei 
Referate in der Länge von 20 Minuten eingeführt: 

Imperialismus heute. Neue Momente in der Entwicklung der 
Systemkrise 

• Hans-Peter Brenner, stellvertretender Vorsitzender der DKP 

• Klaus Stein, Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

Entwicklung der Produktivkräfte und Arbeiterklasse heute 

• Nina Hager, stellvertretende Vorsitzende der DKP 

• Uwe Fritsch, DKP Braunschweig 

Die kommunistische Partei heute - Zwischen revolutionärer Flaute, 
spontanen „neuen Massenbewegungen“, neuen Chancen und politi¬ 
scher Irrelevanz 

• Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

• Thomas Hagenhofer, Bezirksvorsitzender der DKP Saarland 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 
Teilnehmerbeitrag: 10 Euro / ermäßigt 5 Euro 

(Eine weitere Konferenz zum Leitantrag wird vor der Sommerpause 
stattfinden) 



Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Haußlslraße 1 
57392 Schmallenberg- 
GrafschaN 
tfochsauerland 

Tel: 02S72-97SD-0 
Fa i 

Restaurant. 

Dienstag Ruhetag 

Kausprospekl 

anfördfirn M 


In unmittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft lieg! unser 
GasthüL Wte wt iah r hund Erten sorgt au ch heute der Wi rt 
persönlich für ths Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepiregüe Getränks, Alle Zimmer tiätun IM. Dusche. WC, 
Telelon, reinsehei die meisten Balken und Voiraum. Im 
Holelheraich befinden sich Lift. Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kirderspietraum P Salalbüliet, 
FnuhstücKsbiiMet. Audi Seuioren-Poiliüiieri, 

Übernachten 0 /Frühstück 30,- bis 53,-C p.P. 

HP 15.SÖ C p.P. * VP.22.-tp.P. 

Kostenlos ßus-urc flahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Neben&aisonpreise. 

Bei :2i Tagen Aufcnihali um Jahr 10 % Trcueraba.il- 


mail@gasthoMieimes.de * www.gasthor-heimes.de 
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Weltordnung 
im Umbruch 


Friedlich oder militärisch? 
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Im Übergang zur Multipolarität Beate 
Landefeld* China im Mittelpunkt der 
amerikanischen Militärstrategie Marc 
Botenga*Obamas Anspruch auf eine glo¬ 
bale Vorwärtsverteidigung Kai Ehlers* Die 
Ukraine und Deutschlands Griff nach 
Osten Jürgen Wagner* Das Hackenknallen 
der Atlantiker Klaus Wagener*Das Putin- 
sche Russland - Machtverhältnisse 
und Politik Willi Gerns*Lage und Per¬ 
spektive der lateinamerikanischen In¬ 
tegration Carlos Arrue Puelma 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Detlef Hensche, Koalitionsfreiheit unter Be¬ 
schuss | Tariq Ali u. Allyson Pollock, Ursprünge 
der Ebolakrise | Evo Morales, Für eine weltweite 
Gemeinschaft der Völker | Hermann Klenner, 
Grundsätzliches zum Rechtsstaat | Reiner Zilke- 
nat, Die „Fischer-Kontroverse“ | Phillip Becher, 
Die bürgerliche „Partei neuen Typs“ - Faschismus¬ 
deutung der italienischen Kommunisten | Lucas 
Zeise, Weltwirtschaftkrise, Kriege und Kriegsge¬ 
fahr | Diskussionsbeiträge von Andreas Wehr und 
Arnold Schölzel, Russland - imperialistischer 
Konkurrent oder Friedensmacht? 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


www.dkp-online.de/uz/shop.pdf 



Bernd Köhler 
bei JumpUp 

KEINE WAHL (BUCH UND CD) 

Lieder, Balladen und Gesänge aus Streik- 
und Arbeitskämpfen 1971 - 2013 

Das Prinzip ist so alt wie die Menschheitsge¬ 
schichte. Veränderungen von unten müssen den 
Mächtigen abgerungen werden, meist gegen 
deren erbitterten Widerstand. Bernd Köhlers 
Lieder entstanden aus der Erfahrung vor Ort, 
berichten von den Auseinandersetzungen, von 
Haltungen, Zielen, Erfolgen und Niederlagen. 

So ist KEINE WAHL nicht nur ein mitreißendes 
musikalisches Album geworden, sondern auch 
eine beeindruckende historische Dokumentation. 

CD 15 Euro / Buch 12 Euro + Versand 
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Ein langer Kampfweg 

Betr.: „Der Tag, an dem die Rote 
Armee kam 64 , UZ vom 30.1.2015, S. 8 

Eure Ausgabe ist wiederum hervorra¬ 
gend gelungen. Besonders berührt ha¬ 
ben mich die Beiträge und Bilder über 
die Befreiung des KZ Auschwitz. Zwei 
junge Rotarmisten inmitten von befrei¬ 
ten Häftlingen. Aber wo kamen sie 
her? Einen langen Kampfweg hatten 
sie hinter sich. Die Rote Armee kämpf¬ 
te sich in 1 528 Tagen und Nächten in 
den größten Schlachten der Weltge¬ 
schichte von Moskau, Stalingrad, im 
Kursker Bogen, über 900 Tage der Ver¬ 
teidigung von Leningrad bis nach Ber¬ 
lin, um den Faschismus in seiner Höhle 
zu zerschlagen. Der Blutzoll war groß. 
27 Mio. Tote hatte das Sowjetvolk. Al¬ 
leine die 39.Garde Motschützendivisi- 
on, die von 1945 bis 1992 in Ohrdruf 
stationiert war, verlor in den Kämpfen 
um die Seelower Höhen 9 000 Solda¬ 
ten. Es bleibt zu hoffen, dass aus Anlass 
des 70. Jahrestages der Befreiung von 
der Barbarei des deutschen Faschismus 
die großen Leistungen und Opfer des 
Sowjetvolkes und ihrer Streitkräfte der 
historischen Wahrheit entsprechend 
gewürdigt werden. 

Hans Linke, Suhl 

Funktion von Sozialdemokratie 

Betr.: Sozialdemokratie vorwurf gegen 
Syriza 

Sozialdemokratisch nennen Marxisten 
eine Politik, die sich darauf beschränkt, 
im Rahmen der gegebenen kapitalis¬ 
tischen Verhältnisse der Kapitalsei¬ 
te Verbesserungen der Lebensbedin¬ 
gungen der werktätigen Bevölkerung 
durch Reformen zu deren Gunsten 
abzuringen. Das schließt wirtschafts¬ 
demokratische Modelle und Trans¬ 
formationsvorstellungen ein, die ei¬ 
nen Sozialismus ohne revolutionäre 
Veränderungen der kapitalistischen 
Macht- und Eigentumsverhältnisse 
erreichen wollen. Dass die früheren 
sozialdemokratischen Parteien wie 
etwa PASOK oder besonders die SPD 
sich von solch reformistischer Politik 
längst verabschiedet haben und ihre 
Form der Durchsetzung von Kapital¬ 
interessen inzwischen offener als frü¬ 
her artikulieren, „neoliberale“ Politik 
betreiben, ändert nichts daran, dass 
heutzutage in der Regel die Parteien 
der EL, einschließlich der Partei „Die 
Linke“ und Syriza, eben diesem refor¬ 
mistischen Modell entsprechen (so¬ 
fern auch sie nicht bereits offen rechte 
Politik betreiben, wie etwa die Partei 


„Die Linke“ in diversen Landesregie¬ 
rungen oder Teile davon in der Fra¬ 
ge der BW-Auslandseinsätze). Keiner 
der genannten Artikel unterstellt Sy¬ 
riza Verrat oder andere böse Absich¬ 
ten, sie kritisieren jedoch wie die KKE 
deren illusionäre Ankündigungen und 
den letztlichen Charakter dieser sozi¬ 
aldemokratischen Politik als Stabili¬ 
sierung des bürgerlich-kapitalistischen 
Systems. Dazu gehört immer auch die 
Funktion, die Werktätigen von der Er¬ 
kenntnis ihres grundlegenden Klassen¬ 
interesses an der Beendigung des Ka¬ 
pitalismus und ihrer Hinwendung zu 
den kommunistischen Parteien abzu¬ 
halten. Um diese Einschätzung kom¬ 
men Kommunisten nicht herum. Wer 
die angreift, sollte das mit sachlichen 
Argumenten tun und nicht mit über¬ 
schäumender Empörung. Tut mir leid, 
das sagen zu müssen, aber das klärt 
nichts, das schadet uns nur. 

Thomas Mehner, Krefeld 

Welche Lehren? 

Betr.: Leserbrief von Sonja Schmid, 
UZ vom 30.1.2015, S. 15 

Ihre Forderung nach Unterstützung 
der Syriza-Regierung und ihre Ableh¬ 
nung der Haltung der Kommunisti¬ 
schen Partei Griechenlands verbindet 
Sonja Schmid mit einem Verweis auf 
Lehren aus unserer eigenen Geschich¬ 
te. Diese - so Sonja - hätte uns etwas 
Besseres gelehrt. Nun ist die Fähigkeit, 
aus der eigenen Geschichte zu lernen, 
eine der wichtigsten Bedingungen für 
erfolgreiche kommunistische Politik 
und daher entsprechend ernst zu neh¬ 
men. 

Es stellt sich also die Frage, welche 
Lehre das sein soll, die uns zu besse¬ 
ren Einsichten als unsere griechische 
Schwesterpartei führen soll? Meint 
Sonja die spätestens 1935 errungene 
Einsicht der kommunistischen Bewe¬ 
gung, dass wir die Ansprache der gan¬ 
zen Arbeiterklasse und die Zusammen¬ 
arbeit mit ihr benötigen - auch wenn 
große Teile reformistisch befangen und 
sozialdemokratisch orientiert sind? 
Das braucht die KKE nicht von uns zu 
lernen, sondern es ist bereits ihre er¬ 
klärte Praxis. Unsere Schwesterpartei 
warnt stattdessen davor, dass eine Po¬ 
litik, die die Fundamente von EU und 
Euroraum akzeptiert, auch dann kei¬ 
ne Lösung bieten kann, wenn sie von 
Syriza exekutiert wird. Sollte die KKE 
diese Einsicht besser verschweigen 
um sagen zu können, sie stehe an der 
Seite von Syriza? Die Lehrstunde, bei 


der wir aus unserer Geschichte hätten 
lernen können, sozialdemokratischen 
Reformismus nicht zu kritisieren, den 
Sozialdemokraten bei ihrer Fürsorge 
am Krankenbett des Kapitalismus zu 
helfen und ihnen nachzulaufen, wenn 
sie unmittelbar nach der Befreiung von 
Faschismus wortradikal den Sozialis¬ 
mus als Tagesaufgabe verkünden - die¬ 
se Lehrstunde habe ich wohl verpasst. 
Nein - im Ernst: Das Lernen aus den 
eigenen Fehlern und Erfolgen ist zu 
wichtig, um es durch unbelegte Phra¬ 
sen zu ersetzen. Wenn es also ernsthaft 
etwas aus unserer Geschichte zu lernen 
gibt, was eine Unterstützung Syrizas als 
notwendig erweist, dann würde ich das 
gerne lernen. 

Jürgen Lloyd, Krefeld 

Ergänzung 

Betr.: Berichterstattung zu 
Griechenland 

Die beiden Artikel zu den Wahlen in 
Griechenland in der UZ vom 30. Janu¬ 
ar bieten eine klassenmäßig differen¬ 
zierte Analyse und Einschätzung. Ich 
möchte aus meiner Sicht lediglich ei¬ 
nen Aspekt ergänzen. Die Millionen 
Stimmen für die SYRIZA stellen gut 
20 Prozent der Wahlberechtigten dar, 
die darauf hoffen, Tsipras & Co. mögen 
es parlamentarisch schon richten. Die 
etwa 350 000 hingegen, die ihre Stim¬ 
men der KKE gegeben haben, sind je¬ 
derzeit von der KKE, der PAME und 
den Bündnisorganisationen außer¬ 
parlamentarisch mobilisierbar. Selbst 
100 000 reichten hin, das Zentrum von 
Athen vom Omonia- bis zum Syntag- 
maplatz zu besetzen. Mit welcher Kraft 
träte die KKE erst auf, wenn sie der¬ 
einst 10 Prozent oder gar 15 Prozent 
mobilisieren könnte. Davor fürchtet 
sich die Bourgeoisie. Deshalb braucht 
sie die sozialdemokratische Variante. 
Dass es ihr allerdings nach dem Nie¬ 
dergang der PASOK in den letzten 
drei, vier Jahren gelingen würde, eine 
neue derartige Option dem Wähler¬ 
volk anzubieten, habe ich persönlich 
nicht für möglich gehalten. 

Udo Paulus, E-Mail 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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FR ★ 6. FEB 


Berlin: „Koalitionsfreiheit und Streikrecht 
unter Beschuss“ mit Detlef Hensche, ehern. 
IG-Medien-Vorsitzender. Marx-Engels-Zen- 
trum, Spielhagenstraße 13, Berlin-Charlot- 
tenburg, 19.00 Uhr. Kosten: 2,00 Euro/1,00 
Euro ermäßigt. 


SO ★ 8. FEB 


Hattingen: „Tarifeinheitsgesetz-Wir sagen: 
Hände weg vom Streikrecht!“ Informations¬ 
veranstaltung von DKP, Piratenpartei und 
„Die Linke“ im Rat der Stadt Hattingen mit 
Thomas Big. Gemeindeamt; Hattingen-Wel- 
per, Im Welperfeld 27,11.00 Uhr. 


FR ★13. FEB 


Schweinfurt: „Wer rettet Wen?“ Die Krise 
als Geschäftsmodell auf Kosten von Demo¬ 
kratie und sozialer Sicherheit. Eine interna¬ 
tionale Koproduktion der Kernfilm von Les- 
lie Franke und Herdolor Lorenz (104 min.) 
Gruppenabend DKP Schweinfurt - Haßber¬ 
ge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr._ 

Nürnberg: Friedrich Engels, Dialektik der 
Natur - „Ein Blick auf ein unvollendetes 
Werkstück des Dialektischen Materialis¬ 
mus.“ Veranstaltung des deutschen Frei¬ 
denkerverbands mit Dr. phil. Elmar Witz- 
gall. Villa Leon, Philipp-Koerber-Weg, 
19.15 Uhr. 


SA ★ 14. FEB 


Berlin: „Grundlagen der Politischen Öko¬ 
nomie - Das Kapital lesen“, zweitägiges 
Seminar des Marx-Engels-Zentrums mit H. 
Wendt, Wirtschaftswissenschaftler. Marx- 
Engels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, 
11.00 Uhr. Mehr Information: www.mez- 
berlin.de. Anmeldung erbeten unter: info@ 
mez-berlin.de. 


SO H 15. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Ver¬ 
teidiger der Bremer Räterepublik mit Tobias 
Pflüger (Partei „Die Linke“), Raimund Gae- 
belein (VVN-BdA) und Musik von Frederick 
Langer (Lieder zur Gitarre), Waller Friedhof, 
11.00 Uhr, im Anschluss Kulturprogramm im 
Westend, Das Rote Krokodil, 12.00 Uhr. 


Dl ★ 17. FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18. FEB 


Elmshorn: „Was bleibt von der DDR?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Elmshorn, 
mit Prof. Dr. Nina Hager, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP und Chefredakteurin der 
UZ. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 


DO ★ 19. FEB 


Berlin: „Warum überlässt die Linke den 
Rechten die Nation?“ mit Stefan Bollinger, 
Historiker. Marx-Engels-Zentrum, Spielha¬ 


genstraße 13,19.00 Uhr. Kosten: 2,00 Euro, 
1,00 Euro ermäßigt. 


FR ★ 20. FEB 


Hamburg: „100 Jahre Erster Weltkrieg!“ 
Szenische Lesung: Erich Schaffner spielt 
Karl Kraus „Die letzten Tage der Mensch¬ 
heit“ . KulturWerkstatt Harburg, Kanalplatz 
6, 20.00 Uhr. Eintritt: 10,00 Euro, 7,00 Euro 
ermäßigt. 


Dl ★ 24. FEB 


Bremen: „Russland. Staat - Kapital - Pu¬ 
tin“ , Diskussionsveranstaltung der MASCH 
mit Willi Gerns. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 25. FEB 


Berlin: Beginn des zehnteiligen MASCH-Ka- 
pitalkurses mit Helmut Dunkhase. Marx-En- 
gels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, Berlin- 
Charlottenburg, 19.00 Uhr. Mehr Information: 
www.mez-berlin.de, Anmeldung erbeten un¬ 
ter: info@mez-berlin.de. Kosten: 10,00 Euro, 
5,00 Euro ermäßigt. 


SA ★ 28. FEB 


Groningen (NL): Vier-Parteien-Konferenz 
und internationale Demonstration. Im Rah¬ 
men der traditionellen Vier-Parteien-Konfe¬ 
renz wird es wie im vergangenen Jahr in 
Aachen eine Demonstration geben. 12.00 
Uhr, Ossenmarkt (nördliche Innenstadt). 
Nach der Demonstration gibt es einen von 
der NCPN (Neue Kommunistische Partei der 
Niederlande) organisierten antifaschistisch¬ 
historischen Stadtrundgang, bis etwa 15.00 
Uhr._ 

Berlin: „Hans Heinz Holz-Tagung“, Gemein¬ 
schaftsprojekt der DKP Berlin und der Salz¬ 
burger Gesellschaft für dialektische Philo¬ 
sophie in Kooperation mit dem MEZ. Refe¬ 
renten: Hermann Klenner, Hannes A. Fellner, 
Andreas Hüllinghorst. Marx-Engels-Zentrum, 
Spielhagenstraße 13,11.00 Uhr. Anmeldung 
erbeten unter: info@mez-berlin.de, mehr In¬ 
formation: www.mez-berlin.de. Kosten: 5,00 
Euro, 3,00 Euro ermäßigt. 

„Marxismus und Demokratie“ 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht- 

Schule, Leverkusen 

Referent: Jürgen Lloyd 

Sa./So., 21722. Februar 2015 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 

www.karl-liebknecht-schule.org 

Die Linke und „Die Linke“ 

Podiumsdiskussion der „Assoziation Däm¬ 
merung“ mit Tobias Pflüger (stellv. Partei¬ 
vorsitzender „Die Linke“), Patrik Köbele 
(Parteivorsitzender, Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei), Martin Suchanek (NaO - Neue 
antikapitalistische Organisation, Berlin) und 
Christin Bernhold (ehern. „Die Linke“, Ham¬ 
burg). 

Freitag, 13. Februar, Magda-Thürey-Zentrum 
(MTZ), Lindenallee 72, Hamburg-Eimsbüttel, 
20.00 Uhr. 
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Meine progressive Woche 

Vom 24. bis 30. Januar 


Mittwoch 

Das griechische Kabinett wird glatt hal¬ 
biert. Außer dem Posten des Ministerpä- 
sidenten und seines Stellvertreters gibt 
es nurmehr 10 Minister statt bisher 20. 
Die Geldersparnis ist das Eine. Es zählt 
die symbolische Geste im Europa der 
Pöstchenjäger und Sichselbstversorger. 

Donnerstag 

Unsere Kampfpresse schwelgt gern 
im Ungefähren; seit Sonntag erfahren 
Deutsche wenig Konkretes und Substan¬ 
tielles über die Politik des Kabinetts Tsi- 
pras. Wer Genaueres wissen will, ist auf 
das internationale Internet angewiesen. 

Dort lesen wir erfreut, dass der ers¬ 
te offizielle Gang Tsipras - schon am 
Montag - nach Kessariani bei Athen ge¬ 
führt hat, wo die deutschen Faschisten 
während der Besatzung 600 Menschen, 
vor allem Kommunisten, ermordeten. 

★ 

In Athen werden auf der ersten Kabi¬ 
nettsitzung Beschlüsse gefasst, von de¬ 
nen einige das Attribut historisch verdie¬ 
nen: ★ Kinder von Migrantlinnen, die in 
Griechenland geboren wurden, können 
griechische Staatsbürger werden (Wohl 
auch ein Zeichen an alle, die sich wegen 
der Flüchtlingsfeinlichkeit des kleinen 
Koalitionspartners sorgten). ★ Diverse 
Privatisierungen im nationalen Maßstab 
werden gestoppt. ★ Alle Entlassungen 
von Reinigungskräften und Lehrerin¬ 
nen aus dem öffentlichen Dienst werden 
rückgängig gemacht. Weitere Entlassun¬ 
gen gibt es nicht. ★ Die Schließung des 
staatlichen Fernsehsenders ERT wird 
rückgängig gemacht. ★ Die Polizei 
wird bei Demonstrationen und Fuß¬ 
ballspielen keine Waffen mehr tragen. ★ 
Der Mindestlohn wird wieder von 400 
Euro auf 751 Euro gesetzt. ★ Besonders 
inhumane Gefängnisse für Terroristen 
und Schwerverbrecher werden abge¬ 


schafft. ★ Die persönliche Zuzahlung 
für Krankenhaus und Rezepte entfällt. 
★ Die 13te Monatsrente und das 13te 
Gehalt für Niedriglöhner im Öffentli¬ 
chen Dienst werden wiedereingeführt. 

Außerdem soll das Gesundheitsmi¬ 
nisterium unverzüglich einen Plan für 
die kostenlose medizinische und Arznei¬ 
mittelversorgung von nicht versicherten 
Arbeitslosen vorlegen. Und innerhalb 
von 15 Tagen soll der Finanzminister 
ein Programm für eine Umschuldung 
Griechenlands vorlegen. Von alldem 
weiß die deutsche Kampfpresse wenig 
bis nichts zu berichten. 

Donnerstag 

Auch EU-Präsident Juncker gerät neu¬ 
erdings ins Nebulöse, wenn er von Grie¬ 
chenland spricht. „ Griechenland muss 
Europa respektieren “ wird er in der 
französischen Zeitung „Le Figaro“ zi¬ 
tiert. Der ehemalige luxemburgische 
Ministerpräsident muss sich allerdings 
fragen lassen, wo der Respekt seines 
Landes vor Europa, vor allem seinen 
ehrlichen Steuerzahlern bleibt. Luxem¬ 
burg war und ist bekanntlich eine Steu¬ 
eroase, deren Ausmaß eines Schurken¬ 
staates würdig ist. 

Freitag 

Der britische Guardian schreibt Dinge, 
die in unserer Presselandschaft fehlen: 

„ Tsipras Herausforderung an die 
ökonomische Orthodoxie macht Sinn. 
Griechenland - und in der Tat die ge¬ 
samte Euro-Zone - braucht nicht mehr 
Sparpolitik, sondern eine stärkere Nach¬ 
frage. Zwei Zahlen verdeutlichen das er¬ 
bärmliche Scheitern der Wirtschaftspoli¬ 
tik im 19-Nationen-Währungsraum: -0,6 
und 11,4 Prozent. Die erste ist die aktu¬ 
elle Inflationsrate; die zweite die aktuelle 
Arbeitslosenquote 

Adi Reiher 



Agus [lokale Umweltschutzorganisation, d. R.], DGB und 
Friedensrat Markgräflerland sowie die Kolpingfamilie Müll- 
heim hatten zu einer Kundgebung auf dem Markgräfler Platz 
in Müllheim aufgerufen, um Flüchtlinge willkommen zu hei¬ 
ßen und Stellung zu nehmen gegen Rassismus und Pegida. 

Uli Rodewald begrüßte namens DGB und Friedensrat 
die 100 Menschen auf dem Platz, besonders die zahlreich 
unter ihnen weilenden Flüchtlinge aus Gambia, Eritrea und 
Nigeria. Rodewald wies darauf hin, dass es einen Zusam¬ 
menhang zwischen der Bedrohung des äußeren und sozi¬ 
alen Friedens und rechten, rassistischen Bewegungen gibt. 
Welchen Gefahren Flüchtlinge nicht nur in ihrem Heimat¬ 
land ausgesetzt sind, sondern auch während ihres oft langen 
Fluchtweges,schilderte eindrücklich ein Flüchtling aus Eri¬ 
trea. Bernhard Rimmeie sprach für die Kolpingfamilie Müll- 
heim und trat irrationalen Ressentiments gegen Andersfar¬ 


bige und Andersgäubige entgegen. Anne Katrin Vetter vom 
Friedensrat las aus einer Rede Martin Luther Kings: „Ich 
habe einen Traum. Wir werden zusammen arbeiten, zusam¬ 
men beten, zusammen kämpfen, zusammen ins Gefängnis ge¬ 
hen und zusammen aufstehen für eine Welt in Frieden. Eines 
Tages werden wir es schaffen!“ Jürgen Hauke von der Agus 
zeigte auf, wie unsere heutige Wirtschaftsweise ursächlich 
für die Flüchtlingsströme ist. Aber nicht nur geredet wurde, 
sondern auch gesungen, begleitet auf dem Fagott von Felix 
Hempel. Und ein erster Grundstock für nötige rechtliche Be¬ 
ratungen bei den anstehenden Asylverfahren der Flüchtlinge 
wurde von den Teilnehmerinnen gesammelt. Eine Veranstal¬ 
tung, die den Anwesenden eine Ahnung davon vermittelte, 
dass sie und andere Menschen einer Erde sind. 

Die Wortbeiträge dieser Kundgebung werden veröffent¬ 
licht unter: http://www.friedensrat.org 


Die griechische Revolution Streit bei den Kickern 

Das Londoner Protokoll vom 2. Februar 1830 Zwanziger vs. FC Bayern 


Nachdem das byzantinische Mystras auf 
Morea 1460 - sieben Jahre nach dem 
Fall von Konstantinopel den Osmanen 
überlassen werden musste, gab es für 
350 Jahre kein griechisches Staatswesen. 

Während dieser Zeit litten vor allem 
die griechischen Bauern - die Masse des 
Volkes - unter Steuern, Abgaben und 
Frondiensten. Deswegen kam es immer 
wieder zu lokalen Aufständen. Die Trä¬ 
ger waren die Klephten (Freischärler), 
die einen erbitterten Kleinkrieg gegen 
die türkischen Besatzer führten. Dies 
trug wie Sprache und Religion dazu 
bei, dass die nationale Identität erhal¬ 
ten blieb. 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts wuchs die griechische Bour¬ 
geoisie rasch. Eine der Ursachen war 
die Beendigung des türkisch-russischen 
Krieges, der zu einem starken Wachs¬ 
tum des russischen Handels im Schwar¬ 
zen- und im Mittelmeer führte. Griechi¬ 
sche Reeder und Kaufleute profitierten 
davon in hohem Maße. Besonders stark 
waren diese reichen Bourgeois in Fanar 
vertreten, einem Stadtteil von Konstan¬ 
tinopel, wo auch der Sitz des griechisch- 
orthodoxen Patriarchen lag. Die Fana- 
rioten bildeten den rechten Flügel der 
griechischen Befreiungsbewegung. 

Die Französische Revolution löste 
auch in Griechenland Begeisterung aus. 
Im In- und Ausland gründeten Griechen 
Geheimgesellschaften, die die Idee der 
nationalen Befreiung aktiv vorantrie¬ 
ben. Am 25. März 1821 brach der Auf¬ 
stand auf Morea (Peloponnes) aus. Kle¬ 
phten und Bauern vertrieben die türki¬ 
schen Großgrundbesitzer. Von Morea 
aus griff der Aufstand auf Zentralgrie¬ 
chenland und die Inseln über. Bis Ende 
1821 war ein großer Teil Griechenlands 
befreit. Am 1. Januar 1822 verkündete 
eine provisorische Nationalversamm¬ 
lung in Piada bei Epidauros die grie¬ 
chische Unabhängigkeit, verabschiedete 
eine Verfassung und wählte eine Regie¬ 
rung, die von Fanarioten geführt wurde. 

Die osmanische Reaktion ließ nicht 
auf sich warten. Das Reich wurde von 


einer Pogromwelle erfasst. In Kons¬ 
tantinopel wurden 300 Kaufleute er¬ 
mordet und der griechische Patriarch 
Gregor V. zu Ostern 1822 öffentlich ge¬ 
henkt. Besonders betroffen war die In¬ 
sel Chios im April 1822. Eine Interven¬ 
tionstruppe von 45 000 Mann überfiel 
die Insel, nachdem die Griechen ihrer¬ 
seits eine Truppe von einigen tausend 
Mann dort stationiert hatten. Von etwa 
100 000 Griechen wurden etwa 25 000 
getötet - alle Männer, die älter als zwölf 
Jahre waren, alle Frauen über 40 Jahre 
und alle Kinder unter zwei Jahre. 45 000 
Griechen gingen in die Sklaverei, bis zu 
15 000 konnten fliehen. 

Ab 1822 begann die türkische Armee 
verschiedene großangelegte Operatio¬ 
nen gegen den jungen griechischen Na¬ 
tionalstaat. Die Griechen wehrten sich 
mit bescheidenen Mitteln, aber zäh. Die 
Bewunderung dafür und die Empörung 
über die Pogrome führte zu wachsender 
internationaler Unterstützung. Über Jah¬ 
re konnte aber keine Seite die Ausein¬ 
andersetzung für sich entscheiden. 

1825 verschärfte sich die griechi¬ 
sche Lage, als eine starke ägyptische 
Streitmacht als Bündnispartner der 
Türken Morea überfiel. Dies rief 
England, Russland und Frankreich 
auf den Plan, die ihre Interessen 
verletzt sahen. 1828 vertrieben fran¬ 
zösische Truppen die Ägypter von 
Morea. Bereits 1827 hatte eine rus¬ 
sisch-englisch-französische Flotte die 
türkisch-ägyptische Seestreitmacht 
im Hafen von Navarino vernichtend 
geschlagen. 1829 schlugen russische 
Truppen die Türken im neuerlichen 
russisch-türkischen Krieg entschei¬ 
dend. 

Nun war der Weg frei. Am 3. Februar 
1830 Unterzeichneten die drei Verbün¬ 
deten das Londoner Protokoll, in dem 
sie Griechenlands Unabhängigkeit an¬ 
erkannten. Das Staatsgebiet blieb mit 
Rücksicht auf die Hohe Pforte auf den 
kleineren Teil Zentralgriechenlands, 
Morea und einen Teil der Inseln be¬ 
schränkt. AR 


Kaum zu glauben: Theo Zwanziger, Ex- 
Präsident der bundesdeutschen Fuß¬ 
baller, und der FC Bayern sind sich in 
die Haare geraten. Und es handelte 
sich nicht um einen harmlosen Streit, 
etwa ob ein Elfmeter zu Recht ver¬ 
hängt oder ein falscher Schiedsrichter 
nominiert worden war, sondern um - so 
die Gazetten „die Geschäfte der Bay¬ 
ern, die Zwanziger missbilligt hatte 
und die wutschnaubende Antwort von 
Rummenigge,“ der Hoeneß vertritt, 
solange der im Knast sitzt. Allerhand 
Knatsch also und ziemlich gewichtiger 
obendrein! 

Da nicht zu erwarten ist, dass die 
Mehrzahl der UZ-Leser auch die Mit¬ 
teilungen des FC Bayern abonniert hat, 
gilt es zunächst den Sachverhalt kurz 
zu beschreiben: Die Bayern hatten ein 
Spiel in Saudi-Arabien bestritten, wo¬ 
bei die einen es ein Freundschaftsspiel 
nannten, andere es als „Trainingsspiel“ 


Braucht der Dr. einen 
Doktor? 


ausgaben. Jeder halbwegs Fußballinter- 
essierte ahnte, dass der bundesdeutsche 
Spitzenclub die Reise in die politisch 
umstrittene Wüstenferne angetre¬ 
ten hatte, weil die Saudis das ohnehin 
stattliche Konto der Münchner mehr¬ 
stellig bedenken würden. Kurzum: die 
meisten ahnten das, einige wussten es. 
Und ausgerechnet Ex-Kicker Präsident 
Zwanziger warf den Bayern nun Geld¬ 
gier vor. Eingeweihte wissen: Über 
Geld redet man nicht! Also hieb der 
FC Bayern zurück. Auf der Web-Sei¬ 
te des Clubs erschien ein von „Säbe- 
ner Sigi“ unterschriebener Artikel, der 
Staub aufwirbelte: „Es lässt uns keine 
Ruhe, (...) Deshalb müssen wir doch 
noch einmal auf das Thema Saudi-Ara¬ 
bien zurückkommen. Für unser Spiel in 
Riad sind wir kritisiert worden. Damit 
müssen wir leben, damit können wir 
leben, und daraus werden wir lernen. 
Sachlicher Kritik stellen wir uns ger¬ 


ne. Aber eines hat uns beim FC Bay¬ 
ern dann aber doch gewaltig gewun¬ 
dert (...) hat ein älterer Herr versucht, 
dem FC Bayern heftig an den Karren 
zu fahren. Dr. Theo Zwanziger - wer 
erinnert sich nicht an den ehemaligen 
DFB-Präsidenten - hat die Chance 
dankbar genutzt, auf Kosten des FC 
Bayern noch einmal in die Schlagzei- 



Flagge Saudi-Arabiens. 


len zu kommen. In der FAZ ließ er sich 
so zitieren: „Ich weiß schon länger, dass 
bei den Bayern Kommerz Ethik schlägt 
und sich im Zweifel auf die Seite des 
Geldbeutels gestellt wird. Das ist scha¬ 
de, aber überrascht mich nicht.“ Nun 
prügelte der FC Bayern zurück: „Ach 
Theo, geht’s Dir gut? Fehlt Dir was? 
Spricht hier tatsächlich derselbe Zwan¬ 


ziger zu uns, der sich als DFB-Präsident 
so engagiert bei jeder Gelegenheit im 
Licht des FC Bayern gesonnt hat? Und 
vor allem: Spricht er über den gleichen 
Fußballklub wie damals, als er gar kein 
Ende fand beim Lobhudeln?“ 

Und dann folgte ein weiterer auf¬ 
schlussreicher Satz: „Da kann es dann 
schon mal passieren, dass man sich auch 
nicht mehr daran erinnert, dass die deut¬ 
sche Nationalmannschaft im Februar 
1998 zum ,Freundschaftsspiel 4 im Kö- 
nig-Fahd-Stadion von Riad nach Sau¬ 
di-Arabien gereist ist. Und wer saß da¬ 
mals im DFB-Vorstand? Unser Freund, 
der vergessliche Theo, von dem damals 
keinerlei Proteste über die Situation 
in Saudi-Arabien überliefert sind. (...) 
Wenn Dr. Theo Zwanziger tatsächlich 
vergessen hat, was er einst alles erzählt 
hat, machen wir uns wirklich Sorgen. 
Braucht der Dr. einen Doktor?“ 

Könnte jemand fragen: Und was 
geht uns das an? Im Grunde nichts, 
wenn man davon absieht, dass wieder 
mal mit ungewöhnlicher Deutlichkeit 
eingestanden wird: In der Bundesliga 
geht es weniger um den Ball, als um die 
Kohle! Auch wenn man in der Wüsten¬ 
ferne spielt! Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Verborgen vor den Nazis 

Regisseur Jerzy Sladkowski begleitet 
den Engländer Mark Atkin auf der 
Suche nach seiner jüdischen Vergan¬ 
genheit und dem Familienschatz, von 
dem ihm sein Vater erzählt hat und der 
ihn und seine Familie seit Jahrzehnten 
fasziniert. 

So., 8.2., 23.50-0.50 Uhr, mdr 

Verliebt in die DDR, D 2010 

1989, wenige Wochen vor dem Mauer- 
fall, wurde der junge Schriftsteller Ro¬ 
nald M. Schernikau Bürger der DDR. 
Mit 16 Jahren war er 1976 Mitglied 
der DKP geworden. Sein erstes Buch 
„Kleinstadtnovelle“ erschien 1980 und 


beschrieb sein schwules Coming-out. 
Im selben Jahr zog Schernikau nach 
West-Berlin, wo er Mitglied der Sozi¬ 
alistischen Einheitspartei Westberlins 
(SEW) wurde und an der FU Germa¬ 
nistik, Philosophie und Psychologie 
studierte. Von 1986 bis 1989 studierte 
Schernikau am Institut für Literatur 
„Johannes R. Becher“ in Leipzig, wo er 
als West-Berliner nur mit erheblichen 
Schwierigkeiten zugelassen wurde. In 
dieser Zeit ermutigte ihn Peter Hacks 
in die DDR überzusiedeln. 

Ronald M. Schernikau starb am 20. 
Oktober 1991 an den Folgen seiner 
AIDS-Erkrankung. 

Mi., 10.2., 0.15-1.05 Uhr, rbb 












